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34. Sitzung 

Bonn, den 11. November 1983 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Dr. Barzel: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 19 bis 21 auf: 

19. Beratung des Berichts zum Stand der Bemü-
hungen um Abrüstung und Rüstungskon-
trolle sowie der Veränderungen im militäri-
schen Kräfteverhältnis 1983 
— Drucksache 10/216 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschul3 (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

20. a) Beratung der Großen Anfrage der Abge-
ordneten Frau Beck-Oberdorf und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
Atomwaffen — Rechtsgrundlage 
— Drucksachen 10/142, 10/487 — 

b) Beratung der Großen Anfrage der Abge-
ordneten Frau Beck-Oberdorf und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
Atomeinsatz — Vetorecht 
— Drucksachen 10/143, 10/487 — 

c) Beratung der Großen Anfrage der Abge-
ordneten Frau Kelly und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
Atomwaffen-„Pakete" gegen die Bundes-
republik Deutschland 
— Drucksachen 10/175, 10/487 — 

d) Beratung der Großen Anfrage des Abge-
ordneten Reents und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Atomwaffen- Einsatzverhinderung 
— Drucksachen 10/179, 10/487 — 

e) Beratung der Großen Anfrage des Abge-
ordneten Reents und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Atomwaffen-Einsatzfolgen 
— Drucksachen 10/180, 10/487 —

21. Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Frau Dr. Bard, Bastian, Frau Beck-Oberdorf, 
Burgmann, Drabiniok, Dr. Ehmke (Ettlin-
gen), Fischer (Frankfurt), Frau Gottwald, 
Frau Dr. Hickel, Horacek, Hoss, Dr. Jannsen, 

Frau Kelly, Kleinert (Marburg), Krizsan, 
Frau Nickels, Frau Potthast, Reents, Frau 
Reetz, Sauermilch, Schily, Schneider (Berlin), 
Frau Schoppe, Schwenninger, Stratmann, 
Verheyen (Bielefeld), Vogt (Kaiserslautern), 
Frau Dr. Vollmer eingebrachten Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Durchführung einer kon-
sultativen Volksbefragung zur Stationierung 
neuer atomarer Mittelstreckenraketen 
(Pershing II, Cruise Missile) in der Bundes-
republik Deutschland 
— Drucksache 10/519 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Rechtsausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Zu Tagesordnungspunkt 20 hat die Fraktion DIE 
GRÜNEN einen Entschließungsantrag auf Druck-
sache 10/594 vorgelegt. 

Meine Damen und Herren, zu Gestaltung und 
Dauer der Aussprache liegt Ihnen ein Geschäftsord-
nungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP vor. 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abgeord-
nete Schäuble. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Nach § 35 unse-
rer Geschäftsordnung werden Gestaltung und 
Dauer der Aussprache über einen Verhandlungsge-
genstand auf Vorschlag des Ältestenrats vom Bun-
destag festgelegt. Kommt es im Ältestenrat nicht zu 
einer Vereinbarung gemäß Satz 1 oder beschließt 
der Bundestag nichts anderes, darf der einzelne 
Redner in der Aussprache nicht länger als 15 Minu-
ten sprechen. 

Es ist uns im Ältestenrat gestern nicht gelungen, 
über die Gestaltung der Aussprache eine Vereinba-
rung zu treffen, wohl aber über die Dauer. Deswe-
gen legen Ihnen die Fraktionen von CDU/CSU, SPD 
und FDP den Antrag vor, die vereinbarten vier 
Stunden Redezeit so zu verteilen, daß auf die Koali-
tionsfraktionen 140 Minuten, auf die SPD-Fraktion 
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Dr. Schäuble 
80 Minuten und auf die Fraktion DIE GRÜNEN 20 
Minuten entfallen. Dies entspricht dem üblichen 
Schlüssel der Verteilung der Redezeiten in diesem 
Hause. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat eine Vereinba-
rung über die Aufteilung der Redezeiten, wenn ich 
es richtig sehe, mit zwei Argumenten abgelehnt. Sie 
hat zunächst gesagt, die Tatsache, daß sie Große 
Anfragen eingebracht habe, deren Beantwortung 
durch die Bundesregierung Gegenstand der De-
batte sei, müsse ihnen zusätzliche Redezeit zur Be-
gründung ihrer Anfragen geben. Sie hat ferner die 
Auffassung vertreten, daß der Schlüssel der Vertei-
lung der Redezeiten generell die Fraktion der GRÜ-
NEN benachteilige. 

Zum ersten Gesichtspunkt will ich die Vorbemer-
kung machen, Herr Präsident, daß wir die Auf-
nahme des Gesetzentwurfes über die Durchführung 
einer konsultativen Volksbefragung auf die heutige 
Tagesordnung einvernehmlich vereinbart haben 
unter der Bedingung, daß daraus nicht zusätzliche 
Redezeitenansprüche abgeleitet werden; sonst 
würde hierfür selbstverständlich eine Begrün-
dungsredezeit zur Verfügung stehen. 

Was die Begründung Großer Anfragen betrifft, 
Herr Präsident, verweise ich darauf, daß die Großen 
Anfragen durch die Bundesregierung beantwortet 
sind. Damit steht eine zusätzliche Begründung den 
anfragenden Fraktionen gemäß § 101 unserer Ge-
schäftsordnung nicht zu. Das ist die gegenteilige 
Situation zu § 102, wo Große Anfragen durch die 
Bundesregierung nicht oder noch nicht beantwortet 
sind. 

Dies hat auch seinen guten Sinn. Gegenstand der 
Debatte ist nämlich nicht die Große Anfrage, son-
dern die Antwort der Bundesregierung, und dar-
über wird debattiert. Es kann j a wohl nicht so sein, 
daß man Große Anfragen nicht deswegen einbringt, 
um Antworten, sondern um Redezeiten zu bekom-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der noch immer maßgebliche Kommentar für un-
sere Geschäftsordnung, Troßmann, bestätigt diesen 
eindeutigen Wortlaut auch ausdrücklich. 

Was die Frage betrifft, daß sich die GRÜNEN 
durch die übliche Verteilung der Redezeiten be-
nachteiligt fühlen, so muß ich doch darauf hinwei-
sen, daß die Fraktion der GRÜNEN gut 5 % der Mit-
glieder dieses Hauses umfaßt, wir ihnen aber im-
mer annähernd 10 % der Redezeit zur Verfügung 
stellen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wie großzügig!) 

Ich weiß, daß die Fraktionen in diesem Hause 
eine besondere Bedeutung haben. Aber es gilt auch 
— das ist der vorrangige Grundsatz —, daß alle 
Abgeordnete gleich sind. Die Fraktion der CDU/ 
CSU umfaßt 253 Mitglieder, aber sie hat regelmäßig 
nur knapp 40 % der Redezeit zur Verfügung. Das 
heißt, jedes einzelne Mitglied der Fraktion DIE 
GRÜNEN hat mehr als das Doppelte an Redezeit 
zur Verfügung wie die Mitglieder meiner Fraktion. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Schrecklich!) 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent-
scheidung vom 14. Juli 1959 festgestellt, daß eine 
Verteilung der Redezeiten auf die Fraktionen ent-
sprechend den Stärkeverhältnissen der Fraktionen 
verfassungsgemäß sei. Wir gehen weit darüber hin-
aus, und wir lassen uns entgegen der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts regelmäßig die von 
den Vertretern der Bundesregierung in Anspruch 
genommene Redezeit anrechnen, was ein ganz ent-
scheidendes Zugeständnis an die Opposition war, 
meine Damen und Herren von der SPD, heute ist 
und so auch weiterhin gilt. Das gilt wechselseitig; 
das ist so vereinbart. Daran wollen wir uns auch in 
der Zukunft halten. Aber eine noch weitergehende 
Begünstigung der Fraktion DIE GRÜNEN wäre 
meines Erachtens wegen der damit verbundenen 
Benachteiligung aller anderen Mitglieder dieses 
Hauses verfassungsrechtlich bedenklich. 

Unsere Geschäftsordnung ist auf Vereinbarung, 
auf Konsens angelegt. Wenn eine Vereinbarung 
nicht zustande kommt, entscheidet die Mehrheit 
unter Wahrung der Rechte der Minderheit. Unsere 
Geschäftsordnung will nicht gleichmachen, was auf 
Grund der Entscheidung der Wähler nicht gleich ist. 
Unsere Geschäftsordnung will nicht Mehrheit und 
Minderheit verwischen. Das wäre eine Verfäl-
schung des Wählerwillens und damit undemokra-
tisch. 

Ich appelliere an alle Fraktionen, an alle Mitglie-
der dieses Hauses, auf den Weg vernünftiger, fairer 
Vereinbarungen zurückzukehren. Aber ich lasse 
auch keinen Zweifel an unserer Entschlossenheit 
zu, der Verantwortung gerecht zu werden, die uns 
durch den Wählerauftrag vom 6. März 1983 aufer-
legt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Porzner. 

Porzner (SPD): Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Diese kurze Geschäftsord-
nungsaussprache hat eine Vorgeschichte, die ich 
jetzt im einzelnen nicht erläutern kann, weil man 
aus dem Ältestenrat nicht berichten soll. Es wäre 
uns in der Ältestenratssitzung, in der diese Sit-
zungswoche vorbereitet worden ist, fast nicht gelun-
gen, eine Tagesordnung zustande zu bringen, weil 
die Fraktion der GRÜNEN nicht bereit war, eine 
Vereinbarung zu schließen. Und dort geht es eben 
nur im Einvernehmen. 

Die Sitzung wäre fast beendet worden, ohne daß 
der Bundestag — wenn ich mich recht erinnere, 
erstmals in seiner Geschichte — eine Tagesord-
nung gehabt hätte, d. h., er hätte mit seinen Bera-
tungen ohne Tagesordnung beginnen müssen. Wir 
hätten eine solche dann mit Mehrheit beschließen 
müssen. 

Es mag manchem etwas kleinlich vorkommen 
und so aussehen, als ob wir um Minuten feilschten. 
Der Eindruck wäre falsch; denn die CDU/CSU

-

Fraktion hat knapp 50 % der Mandate und DIE 
GRÜNEN haben gut 5 % der Mandate. Das ist ein 
kleiner Unterschied, und das hat auch Folgen. 
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Porzner 
Nun möchten DIE GRÜNEN heute vormittag in 

dieser Debatte dieselbe Redezeit bekommen wie 
z. B. die CDU/CSU-Fraktion, die fast zehnmal so 
groß ist. Ich glaube nicht, daß das geht. 

(Schneider [Berlin] [GRÜNE]: Warum geht 
das denn in den Länderparlamenten?) 

Seit Beginn dieser Legislaturperiode gibt es eine 
Praxis, die unter uns Geschäftsführern besprochen 
worden ist. Sie sieht für die Fraktion der GRÜNEN 
10 % vor, für die SPD ein Drittel der Redezeit. Die 
verbleibende Redezeit teilen sich die Koalitions-
fraktionen auf. Die kleinen Fraktionen, DIE GRÜ-
NEN und die FDP, haben dadurch in der Regel Vor-
teile. Das wird keiner leugnen, wenn wir uns die 
Debatten anhören. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Ich habe keinen Anlaß — ich könnte mich damit 
auch nicht einverstanden erklären —, einer Be-
schränkung der Redezeit der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion zuzustimmen, die so aussieht, 
als ob sie bei der letzten Bundestagswahl 5 % der 
Mandate gewonnen hätte. Das geht eben nicht. 

Deswegen bitte ich um Zustimmung zu diesem 
Antrag. Die Zeit, die darin für meine Fraktion emp-
fohlen wird, entspricht genau dem, was wir in der 
Praxis bisher gemacht haben. 

Aber ich hoffe, meine verehrten Damen und Her-
ren von der Fraktion DIE GRÜNEN, daß wir in 
Zukunft auch in Dingen, bei denen Sie glauben, Sie 
müßten größere Ansprüche stellen, als wir das ak-
zeptieren möchten, wieder Einvernehmen im Älte-
stenrat herstellen können. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Vogt. 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Was wir hier erleben, 
das ist die Arroganz der Mehrheit 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

oder der Vorgeschmack dessen, Herr Dr. Marx, was 
passieren würde, wenn im Bund oder irgendwo in 
einem Bundesland wieder einmal eine Große Koali-
tion entstünde. 

Wir haben hier als zahlenmäßig kleine Fraktion 
allein fünf Große Anfragen eingebracht. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Jedesmal mit dem

-

selben Unsinn!) 

Wir haben eine weitere Initiative eingebracht, näm-
lich den Gesetzentwurf zur Durchführung einer 
konsultativen Volksbefragung. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Noch größerer Un

-

sinn!) 

Der erste Trick, der hier zur Verkürzung parla-
mentarischer Rechte angewendet wird, besteht dar-
in, daß auf fünf Große Anfragen — die Großen An-

fragen sind ja an sich ein Kontrollinstrument der 
Opposition  — 

(Dr.  Bötsch [CDU/CSU]: Lesen Sie die Ge

-

schäftsordnung! Da ist das festgelegt!) 

eine Sammelantwort der Regierung kommt. Das be-
deutet eigentlich eine Fünftelung in bezug auf den 
Gegenstand. Das ist der erste Punkt. 

Der zweite Punkt ist, daß Sie die sechs Initiati-
ven, was nach der Geschäftsordnung möglich ist, zu 
einer verbundenen Debatte zusammenfassen. 

Der dritte Punkt ist, daß noch — wir haben es das 
letzte Mal bei der Giftgasdebatte erlebt — eine 
langatmige Erklärung von seiten der Regierung 
vorgeschaltet ist. 

Alles zusammengenommen haben Sie, schon 
wenn man an die Initiativen denkt, eine Verkür-
zung um ein Sechstel vorgenommen. 

Jetzt kommen Sie mit dem Zahlenproporz. In 
Zahlenspielereien — siehe Raketenzählerei — sind 
Sie stark, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das müssen 
gerade Sie sagen! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

aber in der Erzielung qualitativer Ergebnisse — 
siehe ebenfalls Genf — sind Sie schwach. Das über-
tragen Sie spiegelbildlich auf die inhaltliche De-
batte in diesem Hause. Es ist ein absolut beschä-
mender Vorgang, was Sie hier spielen. Es ist im 
Grunde genommen sowohl gegen den Buchstaben 
als auch gegen den Geist der Geschäftsordnung. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Beides ausdrücklich 
nicht!) 

Es handelt sich hier um eine echte Regelungslük-
ke. Wenn wir hier solche Anfragen einbringen, ha-
ben wir an sich für jeden Punkt eine Begründungs-
zeit von bis zu 10 Minuten. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Irrtum! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

— Doch durch die Tricks, die ich hier beschrieben 
habe, haben Sie sich ein Instrument geschaffen, das 
Ganze zu verkürzen. 

Das Ganze ist nicht nur eine Verkürzung forma-
ler Art, sondern darüber hinaus eine Verkürzung 
der geistigen Dimension, eine Informationsverwei-
gerung, wenn man sich die Antworten auf die Gro-
ßen Anfragen ansieht. Im Volksmund nennt man 
das, was Sie hier mit den Großen Anfragen gemacht 
haben, nichts anderes als — mit Verlaub, Herr Prä-
sident — Verarschung. 

(Unruhe) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege, ich bitte Sie, 
sich doch zu mäßigen. Der Präsident hat bisher sol-
che Dinge, wie Sie sie behaupten, im Zusammen-
hang mit der Anwendung der Geschäftsordnung 
hier nicht feststellen können. 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Herr Präsident, 
ich habe mir erlaubt zu zitieren, was im Volksmund 
in solchen Fällen gesagt wird. 
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Zusammenfassend möchte ich nach § 35 Abs. 1 

Satz 2 der Geschäftsordnung das Verlangen meiner 
Fraktion ausdrücken, daß wir eine Redezeit von 
45 Minuten in der verbundenen Debatte einge-
räumt bekommen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Ab 14 Uhr!) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! De-
mokratie, meine Damen und Herren von den GRÜ-
NEN, ist die Entscheidung der Mehrheit unter Be-
rücksichtigung der Rechte der Minderheit. Meine 
Vorredner Kollege Schäuble und Kollege Porzner 
haben sehr deutlich dargelegt, daß diese Rechte 
sehr wohl gewahrt werden, auch im Hinblick auf 
den Anteil Ihrer Redezeit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sogar verdop

-

pelt!) 

Wenn Sie hier noch einmal ausführen, daß Sie 
Rechte aus der Begründung der Großen Anfragen 
herleiten, dann verweise ich auf die §§ 101 und 102 
der Geschäftsordnung, in denen das geregelt ist. 
Formale Regelungen sind nicht spaßeshalber zu än-
dern, nur, weil Sie es wünschen, sondern sie sind 
auch ein Bestandteil der demokratischen Ordnung. 
Und wir halten uns an diese demokratische Ord-
nung. Wir alle halten uns daran. 

(Broll [CDU/CSU]: Die wollen ja Volksde

-

mokratie!) 

Im übrigen müßten Sie sich an Ihren Verhand-
lungsführer im Ältestenrat wenden; denn es ist ein-
vernehmlich beschlossen worden, daß wir hier eine 
verbundene Debatte vornehmen. Und es ist einver-
nehmlich beschlossen worden, daß wir Ihren zu-
sätzlichen Antrag über die konsultative Volksbefra-
gung aufnehmen, ohne daß ein zusätzliches Recht 
auf Redezeit erwächst. Das müssen Sie also intern 
austragen. 

Auf Ihre Anmerkung über die Zahlenspielereien 
möchte ich wegen ihres minderen Niveaus nicht 
weiter eingehen. Aber die qualitativen Ergebnisse 
können Ihre Redner auch in der Ihnen zustehenden 
Redezeit, wenn sie das wollen, zum Ausdruck brin-
gen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
weitere Anträge zur Geschäftsordnung liegen nicht 
vor. Ich lasse über den Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP zur Geschäftsordnung ab-
stimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Der Antrag ist angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, als erstem Redner er-
teile ich Herrn Staatsminister Möllemann das 
Wort. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Was hat der denn 
zu sagen?) 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Be-
richt zum Stand der Bemühungen um Abrüstung 
und Rüstungskontrolle sowie der Veränderungen 
im militärischen Kräfteverhältnis 1983 dient der 
Unterrichtung des Parlaments. Mit ihm legt die 
Bundesregierung aber auch gegenüber der gesam-
ten Bevölkerung Rechenschaft über ihre und die 
Bemühungen des westlichen Bündnisses ab, echte 
Fortschritte im Bereich der Abrüstung und Rü-
stungskontrolle zu erzielen. Diese Form der Bilan-
zierung erscheint gerade in einer Zeit notwendig, in 
der Fragen der Abrüstung und Rüstungskontrolle 
in breiten Teilen unseres Volkes mit besonderem 
Nachdruck und Leidenschaft diskutiert werden. Die 
Bundesregierung hat den Bericht daher wie im ver-
gangenen Jahr der Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht. 

Der diesjährige Bericht stellt zunächst die 
Grundlagen unserer Sicherheitspolitik dar, die sich 
aus den integralen Bestandteilen der Verteidi-
gungsfähigkeit und der Abschreckung sowie Abrü-
stung und Rüstungskontrolle zusammensetzt. Mit 
der Beschreibung der natürlichen Einfügung der 
Rüstungskontrolle in die Sicherheitspolitik des 
westlichen Bündnisses wird die ganze Breite der 
für die Bundesregierung maßgeblichen sicherheits-
politischen Entscheidungsgrundlagen deutlich ge-
macht. 

Diesem engen Zusammenhang der Elemente un-
serer Sicherheitspolitik entspricht auch die Darstel-
lung der Veränderungen im militärischen Kräfte-
verhältnis, die Teil des parlamentarischen Berichts-
auftrags ist. Von der Entwicklung militärischer Be-
drohung kann sich eine an der Sicherheit unseres 
Landes orientierte Rüstungskontrollpolitik nicht lö-
sen. Ihre Gestaltung wird daher wesentlich von den 
militärischen Potentialen beeinflußt, die unsere Si-
cherheit und politische Unabhängigkeit in Frage 
stellen können. 

Der Bericht macht aber immer wieder deutlich, 
daß Sicherheitspolitik für die Bundesregierung 
auch heißt: Herstellung eines Kräftegleichgewichts 
auf möglichst niedrigem Niveau, um, darauf ge-
stützt, Frieden und Freiheit zu sichern. 

Es ist ein besonderes Anliegen des Berichts, nicht 
nur den West-Ost-Zusammenhang der Rüstungs-
kontrollpolitik darzustellen. Vielmehr war es wich-
tig, in der aktuellen sicherheitspolitischen Diskus-
sion die Dringlichkeit rüstungskontrollpolitischer 
Einbindung gerade auch der Dritten Welt nicht aus 
den Augen zu verlieren. Der multilaterale Abrü-
stungsprozeß, wie er sich im Rahmen der Vereinten 
Nationen und der Verhandlungen über weltweite 
Rüstungskontrollvereinbarungen im Genfer Abrü-
stungsausschuß ausdrückt, kommt daher in diesem 
Bericht ausführlich zum Tragen. Der Jahresabrü-
stungsbericht 1983 stellt die Verhandlungsprobleme 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 34. Sitzung. Bonn, Freitag, den 11. November 1983 	2273 

Staatsminister Möllemann 
im einzelnen, aber auch die grundsätzlichen 
Schwierigkeiten, denen sich die Rüstungskontroll-
bemühungen stellen müssen, objektiv und ausführ-
lich dar. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gutes Kom

-

pendium!) 

Gegenüber der hier praktizierten Offenheit und 
Transparenz muß die wohl unvermeidliche sowjeti-
sche Kritik an dem Bericht in diesem Jahr beson-
ders hilflos ausfallen. Von einem vergeblichen Ver-
such abgesehen, unserer Darstellung der sowjeti-
schen INF-Aufrüstung einen Widerspruch nachzu-
weisen, fand der Osten keinen Ansatzpunkt zu sub-
stantieller Kritik. Es ist in diesem Zusammenhang, 
meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, zu be-
dauern, daß die Sowjetunion und die anderen Staa-
ten des Warschauer Pakts, also Staaten mit ge-
schlossenen Gesellschaften und einem anderen 
Transparenzverständnis, keine dem Jahresabrü-
stungsbericht vergleichbare objektive Rechen-
schaftslegung vorstellen können. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Da der Jahresabrüstungsbericht den Zeitraum 
bis Mitte Juni 1983 erfaßt und seither fünf Monate 
vergangen sind, halte ich es für notwendig, die seit-
her eingetretene Entwicklung im Bereich der Rü-
stungskontrolle hier darzulegen. Lassen Sie mich 
zunächst zu der weiteren Entwicklung der Genfer 
Verhandlungen über die landgestützten weitrei-
chenden Mittelstreckenraketen, die INF-Verhand-
lungen, in diesem Jahr kommen. 

Im Anschluß an die Einbringung des Vorschlags 
für ein Zwischenergebnis schlug der US-Botschaf-
ter Nitze, der Verhandlungsführer der westlichen 
Seite, am Verhandlungstisch eine ganze Reihe kon-
kreter Obergrenzen unterhalb des vorgesehenen 
Stationierungsumfangs vor. Jeder dieser Vor-
schläge wurde von der Sowjetunion rundweg zu-
rückgewiesen. Nach eingehender Analyse der sich 
hieraus ergebenden Verhandlungslage einigte sich 
das westliche Bündnis zu Beginn der sechsten Ver-
handlungsrunde im September dieses Jahres auf 
eine Fortentwicklung der westlichen Position. Der 
am 22. September von Botschafter Nitze in Genf 
eingeführte dritte Verhandlungsschritt des Bünd-
nisses kommt wesentlichen Forderungen der So-
wjetunion entgegen. Mit ihm erklären sich die USA 
bereit, bei Vereinbarung einer globalen Obergrenze 
nicht das gesamte sowjetische Mittelstreckenpoten-
tial durch Stationierung in Europa auszugleichen. 
Die USA erklären sich zu Parallelverhandlungen 
über INF-Flugzeuge bereit, und sie sichern zu, daß 
sich vereinbarte Reduzierungen anteilig sowohl auf 
Marschflugkörper wie auf Pershing II auswirken 
werden. 

Mit diesem umfassenden Kompromißvorschlag 
liegen nun alle Elemente für eine faire und ausge-
wogene Kompromißlösung auf dem Tisch. Dennoch 
hat es die Sowjetunion nicht für notwendig befun-
den, alle Aspekte dieses weitgehenden und bewußt 
flexibel gehaltenen Kompromißangebots der USA 
am Verhandlungstisch zu sondieren. Im Gegensatz 
zum Bündnis, das durch seinen neuen Schritt sub-

stantiell auf sowjetische Anliegen einging, hält die 
Sowjetunion bis jetzt an ihrer Weigerung fest, den 
USA das Recht auf Gleichheit zuzubilligen. Ihr Ziel 
ist unverändert die Verhinderung der Stationierung 
neuer amerikanischer Systeme bei westlicher Zu-
stimmung zu einem sowjetischen Monopol bei land-
gestützten Mittelstreckenraketen, also die Abkop-
pelung unserer Sicherheit von einer durchgängigen 
und plausiblen amerikanischen Nukleargarantie. 

Positiv zu vermerken ist, daß die Sowjetunion 
jetzt bereit ist, die in Europa zu reduzierenden Ra-
keten zu verschrotten und nicht lediglich in den 
Ostteil ihres Landes zu verlegen. Generalsekretär 
Andropow hat ferner erklärt, bereit zu sein, die Zahl 
der in Europa stationierten SS 20 auf ca. 140 zu sen-
ken und im Falle eines entsprechenden Abkom-
mens die im Ostteil der Sowjetunion stationierten 
SS 20 einzufrieren. In der Flugzeugfrage deutete 
Generalsekretär Andropow in allerdings vager 
Form eine gewisse Flexibilität an, die am Verhand-
lungstisch noch zu sondieren sein wird. Auch in die-
ser Form ist die sowjetische Position für das Bünd-
nis jedoch nicht annehmbar. Die Sowjetunion be-
hielte danach insgesamt 248 SS 20 mit 744 Gefechts-
köpfen, davon über 400 auf Europa gerichtet. Der 
Westen müßte dagegen voll auf die Nachrüstung 
verzichten. Damit würde der Zustand der einseiti-
gen Bedrohung und Instabilität fortbestehen, der 
den Anlaß zum Doppelbeschluß gegeben hat. 

Meine Damen und Herren, das Bündnis wird je-
den Tag nutzen, um vor Beginn der Stationierung 
ein konkretes und ausgewogenes Ergebnis zu errei-
chen. Sollte dies jedoch nicht möglich sein, wird das 
NATO-Bündnis, wie vorgesehen, mit der Stationie-
rung beginnen. 

Der 22. November ist jedoch kein Enddatum für 
die Verhandlungen. Die USA werden den Verhand-
lungstisch nicht verlassen. Sie bleiben weiter ver-
handlungsbereit, unabhängig davon, ob die Sowjet-
union ihre Drohung mit einem Verhandlungsab-
bruch wahrmacht. Das Bündnis ist bereit, jedes Sy-
stem, das in den nächsten fünf Jahren stationiert 
wird, wieder zu entfernen, sobald eine Vereinba-
rung dies ermöglicht. 

Die Bundesregierung appelliert an dieser Stelle 
an die Sowjetunion, den Dialog in diesem überaus 
wichtigen Bereich nicht mutwillig abzubrechen, 
sondern die nach wie vor gegebene Chance für eine 
vereinbarte Begrenzung und Verminderung der 
Nuklearrüstung in Europa wahrzunehmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das Bündnis hat auf dem Ministertreffen der 
Nuklearen Planungsgruppe in Montebello am 
28. Oktober seinen ernsthaften Willen zu einem sol-
chen Abbau durch die Entscheidung belegt, 1 400 
atomare Gefechtsköpfe taktischer Waffen einseitig 
und als Vorleistung aus Europa abzuziehen. Be-
rücksichtigt man noch die Tatsache, daß bereits im 
Jahre 1980 1 000 atomare Gefechtsköpfe einseitig 
abgezogen wurden, so kann es keinen Zweifel an 
der Bereitschaft des Bündnisses geben, zu einer er-
heblichen Verringerung seines nuklearen Potenti-
als in Europa beizutragen. Zu berücksichtigen ist 
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hier außerdem, daß die eventuell neu zu stationie-
renden Systeme im Verhältnis 1 zu 1 ausgetauscht 
würden, d. h. die Sprengkopfzahl würde auch im 
Fall der Neustationierung nicht erhöht. Mit ande-
ren Worten: Durch die gegebenenfalls notwendig 
werdende Nachrüstung würde sich am Umfang der 
beschlossenen einseitigen Reduzierung nichts än-
dern. 

Alle diejenigen, die heute den Doppelbeschluß 
und seine Umsetzung kritisieren, vor allem jene, die 
bis vor kurzem noch diesen von der früheren Regie-
rung Schmidt/Genscher wesentlich geprägten Be-
schluß mitgetragen haben, müssen dreierlei beach-
ten. Erstens. Seit dem Datum des Beschlusses — 
Dezember  1979 — hat der Westen verhandelt, aber 
nicht eine einzige neue Mittelstreckenwaffe neu 
aufgestellt. In der gleichen Zeit hat die Sowjetunion 
gehandelt. Parallel zu einer gigantischen Propagan-
dakampagne gegen die Absicht des Westens, das 
schon 1979 bestehende Ungleichgewicht ab Ende 
1983 auszugleichen — wenn es nicht auf dem Ver-
handlungswege beseitigt werden kann —, hat die 
Sowjetunion selbst dieses Ungleichgewicht vergrö-
ßert, indem sie Woche für Woche weiter aufrüstete 
und SS-20-Raketen aufgestellt hat. Heute sind 360 
Abschußvorrichtungen mit je drei Sprengköpfen 
aufgestellt, also gut 1 080 Sprengköpfe, die unsere 
Sicherheit heute zahlenmäßig und politisch noch 
stärker bedrohen, als das schon 1979 der Fall war. 
Zusätzliche Probleme schafft dabei die Nachladefä-
higkeit der SS 20, also die Tatsache, daß an jeder 
dieser Abschußvorrichtungen eine zweite Rakete 
zum Nachladen bereitgehalten wird oder bereitge-
halten werden kann. 

Ich glaube, daß dieses Faktum der seit 1979 einge-
tretenen zusätzlichen negativen Veränderungen 
des Kräfteverhältnisses sicherlich einer der Gründe 
gewesen ist, warum gestern in Singapur Helmut 
Schmidt eindeutig und nachdrücklich erklärt hat, 
daß die Nachrüstung erfolgen müsse. Ich hoffe sehr, 
meine geschätzten Kollegen von der SPD, daß Sie 
sich an das Wort Ihres stellvertretenden Parteivor-
sitzenden halten werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

— Herr Voigt, zu Ihnen komme ich später. 

Ich möchte aber auf das Phänomen, das wir hier 
beobachten können, noch einmal eingehen. Ich 
halte es für in der Geschichte der Rüstungskon-
trolle und Abrüstung beispiellos, daß eine Groß-
macht es schafft — und auch bei uns es schafft —, 
gleichzeitig zu einer wirklich gigantischen Aufrü-
stungskampagne eine gigantische Abrüstungspro-
paganda aufrechtzuerhalten, und daß dieses bei uns 
nicht hinreichend deutlich gemacht wird. Das ist, 
wie wollte sich einer von uns in Bonn auf den 
Marktplatz stellen und irgendeinen zufällig daher 
kommenden Passanten rechts und links ohrfeigen 
und dabei unablässig rufen, man könne doch diese 
Gewaltanwendung nicht leiden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Jeder würde sagen: Welche Logik steckt eigentlich 
dahinter? Das müßten wir in diesem Fall auch tun. 

Die zweite Bemerkung: Kein Land, meine Kolle-
ginnen und Kollegen, ist in seiner Außenpolitik so 
sehr auf Berechenbarkeit und Zuverlässigkeit an-
gewiesen wie wir an der Nahtstelle zwischen Ost 
und West. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Jeder besonnene Analytiker der internationalen Po-
litik wird bestätigen, daß unsere tatsächlichen Wir-
kungsmöglichkeiten und unser Einfluß auf die 
Staaten Osteuropas, aber auch unsere Möglichkeit, 
unsere Interessen im westlichen Bündnis gebüh-
rend zur Geltung zu bringen und die Solidarität 
unserer Partner zu erhalten, schweren Schaden 
nehmen würden, wenn wir uns jetzt in letzter Mi-
nute gegen eine Politik stellen wollten, die wir 
selbst entscheidend mitgeprägt haben. Die Sowjet-
union müßte versucht sein, auch künftige Entschei-
dungen über unsere Sicherheit durch Drohungen 
und andere Formen der Einflußnahme zu beeinflus-
sen. Unsere westlichen Partner — und da unter-
scheidet sich der republikanische Präsident der 
USA überhaupt nicht von seinen sozialistischen 
Kollegen in Frankreich, Italien und Portugal — 
würden Zweifel an unserer Zuverlässigkeit bekom-
men. Was heute noch vorsichtige Spekulationen 
über einen möglichen deutschen Neutralismus sind, 
würde dann nicht nur durch leichtfertige Sprüche 
von GRÜNEN und Sozialdemokraten genährt, son-
dern erhielte eine reale Grundlage. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie sind doch der 
größte Sprücheklopfer, Herr Möllemann!) 

— Ich glaube, Herr Klejdzinski, Sie und Ihre Kolle-
gen im Verteidigungsausschuß wissen doch sehr ge-
nau, daß Ihre jetzt veränderte Position zum Doppel-
beschluß innerparteilich-taktisch längst eine Auf-
fangposition gegen Tendenzen im Blick auf den 
möglichen Neutralismus geworden ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch bei der SPD) 

Dritte Bemerkung: Ein Teil der Kritik am Doppel-
beschluß richtet sich nicht eigentlich gegen diesen 
Beschluß, sondern gegen unsere Strategie der 
Kriegsverhinderung durch atomare Abschreckung 
vom Krieg überhaupt. Hier liegt der eigentliche 
Kern der Auseinandersetzungen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist richtig!) 

Diese Kritik ist allerdings so lange nicht ehrlich, 
wie man die Argumente nur auf Mittelstreckenra-
keten, nicht aber gleichzeitig auf alle anderen 
Atomwaffen anwendet. Ich erwähne dies, weil 
CDU/CSU, FDP und SPD ja wohl bis heute darin 
übereingestimmt haben, daß jede Art von Krieg 
u. a. dadurch verhindert werden soll, daß man auch 
durch die Androhung von Atomwaffeneinsätzen je-
dem Angreifer deutlich macht, daß ein Angriff für 
ihn mehr Schaden als Nutzen brächte. Diese gültige 
Strategie der NATO ist von Männern wie Helmut 
Schmidt, Georg Leber und Hans Apel mitbeeinflußt 
worden. Es wäre interessant, zu erfahren, ob die 
SPD sie so noch mitträgt. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Die Antwort 
kommt nachher! — Dr. Marx [CDU/CSU]: 
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Interessant wäre die Frage: Was hat sich 

geändert?) 

Die grundsätzliche Kritik an dieser Strategie 
richtet sich gegen die Einbeziehung von Atomwaf-
fen überhaupt. Das Argument ist, diese Waffen 
seien in ihrer Schrecklichkeit so inhuman, daß sie 
weltweit geächtet und abgeschafft werden müßten. 
Diese auf den ersten Blick ja sympathische Forde-
rung, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Für mich ist sie 
auch auf den zweiten Blick sympathisch!) 

die im übrigen in allen Parteien diskutiert worden 
ist und diskutiert wird, hat für mich am intelligente-
sten seinerzeit Kurt Biedenkopf in seinem Aufsatz 
in der „Zeit" formuliert, als er sagte, die Menschheit 
werde dauerhaft ein Verteidigungskonzept nicht 
tragen, das — im negativsten Fall zu Ende gedacht 
— die Existenz eben dieser Menschheit aufs Spiel 
setzen könne. 

(Zustimmung bei der SPD) 

— Ja, ich möchte mich ja damit auseinandersetzen. 
— Diese Forderung, die auf den ersten Blick sym-
pathisch erscheint, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD] und weitere Abge

-

ordnete der SPD: Auch auf den zweiten 
Blick!) 

ist aber bei näherem Überlegen, meine ich, nicht 
unproblematisch. Sie ist ja bei näherem Überlegen 
bisher auch von Ihrer Fraktion, der Union und uns 
abgelehnt worden, weil wir die gültige NATO-Stra-
tegie gemeinsam getragen haben. 

(Zurufe von der SPD) 

— Lassen Sie mich diesen Gedanken bitte vortra-
gen. — Ich fürchte, meine Kolleginnen und Kolle-
gen, daß die Abschaffung der Atomwaffen bei 
NATO und Warschauer Pakt bei gleichzeitigem 
Fortbestand konventionell gerüsteter Armeen den 
Krieg als mit begrenztem Risiko wieder führbar 
erscheinen lassen würde 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und damit in Wahrheit die Rückkehr zur Kriegsfüh-
rungsstrategie wäre. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: So ist es!) 

Meine Kolleginnen und Kollegen, erlauben Sie 
mir diese persönliche Bemerkung. Ich bin 1945 
nach Kriegsende geboren. Ich kenne die Schrecken 
des Zweiten Weltkrieges nur aus den Erzählungen 
meiner Eltern, meiner Verwandten und aus den Be-
richten und Dokumenten; aber ich weiß, daß für 
unser Land auch ein konventioneller Krieg absolut 
unerträglich wäre. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Deswegen geht unser ganzes Denken dahin, zu 
überlegen, wie wir neben den Anstrengungen im 
Bereich der Politik, der Diplomatie der Rüstungs-
kontrolle, der Abrüstung, im Bereich der Verteidi-
gung unser Potential und unsere Konzeption so ge-
stalten können, daß auf Dauer die Abschreckung 
vom Krieg mindestens so lange funktioniert, wie 

wir ein anderes Konzept, das den Krieg im militäri-
schen Bereich auch verhindern kann, nicht entwik-
kelt haben. 

(Catenhusen [SPD]: Aber Sie suchen nicht 
nach dem anderen Konzept!) 

Ist es nicht legitim, darauf hinzuweisen, daß nach 
dem Zweiten Weltkrieg mit seinen ganzen Schrek-
ken weltweit, wiewohl man hätte annehmen kön-
nen, der Schrecken dieses Krieges hätte alle ande-
ren demnächst vom Krieg abgehalten, mehr als 120 
Kriege konventioneller Art mit mehr als 30 Millio-
nen Toten geführt worden sind? Unsere Besorgnis, 
meine Kolleginnen und Kollegen, geht dahin, daß 
der schlichte Verzicht auf Atomwaffen in Ost und 
West in den Köpfen der Planer hier wie dort den 
Krieg als Mittel der Politik wieder erträglich, weil 
mit begrenztem Risiko führbar, erscheinen lassen 
könnte, und das darf nicht eintreten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Voigt [Frankfurt] [SPD]: Warum machen 
Sie denn dann Vorschläge für atomwaffen

-

freie Zonen? Das ist doch dann Heuchelei! 
Das ist doch dann nicht seriös! Typischer 

Möllemann!) 

Wir werden nach unserer Überzeugung also auf ab-
sehbare Zeit ein allerdings begrenztes Potential an 
Atomwaffen brauchen. 

(Catenhusen [SPD]: Warum nicht in USA 
und Rußland?) 

Über die Begrenzungen sprechen wir ja im Rahmen 
der Diskussion über den Bericht zur Rüstungskon-
trolle und Abrüstung. Diese Begrenzungen sollen in 
den hier diskutierten Verhandlungen erreicht wer-
den. Zu den INF-Verhandlungen habe ich einiges 
gesagt. 

Nun komme ich zu den START-Verhandlungen, 
den Verhandlungen über die Reduzierung der stra-
tegischen Rüstung. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Das hat 
Herr Genscher alles schon in der Giftgas

-

debatte gesagt, unter Mißbrauch dieser De

-

batte!) 

Auch bei diesen Verhandlungen über die Reduzie-
rung der strategischen Rüstung haben die USA ei-
nen weiteren Vorstoß unternommen. Zentrales Ele-
ment der amerikanischen Initiative vom 4. Oktober 
1983 ist der Vorschlag eines „build down", eines Ab-
baus der strategischen Potentiale beider Staaten. 
Dieses Konzept sieht vor, die strategischen Rüstun-
gen bei Modernisierung durch überproportionalen 
Abbau alter Systeme effektiv zu reduzieren. Auf 
diese Weise könnte erstmals eine verbindliche 
Grundlage für den kontinuierlichen Abbau der stra-
tegischen Waffen beider Seiten geschaffen werden. 

Ferner haben sich die USA zu weiteren Begren-
zungen von luftgestützten Marschflugkörpern und 
zum Ausgleich sowjetischer Vorteile bei Raketen 
durch amerikanische Vorteile bei strategischen 
Bombern bereit erklärt. Ziel der USA in den 
START-Verhandlungen ist nach wie vor die Erhö-
hung der strategischen Stabilität durch einschnei-
dende Reduzierungen der strategischen Potentiale. 
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Staatsminister Möllemann 
Dabei soll die Zahl der Systeme und Gefechtskör-
per sowie die Gesamtzerstörungskraft der Raketen 
substantiell vermindert werden. Wir müssen fest-
stellen, daß sich die Sowjetunion, von gewissen Kor-
rekturen ihrer Verhandlungsposition in der vierten 
Runde vielleicht abgesehen, bisher kaum bewegt 
und damit keinen wirklichen Beitrag zum Fort-
schritt der Verhandlungen geleistet hat. 

Die gegenwärtige sicherheitspolitische Debatte in 
der Öffentlichkeit konzentriert sich nahezu aus-
schließlich auf nukleare Waffensysteme. Dies darf 
jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß Sicher-
heit und Stabilität in Europa ganz entscheidend 
vom Kräfteverhältnis der konventionellen Streit-
kräfte abhängen. Die bestehende konventionelle 
Überlegenheit des Warschauer Paktes wirkt desta-
bilisierend. Es bedarf deshalb verstärkter politi-
scher Anstrengungen auch im Bereich der konven-
tionellen Rüstungskontrolle, um den sich daraus er-
gebenden Konsequenzen für die Sicherheit Europas 
wirksam zu begegnen. 

Die Bundesregierung mißt daher den MBFR-
Verhandlungen in Wien, dem derzeit immer noch 
einzigen Forum für konventionelle Rüstungskon-
trolle, weiterhin große Bedeutung bei. MBFR hat 
sich als institutionalisierter Dialog zwischen den 
beiden Bündnissystemen bewährt. 

In Wien liegen jetzt ein Vertragsentwurf des We-
stens vom Juli 1982, Vorschläge des Ostens vom 
Februar 1983 und ein neuer Vertragsentwurf vom 
Juni 1983 vor. Das zeigt, daß beide Seiten diese Ver-
handlungen beharrlich fortführen wollen. 

Der westliche Entwurf bringt erstmals eine Ver-
knüpfung aller Reduzierungsverpflichtungen in ei-
nem einzigen Abkommen und bietet damit eine Lö-
sung für ein wichtiges Anliegen des Ostens. Die 
neuen Vorschläge des Ostens gehen von den bishe-
rigen Überlegungen ab und sehen überhaupt keine 
Klärung der Ausgangsdaten vor. Die Regelung des 
Reduzierungsprozesses ist — vor allem was die 
Verifikation, die Überprüfbarkeit, betrifft, aber 
auch unter anderen Aspekten — unzureichend. Die 
Verifikationsvorschläge für die Reststärken sind 
nicht ausreichend, um Gewißheit über die Einhal-
tung der Vereinbarungen zu schaffen. Allerdings 
hat sich die östliche Position — gerade bezüglich 
der Verifikationsmaßnahmen — entwickelt. 

Meine Damen und Herren, nach unserer Ein-
schätzung ist deshalb in Wien Spielraum für Bewe-
gung in den Verhandlungen gegeben. Die Sachpro-
bleme sind hinreichend definiert. Fortschritte sind 
möglich, wenn sich die östliche Seite in den noch 
offenen Kernfragen — in den Fragenkomplexen 
„Ausgangsdaten" und „Verifikation" — kompromiß-
bereiter zeigt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Helsinki, wo 
vor acht Jahren die Schlußakte der KSZE unter-
zeichnet wurde, nimmt in diesen Tagen eine neue 
und bedeutsame Etappe des damals eingeleiteten 
Prozesses des Dialogs und der Zusammenarbeit ih-
ren operativen Anfang. Seit dem 25. Oktober tagt 
das Vorbereitungstreffen für die Konferenz über  

vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen 
und Abrüstung in Europa. 

Die Einberufung dieser Konferenz ist eines der 
wichtigsten Ergebnisse des am 9. September erfolg-
reich abgeschlossenen KSZE-Folgetreffens von 
Madrid. Dieses Ergebnis zeigt, daß alle 35 Teilneh-
merstaaten auch in einer schwierigen Phase der 
West-Ost-Beziehungen ein Interesse daran haben 
— und dieses Interesse offenbar auch behalten —, 
den Dialog über Sicherheit und Abrüstung in Eu-
ropa fortzusetzen und zu intensivieren. 

In Helsinki beraten derzeit Abordnungen aller 
Teilnehmerstaaten über Tagesordnung, Zeitplan 
und organisatorische Modalitäten der Hauptkonfe-
renz. Der Beginn dieser Hauptkonferenz ist in Mad-
rid — und dies, wie ich betone, im Wissen um den 
Zeitplan bei den INF-Verhandlungen — auf den 
17. Januar 1984 in Stockholm festgelegt worden. 

Nach dem vereinbarten Mandat wird es die Auf-
gabe einer ersten Konferenzphase sein, vertrauens-
und sicherheitsbildende Maßnahmen zu erarbeiten, 
die militärisch bedeutsam, politisch verbindlich, an-
gemessen nachprüfbar sein und in ganz Europa, 
vom Atlantik bis zum Ural, Anwendung finden sol-
len. Diese Maßnahmen sollen ein höheres Maß an 
militärischer Transparenz und Berechenbarkeit 
schaffen und insbesondere die Gefahr von Überra-
schungsangriffen vermeiden. 

Ein Ergebnis der ersten Konferenzphase wäre 
damit in sich ein wichtiger Beitrag zur Stabilisie-
rung der militärischen Lage in Europa. Gleichzeitig 
würde ein rational begründetes Klima gemeinsa-
men Vertrauens geschaffen, das unabdingbare Vor-
aussetzung für konkrete Abrüstungsschritte ist. 
Ziel muß es sein, die Risiken rücksichtsloser Ge-
waltanwendung durch einen vereinbarten Kodex 
für den Umgang mit militärischer Macht aufzufan-
gen sowie den Verzicht auf Gewalt und Androhung 
von Gewalt als Mittel der Politik nachprüfbar und 
damit glaubhaft zu machen. 

In dieser Perspektive sehen wir die europäische 
Abrüstungskonferenz als wichtigen Schritt in Rich-
tung auf eine auf Zusammenarbeit und Vertrauen 
gegründete Sicherheitsordnung für ganz Europa. 
Die Bundesregierung hat den ursprünglich franzö-
sischen Vorschlag einer europäischen Abrüstungs-
konferenz von Anfang an nachdrücklich unterstützt 
und in Madrid wesentliche Beiträge zu ihrem Zu-
standekommen geleistet. Wie jetzt in Helsinki so 
auch in Stockholm wird sie alles in ihren Kräften 
Stehende tun, um möglichst bald konkrete Ver-
handlungsergebnisse zu erzielen. 

Bei den Vorbereitungsarbeiten im Bündnis und 
im Rahmen der Europäischen Politischen Zusam-
menarbeit haben wir bereits eine aktive politische 
Rolle übernommen. Daneben ist die Vorbereitung 
auf Stockholm wichtiger Gegenstand der Konsulta-
tionen, die der Abrüstungsbeauftragte der Bundes-
regierung in diesen Wochen mit seinen Gesprächs-
partnern aus der DDR, der Sowjetunion, Polen und 
Rumänien führt. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, der für Rü-
stungskontrolle und Abrüstung zuständige Erste 
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Ausschuß der Vollversammlung der Vereinten Na-
tionen sollte ein Dialogforum für die weltweite Si-
cherheitsdiskussion sein. Er droht aber, zu einem 
Forum der Ost-West-Auseinandersetzung zu dege-
nerieren. Charakteristisch für die Entwicklung ist 
eine Reihe von propagandistischen Resolutionsent-
würfen östlicher Staaten, die in der Substanz je-
doch weit hinter den Zielen zurückbleiben, die wir 
anstreben und die in Rüstungskontroll- und Abrü-
stungsverhandlungen verfolgt werden. Als Bei-
spiele dafür nehme ich zwei Dringlichkeitsanträge 
der Sowjetunion, und zwar zur Verhinderung eines 
Nuklearkrieges und zur Verurteilung des Nuklear-
krieges, die mit ihrer selektiven Heraushebung ei-
ner Waffenkategorie geeignet sind, das umfassende 
Gewaltverbot der Charta der Vereinten Nationen 
abzuschwächen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wir dagegen treten in den Vereinten Nationen für 
die Verurteilung jedes Krieges, nuklear wie kon-
ventionell, ein. Wir sind bemüht, solchen Tendenzen 
entgegenzuwirken und eine einseitige Politisierung 
des Ersten Ausschusses zu verhindern. 

In diesem Zusammenhang treten wir für eine 
Konzentration der Diskussion auf konkrete, mach-
bare Projekte im Bereich der Abrüstung und Rü-
stungskontrolle ein. Dementsprechend legen wir 
auch in dieser Generalversammlung das Schwerge-
wicht unserer Arbeit weiterhin auf die Bereiche 
Vertrauensbildung, Überprüfung, Offenheit und 
Ausgewogenheit. Unser im Jahresbericht 1983 vor-
gelegtes Konzept zu vertrauensbildenden Maßnah-
men werden wir auch in der 38. Generalversamm-
lung weiterverfolgen und dazu eine Entschließung 
einbringen. 

Transparenz und Offenheit betrachten wir als un-
entbehrliches Element der Vertrauensbildung. Wir 
unterstützen deshalb die Resolution Österreichs 
zur Offenlegung militärischer Kapazitäten ebenso, 
wie wir seit Jahren die Bemühungen Schwedens 
um die Vergleichbarmachung von Verteidigungs-
ausgaben in den Vereinten Nationen unterstützen. 
Wir bedauern es ganz besonders, daß sich der Osten 
in diesem Bereich, in dem konkrete Maßnahmen 
Fortschritte bei vielen Abrüstungsverhandlungen 
fördern könnten, ständig verweigert und seine Ab-
lehnung sogar noch verstärkt. 

Die Überprüfbarkeit abgeschlossener Verträge 
durch Verifikationsmaßnahmen — durch Maßnah-
men der konkreten Überprüfung — trägt erheblich 
zur Bildung von Vertrauen bei. Neben unseren eige-
nen Beiträgen, z. B. der Entwicklung eines Überprü-
fungskonzepts im Bereich der chemischen Waffen, 
unterstützen wir deshalb in den Resolutionen der 
Vereinten Nationen alle diejenigen Positionen, die 
eine Verbesserung von Überprüfungsmaßnahmen 
erreichen wollen. Dies gilt auch für die Forderung 
eines Mechanismus für das B-Waffen-Überein-
kommen, durch das sichergestellt werden soll, daß 
die Einhaltung des B-Waffen-Übereinkommens 
überprüfbar wird, dem die Bundesrepublik 
Deutschland j a im April 1983 beigetreten ist. 

Die Ausgewogenheit von Verhandlungsergebnis-
sen, meine Damen und Herren, bleibt der Maßstab 
auch für unsere Abrüstungs- und Rüstungskontroll-
politik in den Vereinten Nationen. Ziel muß es sein, 
die Sicherheit aller Beteiligten auf einem möglichst 
niedrigen Niveau der Militärpotentiale zu verbes-
sern. Niemand darf dabei einseitige Vorteile erlan-
gen. Wir unterstützen deshalb die Bemühungen um 
konventionelle — nicht nur nukleare — Abrüstung 
und arbeiten aktiv in einer Expertengruppe über 
konventionelle Abrüstung mit. 

Ich komme zum Schluß. Meine Kolleginnen und 
Kollegen, es liegt mir daran, hier die seit Vorlage 
des Jahresabrüstungsberichts eingetretenen Ent-
wicklungen im Rüstungskontrollbereich etwas aus-
führlicher darzulegen, um erneut deutlich zu ma-
chen, daß praktisch alle Elemente der sicherheits-
politischen Beziehungen zwischen Ost und West 
jetzt durch Verhandlungen erfaßt sind. Dies ist eine 
wichtige Grundlage für die Stabilisierung der politi-
schen Gesamtbeziehungen. Mit diesem dichten Ver-
handlungsnetz müssen Ergebnisse über konkrete 
und nachprüfbare Vereinbarungen und damit mehr 
Sicherheit mit immer weniger Waffen erzielt wer-
den. Auf dieses Ziel hin 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Abrü

-

stung schaffen mit immer weniger Worten, 
Herr Kollege Möllemann!) 

wird die Bundesregierung alle ihre Anstrengungen 
konzentrieren. — Und da Sie, Herr Vogt, sich nun 
erneut zu Wort melden, muß ich doch folgendes 
sagen: Uns beindruckt doch sehr, wie ausgerechnet 
die Gruppe in diesem Parlament, die durch ihre 
erste Sprecherin bei der Debatte über die Regie-
rungserklärung die Friedlichkeit nicht nur als Ziel, 
sondern auch als Mittel ihrer eigenen Politik propa-
giert hat, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Euch tut 
doch niemand was!) 

mit einer Sprache und einem Ton in diesem Parla-
ment auftritt, 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Frieden 
heißt doch nicht, sich alles gefallen zu las

-

sen!) 

die den Gedanken an Friedlichkeit vermissen las-
sen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Und ich möchte sagen: Solange Sie friedliche Poli-
tik von dieser Bundesregierung, von den Fraktio-
nen in diesem Parlament verlangen, aber gleichzei-
tig Entschließungen herausgeben wie die soge-
nannte Kölner Erklärung, in der es wörtlich heißt 
— ich zitiere jetzt —: 

Der Hauptfeind steht im eigenen Land. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Ein schönes Feind- 
bild! — Eigen [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Unser politischer Gegner, das sind die in Bonn 
herrschenden politischen Kräfte. 

— und so geht es weiter —, solange jemand so 
redet, wie Sie es da mit dem „Hauptfeind" tun, soll 
er uns nicht kommen und Friedensliebe predigen. 
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Staatsminister Möllemann 
Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Vogt [Kaiserslautern] 

[GRÜNE]) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat die Frau Abge-
ordnete Kelly. 

Frau Kelly (GRÜNE): Liebe Freunde und Freun-
dinnen! Herr Möllemann, dieses Zitat stammt nicht 
von den GRÜNEN. Ich würde Sie bitten, hier ehr-
lich vorzutragen, von wem dieses Zitat stammt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Wollen Sie das korrigieren?) 

Ich möchte ganz kurz mit einem Zitat aus dem 
„Stern" beginnen. Leider ist Herr Kohl nicht da. Ich 
hätte es ihm gern vorgetragen: 

Nach Hiroshima reist der Bundeskanzler nicht. 
Er braucht keine solche Demonstration, sagt er. 
Er habe das Grauen als Kind erlebt, Flieger-
alarm im Keller überlebt und gesehen, wie man 
Verschüttete tot geborgen hat! Und wenn er 
dann noch an seinen toten Bruder denke! Also 
er wisse, was Krieg ist. 

Welch ein Irrtum! Hiroshima ist nicht Krieg. Hiro-
shima ist das Ende. Und so verpaßt er denn den 
Kniefall, von dem nicht nur die Seele satt geworden 
wäre: den Kniefall für den Frieden. 

Vier Monate benötigte die Bundesregierung, um 
die Großen Anfragen der GRÜNEN zu Atomwaffen 
und Giftgas in der Bundesrepublik zu beantworten. 
Fast ausnahmslos unbefriedigende, dennoch be-
klemmende Antworten, alle im Interesse der ver-
bündeten Atommächte geäußert und gegen unsere 
Lebensinteressen! Es wird immer wieder betont, 
daß die Vollversammlung des Bundestages drei 
Grundrechte hat: Gesetzgebung, Kontrolle und 
Haushaltsrecht. Die Großen Anfragen sind dazu ge-
dacht, Grundsatzfragen der Politik aufzugreifen. 
Außer der Prüfung und Änderung der Gesetzent-
würfe verfügt das Parlament in bezug auf die Kon-
trolle der Regierung besonders über das Mittel der 
Großen Anfrage, der Fragestunde und der Aktuel-
len Stunde, bei denen die Regierung im Plenum 
Rede und Antwort stehen muß. Im Bundestagsple-
num sollten auch die politischen Vorgänge und die 
Kräfteverhältnisse durchsichtiger werden. Die 
Rolle des Bundestages als höchstes demokratisches 
Organ soll sich am deutlichsten im Plenum wider-
spiegeln. 

Doch wie ist es um die parlamentarische Demo-
kratie bestellt? Unsere Redezeit zu fünf Großen An-
fragen, die wir an die Bundesregierung gestellt ha-
ben, sowie die Redezeit in bezug auf den Entwurf 
eines Gesetzes zur Durchführung einer konsultati-
ven Volksbefragung sollen drastisch eingeschränkt 
werden. Unsere Großen Anfragen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sind doch beant

-

wortet!) 

waren zum Thema Atomwaffen — Rechtsgrundla

-

ge, Herr Möllemann, Atomeinsatz — Vetorecht, 
Atomwaffen — „Pakete" gegen die Bundesrepublik, 

Atomwaffen-Einsatzverhinderung und Atomwaf-
fen-Einsatzfolgen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Möllemann hat zur 
Abrüstungspolitik gesprochen! Sprechen 

Sie einmal zum Abrüstungsbericht!) 

Ich möchte an dieser Stelle den französischen 
Admiral Sanguinetti zitieren, weil er uns alle nach-
denklich machen muß: 

Wenn man an einer Atomexplosion teilgenom-
men hat, dann stellt man keine Fragen mehr. 
Man ändert schlagartig seine Denkgewohnhei-
ten. Unabhängig davon, in welchem Lager man 
sich befindet: Man wird niemals wieder in der 
gleichen Weise argumentieren wie vorher. 

Er sagt, er habe an sechs Atombombenexplosionen 
seines Landes teilgenommen. Doch anders denken, 
das durfte nicht sein. Als sich Admiral Sanguinetti 
so äußerte, wurde er postwendend entlassen. 

Wie schon in vorausgegangenen Antworten leug-
net die Bundesregierung den grundlegenden Unter-
schied zwischen Atomwaffen und konventionellen 
Waffen. Atomwaffen als bessere Artillerie! Die Bun-
desregierung ignoriert, daß Atomwaffen keine 
Kriegswaffen im Sinne des Völkerrechtes, sondern 
illegale, blinde Waffenvernichtungswaffen sind. 
Art. 25 des Grundgesetzes erklärt die allgemeinen 
Regeln des Völkerrechtes zum Bestandteil unserer 
Verfassung. Die allgemeinen Regeln des Völker-
rechtes gehen den Gesetzen vor und erzeugen un-
mittelbar Rechte und Pflichten für die Bevölkerung 
und für die Bewohner des Bundesgebietes. Solche 
Prinzipien wie die Ächtung des Angriffskrieges und 
die Ächtung von Erstschlagswaffen werden also 
von der Verfassung ausdrücklich mit übernommen. 
Völkerrechtsprinzipien sind als Rechtsgut in jedem 
Fall höhenwertig als eine Straßenverkehrsordnung, 
so meinen wir. 

Da die Stationierung der neuen amerikanischen 
Mittelstreckenraketen in unserem Lande den 
Atomkrieg wahrscheinlicher macht und da ihr die 
Doktrin vom atomaren Erstschlag zugrunde liegt, 
ist diese Stationierung verfassungswidrig. Diese 
Auffassung wird von vielen prominenten Staats- 
und Verfassungsrechtlern, z. B. von dem ehemali-
gen Verfassungsrichter Martin Hirsch, geteilt. 

Aus den Antworten lassen sich Standpunkte der 
Bundesregierung entnehmen. Herr Möllemann, zu 
einem haben Sie kein Wort gesagt: Die Bundesre-
gierung räumt in diesen Antworten erstmals ein, es 
könne im Kriegsfall dazu kommen, daß NATO

-

Atomwaffen gegen Ziele in der Bundesrepublik ein-
gesetzt werden können. In Ihrem Bericht, Herr Möl-
lemann, findet sich kein Wort davon, daß die Bun-
desregierung keine Maßnahmen vorgesehen hat, 
solche Einsätze zu verhindern. Sie beabsichtigt 
auch nicht, solche Maßnahmen vorzusehen. Die 
Bundesregierung ist auch der Auffassung, daß 
Atomwaffeneinsätze gegen militärische Ziele in der 
Bundesrepublik nicht notwendigerweise auch zivile 
Ziele verwüsten. Die Bundesregierung verzichtet 
auf deutsche Kontrollen der ausländischen Militär-
stützpunkte, Waffen- und Giftgaslager auf dem Ho-
heitsgebiet der Bundesrepublik. 
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Frau Kelly 
In den Antworten der Bundesregierung wird im-

mer wieder von dem angestrebten Ziel der NATO 
gesprochen, Herr Wörner, von der Verhinderung ei-
nes Krieges durch glaubwürdige Abschreckung. Die 
unaufhörliche Aufrüstung ist jedoch längst über 
den perversen Abschreckungsauftrag hinausgegan-
gen. Wenn die Bundesregierung über die Strategie 
der NATO Auskunft gibt, so vergißt sie die kleinen 
militärischen Feinheiten. So stellt die amerikani-
sche Fachzeitschrift „Military Review" z. B. in ei-
nem Artikel fest — ich zitiere —, daß die Dienstvor-
schrift FM 100/5 nicht nur den Ersteinsatz, sondern 
auch die Möglichkeit eines Erstschlages vorsieht. 
Haben der Bundeskanzler, Herr Kohl, und der Ver-
teidigungsminister, Herr Wörner, nicht mitbekom-
men, daß sich in der NATO-Strategie seit 1967 
Grundsätzliches verändert hat? Die der Denkfigur 
der Abschreckung inhärenten Widersprüche zeigen 
sich auch in der NATO-Strategie der angemessenen 
Erwiderung. Atomwaffen sollen abschrecken, wer-
den aber um der Glaubwürdigkeit willen zu Krieg-
führungswaffen weiterentwickelt. Militärische Ein-
satzplanung soll den Einsatz verhindern, muß ihn 
aber vorbereiten. Die Androhung eines umfassen-
den Atomkrieges soll Kriegsausbruch verhüten, 
doch die militärischen Planungen sehen um der 
Glaubwürdigkeit willen Begrenzungen der Atom-
kriege vor. 

In Krisensituationen ist das vorrangige politische 
Ziel angeblich die Deeskalation der Spannungen, 
um Krieg zu vermeiden. Zu diesem Zweck wird 
aber das Mittel der Eskalation bereitgehalten. Das 
wissen Sie auch, Herr Wörner. Die Veränderung der 
Atomwaffen zu Gefechtsfeldwaffen mit begrenzter 
Schadenswirkung und ihr Einbau in die militäri-
sche Strategie der Kriegführung drohen diesen 
Waffen schon längst ihre abschreckende Wirkung 
zu nehmen. 

Die Antworten der Bundesregierung sind zynisch 
und voller Widersprüche. Die Bundesregierung 
schreibt z. B., daß Planung und Einsatz der NATO 
in bezug auf die Atomwaffen auf Wiederherstellung 
des Status quo ante zielen, wobei dem Grundsatz 
der Schadensbegrenzung eine besondere Bedeu-
tung zukommt. Dies ist eine Feststellung, Herr Wör-
ner und Herr Möllemann, die an Unwissenheit und 
Ignoranz nicht mehr zu überbieten ist. Wie die Bun-
desregierung beim Einsatz von Atomwaffen in der 
dichtbesiedelten Bundesrepublik die Einhaltung 
des Grundsatzes von Schadensbegrenzung sicher-
stellen will, bleibt ihr Geheimnis. Es dürfte jeder-
mann klar sein, daß nach dem ersten Einsatz einer 
nur einzigen Atomwaffe nichts mehr so sein wird, 
wie es vorher war. Aber auch dazu wurde von Ih-
nen, Herr Möllemann, kein Wort gesagt. 

Ich kann an dieser Stelle aus Zeitnot nur auf zwei 
begrenzte Aspekte eingehen, und zwar im Sinne 
von exemplarischen Beispielen zum Thema des Ve-
toeinsatzes und des Vetorechts. Die Bundesregie-
rung meint, daß die bestehenden Konsultationsver-
fahren den Interessen der Nichtnuklearmächte 
Rechnung tragen. Die Bundesregierung betont: Die 
Bundesrepublik sieht, insbesondere im Hinblick auf 
eine wirksame Abschreckung, keine Veranlassung, 
ein nationales Vetorecht anzustreben. Doch war es  

nicht der CSU-Chef Franz Josef Strauß, der im Au-
gust 1983, diesmal wieder als Verteidigungspoliti-
ker, neue Unruhe in die Koalition gebracht hat? Er 
forderte für die Europäer ein Vetorecht bei der Ent-
scheidung über den Einsatz nuklearer Waffen. Und 
Strauß hat die alte Diskussion der 60er Jahre wie-
derbelebt, den NATO-Europäern einen zweiten 
Schlüssel zu geben, ohne den keine einzige statio-
nierte US-Rakete abgefeuert werden kann. Peter 
Kurt Würzbach, Staatssekretär, erklärte damals, 
der Vorstoß von Strauß sei kein Thema. Wir wissen 
zur Zeit, daß Großbritannien ein Wort mitreden 
kann, und Frau Thatcher hat angekündigt, sie wolle 
dieses praktische Zwei-Schlüssel-System auch auf 
ihre Cruise Missiles ausdehnen. Wir wissen, daß die 
anderen Verbündeten kaum eine Mitsprache haben. 
Doch genau vor der Mitsprache warnen wir. Denn 
Mitsprache, Vetorecht, Zwei-Schlüssel-System, das 
kann ebensoschnell heißen: den deutschen Finger 
am Atomdrücker. 

Wir, die GRÜNEN, wollen kein Mitspracherecht 
in bezug auf die Entscheidungen über den Einsatz 
von Atomwaffen. Das ist zugleich ein Mitsprache-
recht in bezug auf ein Votum über Leben und Tod 
von Millionen von Bürgern. Wenn man die brisante 
Diskussion in den anderen Ländern verfolgt — 
Großbritannien, Italien —, so scheint es, als sei die 
Behauptung, man gehöre zum Kreis privilegierter 
Mitspracheländer, eher zur Beruhigung der Bevöl-
kerung gedacht. Stände den Italienern tatsächlich 
ein Vetorecht zu, würde die Rechtfertigung für die 
erweiterte britische Mitsprache als die einer Nu-
klearmacht in sich zusammenfallen. Außerdem 
ständen Länder wie die Niederlande und Belgien, in 
denen das Nein der Bevölkerung unüberhörbar ist, 
längst bei den Amerikanern auf der Matte, um 
ebenfalls Sonderrechte zu verlangen. 

Die BRD 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wer bitte? — 
Wer ist das?) 

als größtes Stationierungsland und Hauptgefechts-
feld eines nuklearen Infernos ist sowieso Satelliten-
staat und steht als drittklassiger Partner da — als 
drittklassiger Partner! 

Wir wollen kein Vetorecht, das praktisch auf eine 
Mitbestimmung beim Atomwaffeneinsatz auf deut-
schem Boden hinausläuft. Wir wollen ein Vetorecht, 
welches die Stationierung aller atomaren, biologi-
schen und chemischen Waffen von vornherein ver-
hindert. Das einzige zulässige Veto ist ein rechtzei-
tiges Veto von seiten der Bevölkerung. Vielleicht 
kann sich eine Regierung in Schwierigkeiten auch 
einmal vom Volk beraten lassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Klein [Mün

-

chen] [CDU/CSU]: Frau Kelly als Volk!) 

Die deutsche Bundesregierung hat nach Auffas-
sung der GRÜNEN die verfassungsmäßige und völ-
kerrechtliche Pflicht, unbedingt jegliche Stationie-
rung von Massenvernichtungswaffen und jeglichen 
Einsatz auf und von deutschem Boden zu verhin-
dern. 
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Die heutigen Rechtsgrundlagen für die Stationie-

rung der Atomwaffen sind ja nach Auffassung der 
Bundesregierung zwei Verträge aus dem Jahre 
1954, also unter Besatzungsrecht entstandene Dik-
tatverträge. Atomwaffenstationierung als Besat-
zungsrecht — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na!  — 
Dr.  Marx [CDU/CSU]: Das müßten Sie bes

-

ser wissen!) 

ein Verstoß gegen die Souveränität der Bundesre-
publik und ein Bruch des Völkerrechtes! 

In Ihrer Antwort auf die Anfragen gab die Bun-
desregierung bekannt, daß seit 1954 Atomwaffen 
hier lagern. Dies ist auch nach unserer Feststellung 
völkerrechtswidrig, denn Atomwaffen sind keine 
rechtmäßige Bewaffnung von Besatzungstruppen. 

Vor kurzem hat Strauß seine Meinung in bezug 
auf den zweiten Schlüssel geändert. Er erklärt nun, 
er bevorzuge eine Entsendung europäischer NATO

-

Vertreter in den Stab des Präsidenten. Dort könn-
ten sie sich direkt informieren und einschalten. Ein-
mal abgesehen davon, daß sich die Amerikaner 
kaum derartige Beobachter in ihren allerletzten 
Entscheidungsapparat setzen lassen, sieht der 
Strauß-Vorschlag sehr danach aus, daß sich Bonn 
durch die Hintertür doch noch zur Nuklearmacht 
machen möchte und damit am Aufbau einer euro-
päischen Atomstreitmacht mitwirkt. Warum hat die 
Bundesregierung nicht deutlich ausgesprochen, 
was nach den Athener Beschlüssen in den Jahren 
1962 bis 1969 klar und deutlich geworden ist? Ich 
zitiere: 

Nach diesen Beschlüssen werden die Europäer 
von den Amerikanern vor einem Nuklearein-
satz konsultiert, wenn es die Zeit erlaubt. 

Herr Möllemann, „wenn es die Zeit erlaubt". Das ist 
die Sprachregelung, und darüber sprechen wir: 
„wenn es die Zeit erlaubt". Denken Sie an die Kuba-
Krise, an die Konsultationsprozesse von Präsident 
Kennedy zu diesem Zeitpunkt! Dies freilich dürfte 
den US-Präsidenten in seiner Entscheidungsfrei-
heit nicht einschränken. Doch dieser Grundsatz ist 
bisher von keinem Kabinett angetastet worden. 

Schalten wir ein bißchen in der Geschichte zu-
rück zu dem Zeitpunkt, in dem Strauß, um die ato-
mare Bewaffnung der noch jungen Bundeswehr 
durchzusetzen, vehement die Beschränkung der 
deutschen Befugnisse verteidigte. Kaum aber war 
im Mai 1958 von diesem Bundestag beschlossen 
worden, daß die Bundeswehr mit modernsten ame-
rikanischen Waffen ausgerüstet werden sollte, eilte 
Strauß in die andere Ecke. Seine Lieblingsidee, 
auch die von Herrn Dregger, von der Atomstreit-
macht Europa pflegte er mit öffentlichen Forderun-
gen nach einem Mitbestimmungsrecht bei der Ver-
wendung der strategischen Bewaffnung. Er ver-
langte ein System von Garantien und Formeln, das 
den europäischen NATO-Staaten das Bewußtsein 
und die Rolle als Partner gibt. So blieb Strauß den 
Gaullisten ein Gaullist und den Atlantikern ein At-
lantiker. 

Der CDU/CSU-Fraktionschef Dregger ist wohl 
sehr traurig über den nicht wiedergutzumachenden 

Fehler im Zusammenhang mit der Zwei-Schlüssel-
Lösung; denn wie er immer wieder gesagt hat, 
träumt er von einem europäischen Bundesstaat und 
einer europäischen Streitmacht. 

Wie ich sehe, wandelt aber auch die SPD auf den 
Spuren des SPD-Verteidigungsexperten der 60er 
Jahre Fritz Erler. In einem Strategiepapier des Vor-
standes aus dem Jahr 1983 wird wieder von einer 
Mitbestimmung über die nuklearstrategische Pla-
nung gesprochen sowie über ein mögliches Veto-
recht gegen einen eventuellen Einsatz von Atom-
waffen. Vielleicht sollte sich die SPD aber nicht so 
sehr um das Vetorecht gegen den Einsatz von 
Atomwaffen kümmern. Sie hätte sich vielmehr, so 
meine ich, darum kümmern sollen, wie der Statio-
nierungsbeschluß vom 12. Dezember 1979 hätte ver-
hindert werden können. Sie hätte sich in ihrer Re-
gierungszeit darum kümmern sollen, wie sie die 
Giftgaslager aus diesem Land hätte entfernen kön-
nen. 

Ein deutsches Vetorecht, mit dem verhindert wer-
den soll, daß gegen den Willen der Bundesregierung 
von bundesdeutschem Territorium aus Nuklearra-
keten gestartet werden, ist nicht der Weg, den wir 
anstreben. Die Hand am Sicherheitshebel kann all-
zuleicht der Schleichweg und die Hintertür für das 
werden, das Herr Strauß und Herr Dregger einmal 
angestrebt haben. 

Wir meinen, daß es statt des Vetorechts die 
Durchführung einer konsultativen Volksbefragung 
geben muß; denn nur so kann sichtbar gemacht 
werden, daß die überwiegende Mehrheit der Bevöl-
kerung in diesem Lande die neuen Atomraketen 
ablehnt. 

Ist die Bundesregierung nun dabei — wie Brecht 
einmal sagte —, sich ein anderes Volk zu wählen? 
Warum wurde Mitte Oktober im Rechtsausschuß 
ein von den GRÜNEN und von der SPD beantragtes 
Expertenhearing zu juristischen Fragen des Atom-
waffeneinsatzes abgelehnt? Warum spricht man im 
Petitionsausschuß nicht mit den Vertretern Zehn-
tausender von Eingaben gegen eine Raketenstatio-
nierung und für eine konsultative Volksbefragung? 
Warum wird der von uns eingebrachte Gesetzent-
wurf für eine konsultative Volksbefragung als ein-
deutig verfassungswidrig bezeichnet? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Weil es so 
ist!) 

Der Vorschlag für eine solche stärkere Einbezie-
hung der Bevölkerungsmeinung in die parlamenta-
rische Willensbildung kommt selbst aus dem Um-
feld der Bundesverfassungsrichter. Die Aufstellung 
der neuen Massenvernichtungsmittel wird nicht 
nur als gefährliche Eskalation empfunden, sondern 
auch als existentielle Bedrohung. Deswegen for-
derte auch Bundesverfassungsrichter Helmut Si-
mon eine stärkere Einbeziehung der Bürger in den 
Entscheidungsprozeß. Wir fordern ein Grundrecht 
auf Mitbestimmung in Sachen Krieg und Frieden. 

Die Sicherheitspolitik und damit auch die Bun-
desrepublik befinden sich an einer Wegegabel. Die 
Entscheidung, welcher Weg heute beschritten wird, 
ist eine Entscheidung für Jahrzehnte. Die Steige- 
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rung oder Verminderung der Abrüstungschance ist 
keine abstrakte Sache, um die sich der Bürger nicht 
kümmern muß. Sie hat allein mit seinem grundge-
setzlich garantierten Recht auf Leben zu tun  — 
Art.  2 des Grundgesetzes —, das das Bundesverfas-
sungsgericht gerade dazu veranlaßt hat, ein diesbe-
zügliches Grundrecht auf Mitwirkung festzustellen. 
Vielleicht sollten Sie auch das nachlesen, meine Da-
men und Herren von der CDU/CSU. 

Das hat auch mit dem bewußten, oft aber auch 
unbewußten Ausmaß an Angst zu tun, mit dem der 
Bürger angesichts der atomaren Bedrohung leben 
muß. Angstfreiheit in menschenmöglichem Maße 
gehört auch zu den Grundrechten jedes Bürgers. 

Wir meinen, die Bundesregierung und ihre parla-
mentarische Mehrheit können nicht behaupten, sie 
hätten am 6. März 1983 das Mandat erhalten, in der 
Sache Raketenstationierung zu tun und zu lassen, 
was sie für richtig erachten. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Wir haben vorher 
alles klar erklärt!) 

Dieses Mandat haben Sie demokratisch gesehen 
nicht. So sehr in Art. 38 des Grundgesetzes die Un-
abhängigkeit der Repräsentanten prinzipiell sta-
tuiert ist, so wenig darf doch verkannt werden, daß 
sie letztlich all ihre Legitimation und Kraft aus der 
prinzipiell geltenden Volkssouveränität ziehen. Be-
stimmte existentielle Entscheidungen, so meinen 
wir, bedürfen einer mehr als üblichen Legitima-
tion. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Art. 20 Abs. 2 des Grundgesetzes sagt: 

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird 
vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und 
durch besondere Organe der Gesetzgebung ... 
ausgeübt. 

Wo bleibt eigentlich in diesem Bundestag das Bun-
desabstimmungsgesetz? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Da uns aber im Grunde genommen keine Zeit zur 
Verfügung steht, auf all die anderen Großen Anfra-
gen einzugehen, auf die unbefriedigenden Antwor-
ten dieser Bundesregierung einzugehen — es muß 
ja wohl möglich sein, im Bundestag zu den unbe-
friedigenden Antworten zu sprechen; das können 
wir in diesen 20 Minuten nicht tun —, werden wir 
das jetzt draußen in der Öffentlichkeit machen. 

Ich möchte darauf hinweisen: Es ist nicht demo-
kratisch, fünf Große Anfragen in diesem Stil unbe-
antwortet zu lassen, wie dies geschehen ist, Herr 
Möllemann. Aus diesem Grund werden wir aus Pro-
test den Saal verlassen und die Antworten der Bun-
desregierung draußen erläutern. 

(Die Abgeordneten der Fraktion DIE GRÜ

-

NEN stellen Schilder mit der Aufschrift 
„Keine Redezeit" auf ihre Pulte und verlas

-

sen mit Ausnahme des Abg. Fischer 
[Frankfurt] den Saal — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Wer rausgeht, muß auch wie

-

der reinkommen! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
im Hinblick auf die Länge der Redezeit, die der Ver-
treter der Bundesregierung in Anspruch genommen 
hat, habe ich der Fraktion DIE GRÜNEN nach § 35 
Abs. 2 der Geschäftsordnung eine zusätzliche Rede-
zeit von fünf Minuten gegeben. 

Ich bitte deshalb, diese Zettel dort zu entfernen. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Berger (Lahn-
stein). 

Berger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Tatsache, daß die 
GRÜNEN den Saal verlassen haben, erspart es mir, 
nun besonders auf die Rede der Kollegin Frau Kelly 
einzugehen. Aber eine Bemerkung möchte ich den-
noch machen: Mir ist einmal mehr aufgefallen, daß 
die GRÜNEN jede Verteidigung ablehnen, aber un-
entwegt über Waffen sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich finde das einen klassischen Widerspruch. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß De-
mokratie wohl mit der Geschäftsordnung beginnt, 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE]) 

während die GRÜNEN offensichtlich dabei sind, so-
gar die Verfassung überspielen zu wollen und dazu 
auch das Mittel des glatten Rechtsbruchs anwen-
den. Dies ist kein positiver Beitrag für die deutsche 
Politik. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Es gibt noch 
grüne Restbestände!) 

Meine Damen und Herren, im Unterschied zu 
Herrn Staatsminister Möllemann gehöre ich zu den 
Kollegen im Hause, die den letzten Krieg noch mit-
erlebt haben. Ich habe als Kind die Stadt Mainz 
brennen sehen und das nicht nur bei Weinfreunden 
beliebte Schloß Johannisberg. Ich habe also Erfah-
rungen, was Krieg bedeuten kann. Ich weiß auch 
noch, wie zur damaligen Zeit wohl alle Deutschen 
geglaubt haben, dies sei der letzte Krieg gewesen, 
unter dem sie, unter dem die Menschheit gelitten 
habe. Das Stichwort „Nie wieder Krieg!", das auch 
in der Diskussion dieser Tage immer wieder zitiert 
wird, war dort und damals wohl allgemeine Über-
zeugung. 

Aber dann mußten wir sehr schnell erfahren, daß 
Gewalt nicht aus der Welt war, daß weiter Men-
schen unter fremder Herrschaft und Gewaltherr-
schaft leiden mußten. Wir mußten erfahren, wie 
z. B. die Siegermacht Sowjetunion das Jalta-Ab-
kommen gebrochen hat. Statt Demokratisierung 
der von ihr unterworfenen und militärisch besetz-
ten Gebiete begann sie dort eine brutale Sowjetisie-
rung. Dies war der Ausgangspunkt dafür, daß wir in 
unserer Staatlichkeit die Frage gestellt haben, ob es 
lohnt, dieses neue Gemeinwesen zu verteidigen. 

Die Diskussion dieser Tage, meine Damen und 
Herren, kann man unter vier Fragen zusammenfas-
sen. Erstens. Lohnt es, dieses Gemeinwesen wirk-
lich zu verteidigen? Zweitens. Gibt es etwas, was 
uns bedroht? Drittens. Haben wir eine Chance, die-
ser Bedrohung zu entgehen? Viertens. Wenn wir 
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eine solche Chance haben, haben wir dann nicht 
auch die Pflicht, dieser Bedrohung zu begegnen? 

Meine Damen und Herren, dieser Staat, die Bun-
desrepublik Deutschland, ist der freieste Staat der 
deutschen Geschichte. Nie zuvor war mehr Freiheit 
verwirklicht und, wie ich hinzufüge, auch mehr so-
ziale Gerechtigkeit. Dies ist ein Gemeinwesen, das 
sich gründet auf die unantastbare Würde des Men-
schen und auf die Freiheit des Einzelnen, das das 
Gemeinwesen, den Staat, an eine Rechtsordnung 
bindet, die es unmöglich macht, daß etwa der Staat 
in seinem Innern diese Menschenwürde nicht in 
dem notwendigen Umfang und auf Dauer gewährt. 

Wir müssen aber auch erkennen, daß dies nicht 
überall in der Welt der Fall ist. Die katholischen 
Bischöfe haben in ihrem Hirtenwort darauf hinge-
wiesen, daß der Friede nicht etwa zunächst durch 
Waffen oder durch den Rüstungswettlauf bedroht 
sei, sondern durch die Tatsache, daß es totalitäre 
Diktaturen gebe, die in ihrem Herrschaftsbereich 
menschliche Würde nicht nur nicht gewährten, son-
dern unterdrückten und darüber hinaus die Ten-
denz hätten, diese ihre Gesellschaftsform anderen 
aufzuzwingen. Solange dies so ist, meine sehr ge-
ehrten Kollegen auf allen Seiten dieses Hauses, be-
haupte ich, daß das Gemeinwesen Bundesrepublik 
Deutschland, daß dieser unser Staat es wert ist, daß 
wir ihn verteidigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Klejdzinski [SPD]: Darüber streiten 

wir uns doch nicht!) 

Gegenüber dieser unverkennbaren Bedrohung 
müssen wir die Pflicht des Art. 1 des Grundgesetzes 
erfüllen, die da lautet: 

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie 
zu achten und zu schützen, ist Verpflichtung 
aller staatlichen Gewalt. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Halten Sie sich dar

-

an!) 

Solange dies so ist, meine Damen und Herren, 
bleibt die Sicherheit unseres Gemeinwesens nach 
außen eine der ersten Aufgaben, ja, der Organisa-
tionszweck des Staates überhaupt. Wir können 
nicht denen vertrauen, die etwa Gewaltfreiheit als 
prinzipielles Mittel der Politik dahin gehend ausle-
gen, daß sie sagen, es sei sittlich nicht erlaubt, die 
Vorkehrungen zu treffen, die wir brauchen, um ge-
genüber der Bedrohung von außen bestehen zu 
können. 

Der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonfe-
renz sagte in diesem Zusammenhang: 

Es dient dem Frieden nicht, wenn die Bergpre-
digt mißdeutet wird. Die Mahnung zur Versöh-
nung und zum Verzicht auf Vergeltung gilt 
nicht nur für den einzelnen Christen, sondern 
auch für die Staaten. Der Heilige Augustinus 
hat darauf hingewiesen, daß grausame Rach-
sucht und unversöhnliche Gesinnung auch im 
Kriege schuldhaft sind. Es kann der Fall eintre-
ten, daß ein Staat um des Friedens willen auf 
Rechtsansprüche verzichten muß. 

Aber dann fährt er fort:  

Die Aufforderung Jesu zur Versöhnung und 
zum Verzicht auf Rache bedeutet jedoch nicht, 
daß Recht und Ordnung aufgehoben werden. 
Die staatliche Gewalt, die das Zusammenleben 
der Menschen durch die Rechtsordnung sicher-
stellt, ist von Gott eingesetzt. Nicht ohne Grund 
trägt sie das Schwert. Sie steht im Dienste Got-
tes und vollstreckt das Urteil an dem, der Böses 
tut. 

Meine Damen und Herren, dies meine Antwort an 
Franz Alt. 

Gestern war der Geburtstag Martin Luthers. 

(Zuruf des Abg. Dr. Klejdzinski [SPD]) 

Auch er hat einmal darüber nachgedacht, Herr 
Klejdzinski, ob es möglich sei, die Welt etwa mit der 
Bergpredigt zu regieren. Er sagte dazu: 

Die Welt mit der Bergpredigt regieren zu wol-
len, das wär', also tät' ein Hirt in einem Stall 
zusammen Wolf, Löwe, Adler und Schaf. Da 
würde das Schaf wohl Frieden halten, aber 
nicht lange leben. 

Lassen Sie mich ein letztes Zitat in diesem Zu-
sammenhang nachtragen. Der jetzige Papst, Johan-
nes Paul II., hat vor kurzem auf dem Katholikentag 
in Wien in diesem Zusammenhang ein bedeutendes 
Wort gesprochen. Der Katholikentag dort wurde üb-
rigens im Gedenken an eine erfolgreiche europäi-
sche Verteidigung gegenüber einer asiatischen Ge-
fahr veranstaltet. Der Papst sagte: 

Die Bergpredigt zwingt uns, im Feind den Bru-
der zu sehen, selbst wenn wir uns seines An-
griffes erwehren müssen. 

Meine Damen und Herren, knapper und präziser 
kann man diesen Sachverhalt nicht zusammenfas-
sen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was man vom Red

-

ner nicht behaupten kann! — Gegenruf von 
der CDU/CSU: Klejdzinski, Ruhe!) 

Ich möchte nun darauf hinweisen, meine Damen 
und Herren, daß unsere Außen- und Sicherheitspo-
litik von Anfang an diesem Geist gefolgt ist und 
auch heute noch folgt. Dies wird aus der Antwort 
der Bundesregierung auf die zitierten Großen An-
fragen deutlich. Dies wird insbesondere einmal 
mehr in diesem Bericht der Bundesregierung zum 
Stand der Bemühungen um Abrüstung und Rü-
stungskontrolle sowie der Veränderungen im mili-
tärischen Kräfteverhältnis 1983 deutlich. 

Wir, d. h. der freie Westen, die von uns eingesetz-
ten militärischen Mittel und Strukturen, wir bedro-
hen niemanden. Unsere Waffen sind ausschließlich 
zur Verteidigung gedacht. Durch unsere Waffen 
muß sich niemand bedroht fühlen, es sei denn der, 
der uns angreifen wollte. Wir haben im Westen, und 
dies die gesamte Zeit hindurch, unsere Anstrengun-
gen zur äußeren Sicherheit unter das Gesetz der 
strategischen Defensive gestellt. Die NATO ist ein 
Verteidigungsbündnis. Die Strukturen der NATO 
und ihre Potentiale ermöglichen keinen Angriff. 
Wir suchen zudem unsere Sicherheit darauf zu 
gründen, daß wir nicht etwa in der Lage sein wol-
len, einen Krieg erfolgreich zu führen und zu been- 
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den, auch nicht einen Verteidigungskrieg. Wir wol-
len vielmehr in der Lage sein, einen solchen Krieg 
von vornherein durch Abschreckung zu verhindern. 
Abschreckung, die Strategie der flexiblen Antwort 
im Bündnis bedeutet nichts anderes, als daß wir 
sicherstellen wollen, daß derjenige, der uns angrei-
fen wollte, dies nicht ohne unannehmbares Risiko 
für sich selbst könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dies ist ein hohes politisches Ziel, das wir übri-
gens nur im Bündnis erreichen und verwirklichen 
können. Deswegen ist der Zusammenhalt des Bünd-
nisses für unsere Sicherheit eine entscheidende 
Größe. Wir haben diese Sicherheitspolitik unter 
drei Prinzipien gestellt und verfolgen diese in der 
Kontinuität sämtlicher Bundesregierungen seit 
dem Beitritt in das westliche Bündnis. 

Erstens: prinzipieller Gewaltverzicht. Das heißt, 
daß wir ein- für allemal und feierlich in allen Ver-
trägen seither abgeschworen haben, etwa ein politi-
sches Ziel durch den Gebrauch oder durch die An-
drohung von Gewalt durchsetzen zu wollen. Diesem 
Prinzip entspricht dann natürlich auch, daß wir nur 
soviel Rüstung haben, wie wir zu der genannten 
Abschreckung und zur Verteidigungsfähigkeit 
brauchen, und nicht etwa Rüstungspotentiale unter-
halten, die wir für eigene Sicherheit nicht bräuch-
ten, die aber andere bedrohen könnten. 

Das zweite Prinzip folgert sich daraus. Es ist das 
Prinzip des Gleichgewichts. Wenn ich von Gleichge-
wicht spreche, meine ich nicht ein numerisches, ein 
zahlenmäßiges. Das ist nicht zu haben, schon ange-
sichts der geopolitischen Asymmetrien, in denen 
wir leben und in die diese Welt nun einmal aufge-
teilt ist. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist das Pro

-

blem der Genfer INF-Verhandlungen!) 

Ich meine dieses Gleichgewicht funktional, ein 
Gleichgewicht der Optionen. Es darf, Herr Kollege 
Voigt, keiner Seite ein Monopol an einem Waffensy-
stem zugestanden werden, das es ermöglichte, daß 
eine Seite in diesem Konflikt, den wir nicht leugnen 
können, in der Lage wäre, sämtliche Abschrek-
kungsvorkehrungen der anderen Seite zu unterlau-
fen. 

(Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage)  

— Ich muß aus Kollegialität in drei Minuten schlie-
ßen. Ich kann deswegen keine Zwischenfrage zulas-
sen. 

Das dritte Prinzip — davon handelt der Bericht 
der Bundesregierung zum gegenwärtigen Stand der 
Abrüstungsbemühungen —, das den Gewaltverzicht 
und das Gleichgewicht ergänzt, ist die Bereitschaft 
zur Abrüstung und Rüstungskontrolle, allerdings 
mit dem Ziel, auf diese Weise mehr Sicherheit zu 
gewinnen, nicht etwa weniger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Abrüstung und Rüstungskontrolle sind nicht los-
gelöste absolute Mittel oder Alternativen zur Si-
cherheit. Nein, es sind integrale Bestandteile unse-

rer Sicherheitspolitik. Wir müssen darauf achten, 
daß bei allen diesen einzelnen Schritten, die wir 
wollen und um die wir ringen — der Bericht der 
Bundesregierung macht deutlich, an wie vielen Ti-
schen wir als Bundesrepublik Deutschland im 
Bündnis, außerhalb des Bündnisses, im KSZE-Pro-
zeß, in Genf bei dem dortigen Unterausschuß initia-
tiv sind —, deutlich wird, wie sehr wir uns um das 
Ziel der Abrüstung bemühen. Diese Abrüstung muß 
aber unserer Sicherheit dienen und darf uns nicht 
etwa neuen Gefährdungen aussetzen. 

Ich möchte zu diesem Bericht der Bundesregie-
rung nicht mehr viel sagen, sondern vielleicht ein 
zusammenfassendes Zitat an den Schluß meiner 
Betrachtungen stellen, das diese noch einmal ver-
deutlicht: 

Der zweite Bestandteil der Sicherheitspolitik 
des Bündnisses ist eine Politik der Friedensge-
staltung durch Dialog und Zusammenarbeit. 
Abrüstung und Rüstungskontrolle sind inte-
grale Teile dieser Politik. Rüstungskontrollver-
handlungen sind Instrument kooperativer Frie-
denssicherung auf militärischem Gebiet. Ihr 
Ziel ist es, ein stabiles Kräftegleichgewicht auf 
möglichst niedrigem Niveau wiederherzustel-
len. 

Herr Kollege Voigt, ich bin überzeugt davon, daß es 
auch in Genf um nichts anderes geht. Die Sowjets 
haben durch diese Monopolsysteme, die sie sich ge-
schaffen haben, das Gleichgewicht verletzt. Wir 
müssen mit ihnen darum ringen, daß sie es ermögli-
chen, daß dieses Gleichgewicht um unserer wech-
selseitigen Sicherheit willen in Europa wiederher-
gestellt wird. 

Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube nicht, daß die Frage 
des Monopols in der einen oder anderen Waffenka-
tegorie die politische und militärische Bedeutung 
hat, die Herr Kollege Berger ihr zurechnet. Aber 
wenn sie sie wirklich haben sollte, dann dürfte ei-
gentlich der Kollege Berger nicht für die Stationie-
rung der Cruise Missiles auf Land in Europa sein. 
Denn nach der Stationierung der Cruise Missiles 
auf Land in Europa hat in dieser Waffenkategorie 
der Westen zumindest für eine längere Zeit ein Mo-
nopol. 

Mir geht es aber um andere Fragen und auch 
andere Schwerpunkte. Auf Grund des bisherigen 
Verlaufs der Debatte und auch auf Grund der Vorla-
gen, die die Debatte begründen, möchte ich an alle 
Fraktionen des Bundestages — auch diejenige, die 
zur Zeit nicht anwesend ist — den Appell richten: 
widerstehen Sie in der friedenspolitischen Debatte 
einer um sich greifenden Militarisierung von Spra-
che und Denken. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der FDP) 
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Wer Kriegsgefahren abwehren und Frieden schaf-
fen will, muß auch von Waffentechnologien und Mi-
litärstrategien reden, vor allem aber muß er von 
Versöhnung, von Zusammenarbeit sprechen, für 
den Abbau von Feindschaft, für Vertrauensbildung 
und für einen friedlichen Interessenausgleich wer-
ben. Friedenspolitik ist mehr als jede herkömmli-
che, aber auch mehr als die beste alternative Mili-
tärpolitik. Auch kein alternativer Clausewitz ver-
mag den Weg fort von der Angst vor der atomaren 
Apokalypse zu den Seligpreisungen der Bergpre-
digt zu führen. 

Und lassen Sie uns die Debatte über die Abwehr 
von Kriegsgefahren nicht unter einer ausschließlich 
auf Europa und den Ost-West-Konflikt verengten 
Sicht führen. Dies gebietet unsere Solidarität mit 
denen, die in der Dritten Welt unter militärischer 
Unterdrückung, unter den sozialen Folgen der Rü-
stungslasten und unter zahlreichen bewaffneten 
Auseinandersetzungen leiden. Aber auch unser ei-
genes Interesse verbietet es uns, bei den zahlrei-
chen militärischen Konflikten in Ländern der Drit-
ten Welt die Rolle eines unbeteiligten Zuschauers 
einzunehmen. Es ist gegenwärtig wahrscheinlicher, 
daß ein dritter Weltkrieg aus einem Konflikt in der 
Dritten Welt, als aus dem Gegensatz von Ost und 
West in Europa entsteht. 

Von der deutschen Verantwortung für eine aktive 
Friedenspolitik reden, heißt deshalb auch die mit 
dem Besuch Bundeskanzler Kohls in Saudi-Arabien 
eingeleitete verhängnisvolle Wende in der bundes-
deutschen Sicherheitspolitik und Rüstungspolitik 
zu verurteilen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich füge hinzu: es darf auch nicht zur Lieferung 
eines U-Bootes an das Chile Pinochets kommen. 

Wir leben militärisch und geographisch an der 
Nahtstelle des Ost-West-Konflikts. Die Reagan-Ad-
ministration sieht als Ursache für Krisen in Län-
dern der Dritten Welt vor allem die Hand Moskaus 
und nicht wie wir die Folgen von sozialer Not, Aus-
beutung und Unterdrückung. Sie greift wie in Gre-
nada zu militärischen Mitteln, wo zu allererst politi-
sche, wirtschaftliche und soziale Lösungen geboten 
sind. Dieser Art von falscher Ost-West-Politik in der 
Dritten Welt ist kein Beitrag, sondern ein Risiko für 
unsere Sicherheit. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir sind so exponiert in unserer geographischen 
Lage, daß wir nicht auch noch zusätzlich gegen un-
seren Willen mit den Risiken von militärischen En-
gagements der USA außerhalb Europas verkoppelt 
werden wollen. Dies ist für mich einer der wichtig-
sten Gründe gewesen, um die alte Forderung von 
Fritz Erler nach einem Vetorecht wiederaufzugrei-
fen. 

Die Forderung nach einem Vetorecht ist für die 
Bundesrepublik natürlich nur so lange von prakti-
scher Bedeutung, wie Atomwaffen gelagert werden. 
Wir Sozialdemokraten treten für die Vereinbarung 
über atomwaffenfreie Zonen ein. Wir unterstützen 
die Vorschläge der Palme-Kommission. Aber trotz-
dem müssen wir doch wohl realistischerweise da-

von ausgehen, daß es noch einige Jahre dauern 
könnte, bis selbst diese begrenzten Vorschläge in 
die Wirklichkeit umgesetzt worden sind. Ein Veto-
recht ist eine — aber nicht die einzige — denkbare 
Lösung mit dem Ziel einer verbesserten Interessen-
vertretung von Staaten, in denen Nuklearwaffen 
der USA stationiert sind. Ich kenne auch gewichtige 
Argumente gegen diese Forderung. Die SPD wird 
alle Argumente Pro und Kontra vor einer endgülti-
gen Entscheidung ihrer Fraktion über die Frage des 
Vetorechts sorgfältig abwägen. 

Aber auch die GRÜNEN sind in dieser Frage kei-
neswegs so einhelliger Meinung, wie Petra Kelly 
das hier hat erscheinen lassen. In einer offiziell ver-
öffentlichten Zwischenbilanz gegen die Kriegsge-
fahr, einer Bilanz, die die GRÜNEN am 28. Juli 1983 
veröffentlicht haben, heißt es: 

Die Bundesregierung verzichtet auf das Veto-
recht gegen Atomwaffeneinsätze verbündeter 
Atomwaffenstaaten gegen Ziele in der Bundes-
republik und vom Boden der Bundesrepublik 
aus. Damit verzichtet die Bundesregierung auf 
den im Krieg überlebensentscheidenden Kern 
der nationalen Souveränität der Bundesrepu-
blik. Die Bundesregierung verstößt damit ge-
gen das Grundgesetz. 

Weiter heißt es: 

Dieses Vetorecht ist nach Auffassung der GRÜ-
NEN im Zeitalter der Atomwaffen unverzicht-
bares Kernstück der nationalen Souveränität. 

So weit würde ich zwar nicht gehen, aber es macht 
deutlich, daß die Diskussion auf alle Parteien dieses 
Hauses übergreift. 

Wir können für die Sozialdemokraten verbindlich 
feststellen: Kein Sozialdemokrat strebt nach dem 
Finger am Abzugshebel. Kein Sozialdemokrat will 
den Status der Bundesrepublik als Nichtnuklear-
waffenstaat in Frage stellen. Im Gegenteil: Wir wol-
len ein Verhandlungsergebnis in Genf, eine Regie-
rungspolitik in Bonn und eine parlamentarische 
Entscheidung im Bundestag, die dazu führt, daß 
überhaupt keine Pershing-II-Raketen in der Bun-
desrepublik stationiert werden. Um jedes Mißver-
ständnis von vornherein auszuschließen: Wir wollen 
nach wie vor ein Verhandlungsergebnis in Genf, 
das — zusammen mit einer drastischen Verringe-
rung der sowjetischen SS-20-Rüstung — zum völli-
gen Verzicht auf die Stationierung von Pershing II 
und Cruise Missiles führt. 

Wenn die Bundesregierung auf einen konstrukti-
ven Kompromiß für die Berücksichtigung der briti-
schen und französischen Systeme drängen würde, 
wenn der Westen bereit wäre, als Gegenleistung für 
eine drastische Verringerung der sowjetischen Mit-
telstreckenwaffen in Genf einen völligen Verzicht 
auf die geplante Stationierung anzubieten, dann — 
und  davon bin ich fest überzeugt — wäre die So-
wjetunion bereit, über ihre bisherigen Angebote für 
eine Verringerung der Zahl ihrer SS-20-Raketen er-
heblich hinauszugehen. Aber die Bundesregierung 
tut nichts für ein solches Verhandlungsergebnis. 
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Auch die lebhafte Reisetätigkeit von Bundes-
kanzler Kohl und Bundesaußenminister Genscher 
nach Ost und West dient mehr der psychologischen 
Verharmlosung der Stationierungsfolgen als tat-
sächlichen Fortschritten bei den Genfer Verhand-
lungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nicht nur Franz Josef Strauß, sondern auch andere 
führende Vertreter der Koalitionsparteien warnen 
sogar vor weitergehenden Kompromissen. Das, 
worauf wir Sozialdemokraten drängen, versuchen 
Christdemokraten zu sabotieren. Es wird immer of-
fensichtlicher: Für die Vertreter der Koalitionspar-
teien ist die Stationierung neuer Mittelstreckenwaf-
fen der USA wichtiger als die drastische Reduzie-
rung der sowjetischen SS-20-Rüstung. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Todenhöfer 
[CDU/CSU]: Das ist doch nicht wahr!) 

Es ist beschämend, daß ausgerechnet Bundesau-
ßenminister Genscher 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Was heißt: „ausge

-

rechnet"? Das ist seine Aufgabe!) 

einen Vorschlag der griechischen Regierung zur 
zeitlichen Verschiebung des Stationierungsbeginns 
als erster zurückwies. 

Willy Brandt hat angeregt, die westliche Bereit-
schaft zur Verschiebung des Stationierungsbeginns 
mit einer Forderung an die Sowjetunion, mit dem 
Abbau ihrer SS-20-Rüstung zu beginnen, zu verbin-
den. Ähnlich haben sich der DGB, aber auch — in 
den letzten Tagen — der rumänische Staatschef 
Ceaucescu geäußert. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Der hat 
auch noch anderes gesagt!) 

Wir begrüßen dies und unterstützen solche Forde-
rungen. Wir fordern die Bundesregierung auf: Wer-
den Sie nicht zum abrüstungspolitischen Ausstei-
ger! Wiederholen Sie nicht gebetsmühlenartig alte 
Positionen und alte Vorschläge, sondern werden Sie 
Ihrer Verantwortung gerecht und drängen Sie in 
den wenigen Tagen, die noch Zeit ist, auf neue, 
wirklich kompromißfähige westliche Vorschläge! 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Was heißt „wirklich"? — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Ja, wer hat denn 

wirklich aufgerüstet?) 

Durch Ihre abrüstungspolitische Tu-nix-Politik wer-
den Sie entscheidend mitverantwortlich für ein 
mögliches Scheitern der Genfer Verhandlungen. 

Wir warnen: Ihre Politik führt nicht, wie Bundes-
kanzler Kohl versprochen hat, zum Frieden mit im-
mer weniger Waffen, diese Politik führt zur Aufrü-
stung statt zur Abrüstung, zu mehr Spannung statt 
zu einem stabileren Frieden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Todenhöfer 
[CDU/CSU]: Den Beschluß dazu haben Sie 

gefaßt!) 

Die Bundesregierung täuscht die deutsche Öffent

-

lichkeit, wenn sie den Eindruck erweckt, als würden 
die Genfer Verhandlungen auch nach einem Beginn 

der Stationierung ohne Unterbrechung fortgeführt 
und zügig zu einem Ergebnis gebracht werden. 
Nach einem Beginn der Stationierung sind die 
Genfer Verhandlungen in ihrer bisherigen Form 
und für einen längeren Zeitraum am Ende. Daß dies 
so sein wird, weiß die Bundesregierung spätestens, 
seitdem sie hierüber vom sowjetischen Botschafter 
Semjonow informiert worden ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht seitens des 
Westens!) 

Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" schreibt 
gestern deshalb zu Recht, es sei sicherlich, so wört-
lich, „viel berechnete Rhetorik dabei, wenn der 
Kanzler ständig versichert, in Genf bestünden noch 
Verhandlungsmöglichkeiten". Ich möchte hinzufü-
gen: Es ist entlarvend für den geringen Einfluß der 
Bundesregierung auf die Administration der Verei-
nigten Staaten und noch bezeichnender für die 
oberflächliche Leichtfertigkeit Bundeskanzler 
Kohls, daß er nach der Rückkehr aus Tokio einen 
neuen westlichen INF-Vorschlag ankündigt und 
dieser prompt danach vom amerikanischen Vertei-
digungsminister Weinberger dementiert wird. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Obwohl der Beginn der Stationierung eine ein-
schneidende politische Weichenstellung bedeutet, 
weigert sich die Bundesregierung, die Förderung 
des dänischen Folketings nach einer erneuten poli-
tischen Einschätzung des bisherigen Verhandlungs-
verlaufs durch die NATO zu unterstützen. Diese 
Weigerung widerspricht dem Sinn des NATO-Dop-
pelbeschlusses. Wir Sozialdemokraten wenden uns 
gegen diese Abkehr der Bundesregierung vom 
NATO-Doppelbeschluß 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Haha! — Dr. 
Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Da lachen ja 

die Hühner!) 

und fordern eine außerordentliche Sitzung des 
NATO-Rates zumindest auf Ministerebene noch vor 
dem 22. November. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir verlangen auch, daß die Bundesregierung ge-
genüber dem Bundestag verbindlich erklärt, daß 
auf keinen Fall mit der Stationierung der Per-
shing II begonnen wird, bevor der Bundestag nach 
Abschluß seiner Debatte am 21. und 22. November 
über die Stationierung entschieden hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich füge hinzu: Die Diskussion, die wir jetzt im 
Zusammenhang mit Frankfurt-Hausen haben, wo-
bei Frankfurt-Hausen in diesem Fall in Wirklich-
keit Frankfurt-Industriehof ist, über die Lagerung 
von bestimmten Teilen der Pershing II haben, 
konnte nur entstehen, weil die Bundesregierung 
und die Koalitionsparteien im Juni einen Antrag 
der SPD abgelehnt haben, der zum Inhalt hatte, daß 
vor dem Beginn und dem Abschluß unserer Debatte 
keine Teile, auch keine Systemteile der Pershing in 
die Bundesrepublik verbracht werden sollen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Über eine solche verbindliche Erklärung seitens 

der Bundesregierung, wie ich sie soeben erwähnt 
habe, hinaus muß ich sagen: Wenn solche Erklä-
rung nicht erfolgt, dann würde unsere Beratung 
und Entscheidung zur Farce. Der Parlamentaris-
mus würde als Opfer eines exekutiven Zynismus 
zur Zielscheibe öffentlichen Gespötts werden. 

Ich stimme der Feststellung Richard Löwenthals 
vom 29. Oktober dieses Jahres ausdrücklich zu: 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist einer 
der wenigen, dem Sie zustimmen!) 

„Nach meiner Meinung haben die Vereinigten Staa-
ten nicht alles getan, was getan werden konnte." 
Richard Löwenthal fügt ausdrücklich hinzu, daß 
dies keine Kritik an Paul Nitze sei, „sondern an den 
Leuten, von deren Weisungen er abhängig ist". 

Der Erfolg oder Mißerfolg der Genfer Verhand-
lungen und auch die Entscheidung des Deutschen 
Bundestages für oder gegen die Stationierung bein-
halten eine der wichtigsten Weichenstellungen un-
serer Außen-, Sicherheits- und Abrüstungspolitik in 
den letzten Jahren. Aber ich warne auch vor apoka-
lyptischen Untergangsvisionen. In Europa steht 
kein Krieg bevor. 

(Berger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die NATO beabsichtigt keinen Angriff auf den War-
schauer Pakt. 

(Berger [CDU/CSU]: Auch richtig!) 

Der Warschauer Pakt beabsichtigt keinen Angriff 
auf die NATO. Es könnte gegenwärtig auch keine 
Seite einen Angriff kalkuliert riskieren. Auch be-
sitzt keine Seite gegenwärtig eine ausreichende 
Überlegenheit, um die andere Seite politisch erpres-
sen zu können. 

Trotz der angespannten Lage zwischen Ost und 
West ist die Lage in Europa heute friedenspolitisch 
stabiler als zu manchen Zeiten während der Jahr-
zehnte nach dem Beginn des Kalten Krieges. Daß 
die Spannungen zwischen Ost und West heute nicht 
von Berlin und nicht von den beiden deutschen 
Staaten ausgehen, ist das Verdienst der Friedens- 
und Entspannungspolitik von Willy Brandt und Hel-
mut Schmidt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und Konrad 
Adenauer!) 

Dies ist das Ergebnis einer erfolgreichen Vertrags-
politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein neuer konstruktiver Geist in den Ost-West

-

Beziehungen ist friedenspolitisch meiner Meinung 
nach bedeutsamer als die beste alternative verteidi-
gungspolitische Konzeption. 

Ich halte die Veränderung der bisherigen NATO

-

Doktrin der flexiblen Reaktion für sinnvoll und 
möglich. Wir Sozialdemokraten sind dafür, daß die 
NATO zunehmend auf die Androhung des Erstein-
satzes von Nuklearwaffen verzichten kann und da-
von unabhängig gemacht wird. Wir müssen die 
Möglichkeit der Ersetzung von Nuklearwaffen 
durch konventionelle Waffen überprüfen. Wir wol-

len nuklear abrüsten, ohne konventionell aufzurü-
sten. Wir wollen in Ost und West eine wirklich de-
fensive Militärstrategie. Wir wollen die Risiken der 
wechselseitigen nuklearen Abschreckung verrin-
gern. 

Die Entwicklung von Nuklearwaffen führt zu ei-
ner veränderten Funktion des Soldaten im Krieg: 
Menschen können sich im Nuklearkrieg massen-
haft wechselseitig vernichten, ohne daß viele Solda-
ten aktiv an dieser Vernichtung beteiligt sind. Die 
Risiken eines Nuklearkrieges werden auch dann 
nicht geringer, wenn viele potentielle Soldaten den 
Kriegsdienst verweigern. Auch der tapferste Ein-
satz von Soldaten vermag die Zivilbevölkerung 
nicht vor den Folgen eines Nuklearkrieges zu schüt-
zen. Die Tapferkeit und die Zivilcourage von Solda-
ten und von Kriegsdienstverweigerern haben bei 
uns das gemeinsame Ziel, den Nuklearkrieg und 
jeden anderen Krieg zu verhindern. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Nukleare Abschreckung ist immer auch Selbst-
abschreckung. Wer von der nuklearen Abschrek-
kung redet, darf über die Folgen eines Einsatzes 
von Nuklearwaffen nicht schweigen. Die Anfragen 
der GRÜNEN betonen das, was zur Selbstabschrek-
kung führt. Die Bundesregierung tut in ihrer Ant-
wort so, als gäbe es nur eine Abschreckungswir-
kung nuklearer Waffen. Aber nicht nur die Ab-
schreckung der Sowjetunion, sondern auch die 
Selbstabschreckung vor einer leichtfertigen Ent-
scheidung zum Einsatz von Nuklearwaffen, zur Ent-
fesselung eines nuklearen Infernos im Westen, ist 
für uns in der Bundesrepublik ein Schutz. Dieser 
Schutz ist aber nach wie vor mit der Drohung und 
dem Risiko des Einsatzes von Nuklearwaffen ver-
bunden, und das sollte nicht nur für Kirchen, son-
dern für uns alle — da möchte ich Herrn Berger 
und Herrn Möllemann widersprechen — auf Dauer 
unerträglich sein. 

Aber die nukleare Abschreckung kann nicht mit 
den Methoden der wechselseitigen Abschreckung 
überwunden werden. Deshalb wollen wir aus poten-
tiellen militärischen Gegnern potentielle Partner 
zur Sicherheit werden lassen. Dies ist ein mühsa-
mer Prozeß. Er wird Jahrzehnte dauern. 

Man braucht uns Sozialdemokraten dabei nicht 
daran zu erinnern, daß es im Ost-West-Konfikt 
nicht nur um den Ausgleich von Machtinteressen, 
sondern auch um den Schutz und den Ausbau von 
Freiheitsrechten geht. Aber unsere Perspektive für 
den Schutz unseres Strebens nach mehr Freiheit 
und nach einer größeren sozialen Gerechtigkeit ist 
nicht das militärische Konzept des „airland battle 
2000", sondern die Hoffnung auf eine europäische 
Friedensordnung im Jahre 2000. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Präsident Reagan von der Sowjetunion als 
dem „Reich des Bösen" spricht, und wenn er den 
Begriff „Harmagedon" aus der Offenbarung des Jo-
hannes — ich würde fast sagen, aus der Apokalypse 
— verwendet, der die letzte Schlacht zwischen dem 
Reich des Bösen und dem Reich Gottes beschreibt, 
und wenn wir Sozialdemokraten gleichzeitig für 
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eine Sicherheitspartnerschaft mit der Sowjetunion 
werben, dann offenbart dies, worum es im Kern 
beim gegenwärtigen Raketenstreit geht: Es ist der 
Streit um die richtige Konzeption des Westens im 
Macht- und Systemkonflikt zwischen Ost und West. 
Ich kann Ihnen heute bereits ankündigen: Dieser 
Streit wird diesen Bundestag in den kommenden 
Jahren noch länger und noch häufiger als der ge-
genwärtige Streit um die Mittelstreckenwaffen be-
schäftigen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeordne-
ten Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich glaube, daß das Thema, mit 
dem wir uns heute beschäftigen und das am 21./22. 
noch einmal Gegenstand einer ausführlichen De-
batte sein wird, zu ernst ist, um ihn zu Konfronta-
tion oder zu Polemik zu verwenden, und daß er vor 
allen Dingen eines erfordert: ein Festhalten an den 
Realitäten, mit denen wir es zu tun haben. 

Herr Kollege Voigt, wir sind uns sicher einig dar-
in, wenn Sie sagen, wir wollen atomare Abrüstung 
ohne konventionelle Aufrüstung. Nur, die Frage, ob 
dies in der gegenwärtigen Situation eine reale Aus-
sage ist, kann ich an dieser Stelle nicht unterdrük-
ken, und Sie werden sie sich zweifellos selbst beant-
worten müssen. 

Ich möchte ausgehen von der Situation zwischen 
den Fraktionen dieses Hauses, aber auch in der 
Öffentlichkeit der Bundesrepublik Deutschland. Ich 
beginne mit einem Zitat aus einem Artikel der 
„Zeit", den die Gräfin Dönhoff am 26. August dieses 
Jahres unter der Überschrift veröffentlicht hat: 
„Und nun beginnt der heiße Herbst". Es heißt in die-
sem Artikel: 

Man kann sich durchaus fragen, wer sich der 
schlimmeren Übertreibung schuldig macht: die 
angeblich kommunistisch-neutralistischen Frie-
densinitiativen oder die Advokaten der Nachrü-
stung. Jene behaupten, diese lieferten mit ihrer 
Sicherheits-Hysterie die Welt dem Inferno 
eines Nuklear-Krieges aus, diese werfen jenen 
vor, sie wollten das Land jeglicher Sicherheit 
berauben und es der Versklavung durch den 
Osten preisgeben. 

Meine sehr verehrten Kollegen, bei aller Hoch-
achtung vor der Journalistin Gräfin Dönhoff muß 
ich zu dieser Formulierung sagen, ich halte es für 
falsch, welche Einteilung, welche Konfrontation 
hier dargestellt wird. Ich halte die dargestellten Ge-
gensätze für unzutreffend. Es wäre viel wichtiger, 
auch in unserer Auseinandersetzung — und auch 
von seiten der Kollegin Kelly wäre es schon eine 
dankbare Aufgabe gewesen —, einmal darauf hin-
zuweisen, daß wir gemeinsame Ziele haben, näm-
lich den Abbau von Spannungen, daß wir das Ziel 
der Abrüstung gemeinsam verfolgen, nicht nur der 
Rüstungskontrolle, und daß wir uns damit gemein-
sam um eine Sicherung des Friedens bemühen. Daß 
diese Ziele uns allen gemein sind und daß sie alle  

die Bürger bewegen, die sich besorgt und ängstlich 
äußern, kann doch nicht bestritten werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Suche nach dem 
richtigen Weg zu diesem Ziel darf doch wohl nicht 
zu einer hoffnungslosen Konfrontation in diesem 
Hause oder in der Öffentlichkeit, in der Bevölke-
rung der Bundesrepublik Deutschland führen. Dies 
kann nicht unser Ziel sein. Deswegen gehe ich da-
von aus, daß wir gemeinsam etwas wollen, auch 
wenn wir die Wege dahin unterschiedlich sehen. Ich 
gehe in diese Debatte nicht mit dem Anspruch auf 
absolute und letzte Wahrheiten hinein, sondern ich 
gehe in diese Debatte heute und möglicherweise am 
21./22. mit der Überzeugung hinein, daß wir uns 
unserer Verantwortung bewußt sein müssen und 
daß wir nach bestem Wissen und Gewissen den 
Weg suchen müssen, der den Frieden sicherer 
macht, als er denn möglicherweise heute ist. Dies 
schaffen wir aber nicht mit dem Absolutheitsan-
spruch, wie er von manchen Seiten erhoben wird. 

Deswegen hat in derselben Zeitung, aus der ich 
eben zitert habe, in der „Zeit", Christian Graf von 
Krockow in einem Artikel, in dem er sich mit dem 
Recht, anders zu denken, befaßt, folgendes gesagt: 

Weil absolute Ansprüche und letzte Überzeu-
gungen ihrem Wesen nach tatsächlich nicht 
mehrheitsfähig sind, dürfen Mehrheitsregeln 
und Mehrheitsentscheidungen gar nicht mehr 
hingenommen werden, wenn sie dem eigenen 
Zugriff aufs Absolute widersprechen. Es ist 
dann heilige Pflicht, sie mit allen Mitteln zu 
bekämpfen. Die letzte Konsequenz in der Per-
spektive des Letzten wäre mit anderen Worten 
der Bürgerkrieg, der einzig mit dem Sieg und 
der Diktatur des jeweils Stärksten enden 
kann. 

Die Konsequenz, meine Damen und Herren — und 
dies wird hier zu Recht gesagt —, wäre die Zerstö-
rung der parlamentarischen Demokratie, der frei-
heitlichen und zukunftsoffenen Ordnung. Seien wir 
uns auch über diese Gefahren im klaren, wenn wir 
uns miteinander über diese uns gemeinsam bewe-
genden Fragen aussprechen. 

Abschreckung erfolgt nicht nur durch die objek-
tiv vorhandene Fähigkeit zur Verteidigung, sondern 
auf deren Grundlage, also auf der Grundlage der 
Fähigkeit, durch die subjektiv beigemessene 
Glaubwürdigkeit der solidarischen Verteidigungs-
bereitschaft. Jede desolidarisierende Entscheidung 
eines der Partner im Bündnis schwächt diese not-
wendige Glaubwürdigkeit und gefährdet damit den 
Kern der Funktionsfähigkeit der Abschreckung 
oder — um es positiv zu sagen — gefährdet damit 
die Sicherung des Friedens. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Glaubwürdigkeit der solidarischen Entschlos-
senheit des westlichen Bündnisses, jeden Angriff 
auf nur einen der Partner mit den zur Verfügung 
stehenden Mitteln abzuwehren, ist doch wohl erst 
der Mantel, der Waffen wirklich zu politischen Waf- 
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fen, der sie zu Instrumenten der Politik und damit 
zu Instrumenten zur Friedenssicherung macht. 

(Berger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Werden Waffen dieses Mantels beraubt, wird ihre 
komplexe Funktion mehr und mehr auf eine nur 
militärische reduziert — und was das gerade im 
Bereich atomarer und anderer Massenvernich-
tungsmittel heißt, wird jeder von uns sich unschwer 
selbst ausmalen können. Ein solcher Weg führt 
zwangsläufig weg von Kriegsverhütungsstrategien 
zu Kriegsführungsstrategien, jedenfalls so lange, 
wie die Kriegsverhütungsstrategie durch Abschrek-
kung nicht durch eine andere ersetzt worden ist 
oder ersetzt werden kann. 

Frieden durch Vertrauen und Zusammenarbeit! 
Vertrauen aber muß hergestellt, Zusammenarbeit 
muß organisiert werden. Mit der atomaren Exklu-
sivbedrohung Europas durch sowjetische SS 20 
kann kein Vertrauen erworben werden. Und durch 
einen exklusiven Verzicht auf den Ersteinsatz von 
Waffen bei völliger und eindeutiger und unbestritte-
ner Überlegenheit des Warschauer Pakts im kon-
ventionellen Bereich kann ein solches Vertrauen 
auch nicht erschlichen werden. 

Die latente Gefahr des Abbröckelns der Glaub-
würdigkeit der solidarischen Verteidigungsbereit-
schaft aber birgt zusätzlich die Gefährdung der 
westlichen Verhandlungspositionen in Genf, wie 
hier bereits mehrmals vor diesem Hohen Haus aus-
geführt wurde. Wenn in Genf dennoch ein Ergebnis 
erreicht werden sollte — wie ein solcher Kompro-
miß auch immer aussehen könnte —, dann ist das 
ein Erfolg, meine Kollegen von der SPD-Fraktion, 
trotz Ihres Ausscheidens aus einer verantwortli-
chen Sicherheitspolitik für die Bundesrepublik 
Deutschland, trotz der dadurch erschwerten Bemü-
hungen. Ein Erfolg in Genf ist dann nicht nur gegen 
die hartnäckige Haltung der Sowjetunion, sondern 
hier bei uns auch gegen die argumentative Schüt-
zenhilfe, auch wenn sie ungewollt ist, der SPD er-
rungen worden. 

(Gilges [SPD]: Na, aber!) 

Ein solcher Erfolg in Genf würde weit über den 
konkreten erzielten Kompromiß in Fragen der Mit-
telstreckenwaffen hinaus Bedeutung haben. Wir 
wollen den Erfolg in Genf, auch wenn im Augen-
blick nicht mehr als ein Kompromiß als Äußerstes 
möglich erscheint. Ziel bleibt die Null-Lösung, auch 
nach eventuellem Stationierungsbeginn. 

Herr Kollege Voigt, Sie haben gesagt, der Statio-
nierungsbeginn sei das Ende der Verhandlungen. 
Sie waren doch mit in Moskau. Sie haben doch 
ebenfalls gehört, daß die sowjetische Seite nicht 
von einem Abbruch der Verhandlungen, sondern 
von einer Unterbrechung gesprochen hat. Dies hat 
der Kollege Bahr als Ergebnis der Reise des Unter-
ausschusses mitgebracht. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Sehr wahr! So 
war das!) 

Wenn hier von Erfolg oder Mißerfolg in Genf die 
Rede ist, so befindet sich der Bundeskanzler — ich 
rechne mich dabei gern an seine Seite — auch in 

Übereinstimmung mit dem sowjetischen Außenmi-
nister, der noch vor kurzem ausdrücklich gesagt 
hat, die Verhandlungen seien so lange nicht ge-
scheitert, wie noch verhandelt werde. Was veranlaßt 
uns eigentlich, einen Mißerfolg darzustellen, ein Er-
gebnis darzustellen, das wir alle nicht wollen, ehe 
ein solches Ergebnis tatsächlich auf dem Tisch 
liegt? 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege Ronneburger, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Voigt? 

Ronneburger (FDP): Ja, bitte sehr. 

Präsident Dr. Barzel: Bitte schön, Herr Kollege 
Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Kollege Ronnebur-
ger, genauso wie Sie wünsche ich eine Fortsetzung 
der Verhandlungen. Ich glaube aber, es gehört zur 
Realität, festzustellen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Fragen!) 
— ich möchte Sie danach fragen, ob Sie diese Infor-
mation auch haben —, daß Botschafter Semjonow 
den im Bundestag vertretenen Parteien und der 
Bundesregierung mitgeteilt hat, welche Konsequen-
zen ein Ja bei einer Abstimmung zur Stationierung 
für die Genfer Verhandlungen haben würde. Ich 
sage: Ich billige die sowjetische Stellungnahme 
nicht, aber es gehört, glaube ich, zur Realität, sie zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Ronneburger (FDP): Herr Kollege Voigt, wir sind 
uns sicherlich darüber einig, daß bei dem gegenwär-
tigen Poker auch unterschiedliche Meinungen aus 
Moskau zu hören sind. Ich bin aber bereit, nicht nur 
die negativen Äußerungen, sondern auch diejenigen 
Äußerungen — ich habe eben eine zitiert —, und 
zwar auch aus Moskau, zu hören, die positiv im 
Sinne einer Weiterführung von Verhandlungen zu 
bewerten sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Kollege Ronneburger, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Werner? 

Ronneburger (FDP): Bitte sehr, Herr Kollege. 

Werner (CDU/CSU): Herr Kollege Ronneburger, 
würden Sie mir recht geben, daß gerade die vom 
Herrn sowjetischen Botschafter gemachten Ausfüh-
rungen Anlaß dafür sein müssen, darin eine Art 
Vorwegnahme des politischen Verhaltens der So-
wjetunion gegenüber der Politik der Bundesrepu-
blik Deutschland in der Zukunft zu sehen, sofern 
die Stationierung in Anbetracht eines nicht genü-
genden Verhandlungsverlaufs in Genf nicht zu-
stande kommt? 

Ronneburger (FDP): Herr Kollege, ich glaube, wir 
sind uns in der Beantwortung der von Ihnen gestell-
ten Frage völlig einig. Dies ist die Situation, in der 
wir im Augenblick leben. Sie sollte uns veranlassen, 
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positiv auf die Möglichkeiten zu reagieren, die sich 
uns bieten. 

Herr Kollege Voigt, ich weiß aber natürlich auch, 
daß aus Delegationsberichten von sowjetischer 
Seite in Genf zu hören ist, daß bei Stationierungsbe-
ginn den Verhandlungen in Genf der Boden entzo-
gen sei. Dies müßten wir genauso zur Kenntnis 
nehmen. Wir sollten aber abwägen und unsere Mög-
lichkeiten nicht verkennen. 

Die Sowjetunion sagt, sie wolle, wie es wörtlich 
heißt, nicht unter Druck verhandeln. Seit Jahren 
stationiert die Sowjetunion aber Woche für Woche 
eine SS 20. Meine Kollegen, wer verhandelt hier 
denn eigentlich unter Druck, die Sowjetunion oder 
die westliche Seite? Wenn die Sowjetunion eine sol-
che Position für sich in Anspruch nimmt, dann wer-
den wir so etwas im Bewußtsein unserer Verant-
wortung auch auf unserer Seite auf Dauer nicht 
ausklammern können. Die NATO hat ein solches 
Recht der Verteidigung. Sie hat jahrelang keine Ge-
genmaßnahmen unternommen. Sie hat aber auf 
diese Möglichkeit nicht verzichtet. 

Herr Kollege Möllemann hat vorhin eindeutig zu 
den Fragen des Ersteinsatzes von Waffen Stellung 
genommen. Ich will dem an dieser Stelle nur noch 
einmal hinzufügen: Die NATO hat etwas gesagt, 
was wir so auch gerne von seiten der Sowjetunion 
hören würden, daß nämlich keine ihrer Waffen je 
eingesetzt werden wird, es sei denn als Antwort auf 
einen Angriff. Wieweit kann man denn eigentlich 
mit dem Gewaltverzicht noch gehen? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wieweit kann man die andere Seite von ihren mög-
lichen Ängsten befreien und ihren Sicherheitsbe-
dürfnissen nachkommen, wenn nicht durch einen 
solchen Satz? Ein solcher Verzicht auf jeden Erst-
einsatz von Waffen ist unsere Verantwortung für 
den Frieden, wie wir diese Verantwortung sehen, 
und wie wir das im Interesse der Menschen in unse-
rem Lande, aber auch weltweit für notwendig hal-
ten. 

An dieser Stelle kann es nicht ausbleiben, daß ich 
ein Wort an die Fraktion richte, die durch ihre Gro-
ßen Anfragen die heutige Debatte veranlaßt hat, 
aber jetzt nicht anwesend ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Tätigkeit eines Par-
lamentariers besteht nicht nur in spektakulären 
Auftritten im Plenum des Bundestages, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

sie besteht nicht nur in Demonstrationen in Ost-
Berlin, Moskau und Washington, sondern die Arbeit 
des Parlamentariers ist auch Kleinarbeit für die In-
teressen der Menschen in unserem Lande. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und des 
Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Darum kann an dieser Stelle die Frage nicht unaus-
gesprochen bleiben — ich hoffe, die Fraktion der 
GRÜNEN hört diese Frage; ja, ich sehe den Kolle-
gen Fischer —: Wo ist denn eigentlich der Vertreter 
der GRÜNEN in einem Unterausschuß des Verteidi

-

gungsausschusses, der sich mit einer so simplen 
Frage befaßt wie der, wie die Wehrpflichtigen am 
Wochenende mit der Bundesbahn ihre Heimatorte 
erreichen können? 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Wo ist denn, Herr Kollege Fischer, die Fraktion der 
GRÜNEN, wenn es um die Frage der Lärmbelästi-
gung der Bevölkerung durch Truppenübungsplätze 
und Fluglärm geht? Wo ist die Fraktion der GRÜ-
NEN, wenn es um die Benennung von Berichter-
stattern geht? Wo waren Sie im Verteidigungsaus-
schuß, als es um so nüchterne Fragen ging wie die, 
wie denn die Unterkünfte der Soldaten ausgebaut 
und ausgestaltet werden könnten? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Hier ist ein Stück Aufgabe, nicht nur in dem Auf-
tritt vor surrenden Fernsehkameras. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das sind eben 

politische Soldaten!) 

Eine Ablösung des Nichtkrieges durch Frieden, 
durch Vertrauen und Zusammenarbeit wird nicht 
plötzlich geschehen können, sondern nur schritt-
weise durch Abrüstung und Rüstungskontrolle auf 
beiden Seiten. Aber schrittweise, meine Damen und 
Herren, bedeutet, daß der Weg dorthin die Sicher-
heit für den jeweils nächsten Schritt bietet. Auch 
dies gilt für beide Seiten. 

Gespräche und Verhandlungen sind notwendig. 
Und zu keiner Zeit vorher — ich will das jetzt nicht 
im einzelnen ausführen — haben fest vereinbarte 
Gesprächsthemen und -termine in einer solchen 
Zahl wie gerade heute die Möglichkeit eröffnet, zu 
ebenfalls fest vereinbarten Inhalten zu kommen. 
Deswegen ist unsere Haltung in unserer Verant-
wortung für die Erhaltung des Friedens eindeutig. 
Wir haben uns dies weiß Gott nicht leicht gemacht. 

Wir haben gehört, meine Damen und Herren, was 
draußen von Friedensbewegungen und bei Demon-
strationen und wann immer gesagt und ausgespro-
chen worden ist. Aber wenn dann die Frage nach 
einer konsultativen Volksbefragung kommt, muß 
doch wohl dazugesagt werden — auch von einem, 
der die Weimarer Demokratie noch aus eigener, 
wenn auch sehr früher Erinnerung kennt und der 
weiß, welches Maß an Emotionen und Konfrontatio-
nen bei der Vorbereitung von Volksabstimmungen 
und Volksbefragungen sich damals ereignet hat —, 
daß dies nicht zum inneren Frieden beiträgt und 
damit auch den äußeren Frieden nicht sicherer ma-
chen kann. Eine konsultative Volksbefragung 
würde Emotionen ausspielen, völlig unabhängig 
von der Frage, ob sie denn verfassungsrechtlich 
überhaupt zulässig wäre. 

Vizepräsident Westphal: Erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Schäuble? 

Ronneburger (FDP): Bitte schön. 

Dr. Schäuble (CDU/CSU): Herr Kollege Ronnebur-
ger, sind Sie mit mir der Auffassung, daß wir den 
Wiedereinzug der Fraktion der GRÜNEN in abseh- 
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barer Zeit zu erwarten haben, nachdem das sie of-
fenbar begleitende Fernsehkamerateam die Pres-
setribüne inzwischen wieder betreten hat? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Ronneburger (FDP): Es kann gut sein, daß Sie 
recht haben, Herr Kollege Schäuble. Aber es war 
immer meine Auffassung, daß man sich vor einem 
Auszug aus einem Parlament überlegen sollte, wie 
man wieder hereinkommt. Vor dieser Schwierigkeit 
stehen unsere Kollegen jetzt im Augenblick offen-
bar noch. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: So eine 
Einseitigkeit!) 

Ich glaube deswegen, wir sollten Argumente und 
Gegenargumente sorgfältig wägen und uns unserer 
Verantwortung in einer parlamentarischen Demo-
kratie bewußt sein, einer Verantwortung, um die 
wir als Abgeordnete uns bei den Wählern beworben 
haben und die leicht zu nehmen sicherlich das 
Letzte wäre, was irgendeiner in diesem Hause 
denkt, tut oder sagt. 

Deswegen möchte ich einen abschließenden Ge-
danken hinzufügen. In diesem Hause, dem Deut-
schen Bundestag, sitzen keine Gegner der Friedens-
bewegung. Ich betone das ausdrücklich für meine 
eigene Fraktion. Wir haben gesagt: Wir wollen nicht 
nur das Gespräch, wir wollen die Zuammenarbeit 
mit der Friedensbewegung. 

(Abg. Kleinert [Marburg] [GRÜNE] betritt 
den Saal — Zurufe von der CDU/CSU: Der 
erste kommt zurück! — Abg. Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE] begibt sich zu Abg. 
Kleinert [Marburg] [GRÜNE]; beide verlas

-

sen gemeinsam den Saal — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Aber eines bleibt: Die Verantwortung, die wir zu 
tragen haben, wird uns keiner abnehmen können; 
weder kann das durch eine Fraktion geschehen 
noch durch eine konsultative Volksbefragung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister der Verteidigung. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Der Kollege 
Fischer verhindert, daß Mitglieder dieses 

Hauses in den Saal kommen!) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Das Ziel der Bundesregierung ist und 
bleibt eine Welt mit weniger Waffen. Wir sind nicht 
für Aufrüstung, sondern für Abrüstung, allerdings 
auf beiden Seiten und kontrolliert. Das ist der 
Grund, warum die Bundesregierung jede sinnvolle 
Abrüstungsinitiative nachdrücklich und energisch 
unterstützt. 

Wir gehen noch weiter: Wir sind selbst zu ein-
schneidenden einseitigen Abrüstungsschritten dort  

bereit, wo das gerade noch mit unseren Sicherheits-
interessen vereinbar ist. 
Wir ziehen nun schon zum zweitenmal innerhalb 

kurzer Zeit einseitig atomare Waffen aus Europa 
ab: 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist gut, das 
ist zu begrüßen!) 

1 400 Stück, nachdem wir schon 1981 einseitig 1 000 
Stück abgezogen hatten. Insgesamt sind das also in 
wenigen Jahren 2 400 nukleare Sprengköpfe, die 
einseitig aus Europa verschwunden sind bzw. ver-
schwinden. Das ist ein Drittel unseres gesamten 
atomaren Potentials in Europa. Das sind keines-
wegs, wie gelegentlich gesagt wird, etwa nur veral-
tete Waffen. 
Wer nimmt eigentlich zur Kenntnis, daß wir auch 

im strategischen Bereich im Westen heute 8 000 
Nuklearwaffen weniger und nur noch etwa ein Vier-
tel der Sprengkraft des Jahres 1968 haben? Wer 
nimmt eigentlich zur Kenntnis, daß wir, wenn es 
nach uns ginge, auch keine neuen Raketen statio-
nieren würden, wenn nämlich die Sowjets ihre ab-
bauen würden? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Scheer? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Gern. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Bundesminister, könnten 
Sie bestätigen, daß der zweimalige einseitige Abzug 
von taktischen Nuklearsprengköpfen aus der Bun-
desrepublik nicht zuletzt deswegen geschah bzw. 
geschieht, weil das Potential, militärisch gesehen, in 
dieser Zahl schon seit langem als völlig überflüssig 
betrachtet wird? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: Das 
kann ich Ihnen nicht bestätigen. Das Gegenteil ist 
der Fall. Darin kommt der Wille der Allianz zum 
Ausdruck, Herr Kollege Scheer, alles zu tun, um 
sichtbar zu machen: Wir halten uns Nuklearwaffen 
nur zum Zwecke der Abschreckung, um dafür zu 
sorgen, daß uns die Sowjets nicht mit Nuklearwaf-
fen bedrohen oder uns gar durch deren Einsatz be-
einträchtigen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es kommt noch etwas hinzu. Selbst wenn wir sta-
tionieren müßten, würde für jede neue Waffe zu-
sätzlich eine andere abgezogen. Daher ist es 
schlicht eine Unwahrheit, wenn sich Willy Brandt 
in Bonn auf der Kundgebung hingestellt und er-
klärt hat, Europa werde mit immer mehr Atomwaf-
fen vollgestopft. Da kann er nur den Osten meinen, 
und er weiß das auch. Warum sagt er das dann 
nicht? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Daher ist auch das Bild vom Rüstungswettlauf 
falsch. Wir drehen nicht an der Rüstungsspirale. An 
der Rüstungsspirale drehen die Sowjets, die immer 
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mehr konventionelle und nukleare Waffen nach Eu-
ropa hineinbringen. Das ist die schlichte Wahrheit. 

Nun wissen auch und gerade wir, daß militärische 
Sicherheit allein nicht ausreicht. So notwendig das 
Gleichgewicht der Waffen ist, es reicht zur dauer-
haften Friedenssicherung nicht aus. Sicherheit und 
Abrüstung setzen den politischen Willen zum Aus-
gleich auf beiden Seiten voraus. Daher betreiben 
wir eine Politik, die auf friedlichen Ausgleich, auf 
Abbau der Spannungen, auf Versöhnung zwischen 
Ost und West ausgerichtet ist, die Dialog statt Aus-
einandersetzung, die Zusammenarbeit statt Kon-
frontation will. 

Unser Ziel ist eine Welt in friedlichem Wettbe-
werb, im Wettbewerb der Gedanken, der Ideen, der 
Systeme. Wir haben überhaupt keine Scheu vor ei-
nem solchen friedlichen Wettbewerb; denn eine 
freie Ordnung, die auf Menschenrecht und Men-
schenwürde gegründet ist wie unsere Ordnung, ist 
allemal stärker als Diktatur und Unfreiheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich sage es wieder und wieder: Nicht Raketenzah-
len, nicht Machtdifferenzen sind die eigentliche Ur-
sache des Ost-West-Konflikts; es ist der Gegensatz 
zwischen Freiheit und Unfreiheit, der den funda-
mentalen Unterschied zwischen Ost und West aus-
macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wie friedlich wäre unsere europäische Welt, wenn 
sich die Völker Ost- und Westeuropas frei begegnen 
könnten! Wie friedlich wäre unsere Welt, wenn 
Mauer und Stacheldraht fielen, wenn sich die Sehn-
sucht der Menschen in der Sowjetunion, in der 
Deutschen Demokratischen Republik, also im ande-
ren Teil unseres Vaterlandes, ebenso frei und unge-
hindert ausdrücken könnte, wie die Menschen das 
bei uns können! Wie friedlich wäre diese Welt, wenn 
Leute wie Sacharow nicht deswegen verbannt wür-
den, weil sie die Wahrheit sagen! 

Wie friedlich wäre diese Welt, wenn auch Politi-
ker des Westens, wenn auch wir dasselbe Recht hät-
ten, das wir Politikern der Sowjetunion einräumen, 
hier in der Bundesrepublik aufzutreten: den Herren 
Arbatow, Sagladin und Proektor. Die Sowjets soll-
ten doch endlich Politikern des Westens Gelegen-
heit geben, vor dem russischen Volk unseren Stand-
punkt, den Standpunkt des Friedens, darzulegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Niemand braucht uns zu sagen, schon gar nicht 
Frau Kelly, wie schrecklich Atomwaffen sind und 
wie fürchterlich die Folgen ihres Einsatzes wären. 
Es ist doch eine schlichte Unwahrheit, um das min-
deste zu sagen — viel eher noch wäre es Heuchelei 
zu nennen —, wenn behauptet wird, wir verwisch-
ten den Unterschied zwischen atomaren und kon-
ventionellen Waffen. Das ist doch einfach nicht 
wahr! Schon gar nicht betrachten wir Nuklearwaf-
fen, wie Frau Kelly gesagt hat, als Fortsetzung etwa 
der Artillerie. Sie hat nichts von dem zur Kenntnis 

genommen, was in den letzten Monaten und Jahren 
passiert ist. 

(Zuruf des Abg. Wimmer [Neuss] [CDU/ 
CSU]) 

Da geht es offensichtlich nur darum, Panik zu 
schüren, um den parteipolitischen Zwecken der 
GRÜNEN zu nützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es kann doch überhaupt keinen Zweifel daran 
geben, daß wir die Proteste der Menschen gegen 
Atomwaffen nicht nur verstehen; wir teilen sie. Ich 
möchte hier und anderswo denjenigen sehen, der 
den Moment nicht verwünscht, in dem die Atom-
waffe entdeckt wurde. Ich möchte denjenigen se-
hen, der sich nicht lieber eine Welt ohne Atomwaf-
fen wünschte. 

Aber es ist die Frage: Ist das möglich? Ist das rea-
listisch? Ist der Weg zurück in eine solche Welt 
möglich? Alle Proteste schaffen diese Waffen nicht 
mehr aus der Welt, auch die leidenschaftlichen An-
klagen der GRÜNEN nicht. Nicht eine einzige Ra-
kete verschwindet wegen einer solchen Rede der 
GRÜNEN, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gilges [SPD]: 
Kommen Sie zur Sache!) 

Die einzige sichere Gewähr dafür, daß diese Waffen 
nicht eingesetzt werden, besteht in einem stabilen 
kontrollierten Gleichgewicht, wobei es unser Ziel 
ist, dieses Gleichgewicht auf möglichst niedriger 
Ebene mit möglichst wenig Waffen herzustellen. 

(Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Ich möchte zu Ende sprechen. 

(Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

— Angst? Da müßten gewichtigere Leute als Sie 
kommen, bevor ich Angst kriegen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Daraus folgt: Je weniger Gleichgewicht, je klarer 
die Überlegenheit einer Seite, desto größer die Ge-
fahr des Einsatzes von Nuklearwaffen. Das ist doch 
die Erkenntnis. Wenn man mir schon nicht glaubt 
und der Bundesregierung schon nicht glaubt, dann 
glauben Sie doch wenigstens einem Mann wie 
Sacharow, der in der Sowjetunion, wenngleich in 
der Verbannung, lebt und einmal gesagt hat: 

Solange es nukleare Waffen auf der Welt gibt, 
ist eine strategische Parität der nuklearen 
Kräfte notwendig, damit keine Seite einen be-
grenzten oder regionalen Atomschlag wählt. 

Ich sage das nicht nur an die Adresse der GRÜNEN, 
sondern auch an die Adresse der sogenannten Frie-
densbewegung: 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie soge

-

nannter Verteidigungsminister!) 

Ihr Protest, sollte er erfolgreich sein, würde nur 
eines bewirken: daß Atombomben wieder eingesetzt 
werden könnten zur politischen Erpressung oder 
zum Krieg. Das wäre die Folge, wenn ihr einseitiger 
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Protest im Westen Erfolg hätte, nicht aber in der 
Sowjetunion. Und die schert sich nicht darum. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Voigt [Frankfurt] [SPD]: Jetzt betreiben 

Sie Panikmache!) 

Wir haben es geschafft, in den vergangenen 38 
Jahren einen Krieg in Europa zu verhindern — wir 
haben nicht nur davon geredet, wir haben es durch-
gesetzt —, und zwar jeden Krieg, den nuklearen wie 
den konventionellen, weil wir der Sowjetunion die 
Gewaltanwendung unmöglich gemacht haben. Sie 
wußte und sie weiß bis heute: Sie hat keine Chance, 
Europa zu unterjochen, sie hat keine Chance, einen 
Krieg gegen uns zu führen, weil dies auch ein Krieg 
gegen die Vereinigten Staaten wäre. Das heißt, un-
sere Sicherheit, die Sicherheit all unserer Bürger in 
der Bundesrepublik Deutschland, ruht auf diesem 
Schicksalsbündnis mit den Vereinigten Staaten, 
ruht auf der Abwehrbereitschaft des Atlantischen 
Bündnisses, eines reinen Verteidigungsbündnisses. 
Und solange das so bleibt, meine Damen und Her-
ren, so lange brauchen wir keinen Krieg in Europa 
zu befürchten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dieses Bündnis ist die beste und, ich sage, die ein-
zige Sicherheits- und Friedensgarantie für unsere 
Bürger, die hält. 

Deswegen: Wer die Europäer auf die Straße des 
Neutralismus drängen will, öffnet den Weg in Unsi-
cherheit und Unfreiheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Und Erpres

-

sung!) 

Moskau stört dieser Zwang zu einer nicht gewalt-
samen Politik. Daher will es ihn abschütteln. Dieje-
nigen, die stillschweigend oder ohnmächtig zuse-
hen, wie Moskau seine Rüstung konventionell und 
atomar aufbaut, aber hier im Westen die eventuelle 
Nachrüstung zu verhindern suchen, müssen wissen, 
was sie bewirken: nicht den sicheren Frieden, son-
dern die Vorherrschaft der Sowjetunion über Euro-
pa. Und die wollen wir nicht. 

Ich sagte, die Sowjets versuchten, das zu ändern, 
was sie seither gehindert hat, militärische Macht 
einzusetzen. Deswegen bauen sie nun für über 
30 Milliarden Rubel diesen neuen Raketengürtel 
gegen uns auf. Und deswegen versuchen sie, den 
Willen des Westens zur Verteidigung zu unterlau-
fen. Europa, der freie Teil Europas, soll einge-
schüchtert werden. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Wir lassen uns 
nicht einschüchtern! Dazu gehören immer 

zwei!) 

Europa soll von den Vereinigten Staaten abgekop-
pelt werden. — Wenn Sie sagen, Sie ließen sich 
nicht einschüchtern, kann ich nur entgegnen: Herr 
Voigt, anstatt sich hier hinzustellen und unkritisch 
ein Zitat des sowjetischen Botschafters wiederzuge-
ben, der gesagt hat, sie würden dann, wenn wir sta-
tionierten, vom Verhandlungstisch weggehen, wäre 
es besser gewesen, wenn Sie dem sowjetischen Bot-
schafter das geantwortet hätten, was ich ihm jetzt 

antworte. Wenn wir zwei Jahre verhandelt haben, 
während die Woche für Woche stationiert haben, 
dann ist es kein Grund, vom Verhandlungstisch 
wegzulaufen, wenn wir jetzt anfangen mußten, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Herr Bundesminister, 
sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Voigt (Frankfurt) zuzulassen? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Nein. Ich sagte Ihnen, daß ich unter Zeitdruck bin, 
Herr Präsident. Sonst gerne. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das gilt also für die ganze 
Rede, habe ich festgestellt. 

(Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Werden Sie das nicht auf die Redezeit anrechnen? 

Vizepräsident Westphal: Herr Bundesminister, 
dies würde nicht unseren Regeln entsprechen. Dies 
muß ich hier klarstellen. Das wird natürlich auf die 
Redezeit angerechnet. Wie sollte es anders sein? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Dann nicht. 
Der Sinn des Doppelbeschlusses ist, mit dieser 

sowjetischen Bedrohung fertig zu werden, entweder 
dadurch, daß wir die Sowjets zur Abrüstung bewe-
gen — das wäre die Lösung, die mir am liebsten 
wäre —, oder dadurch, daß wir, wenn uns das nicht 
gelingt, dafür sorgen, daß ein Einsatz dieser neuen 
SS 20 gegen uns keinen Sinn macht. Das erzielen 
wir durch ein entsprechendes Gegengewicht. 

Hier hat Frau Kelly absolut unrecht, wenn sie 
sagt, damit drohe ein Nuklearkrieg, oder durch eine 
eventuelle Stationierung des Westens werde ein 
Krieg wieder möglich. Genau das Gegenteil ist der 
Fall, auch und gerade wenn wir stationieren müs-
sen. Damit erzielen wir genau das, was der Zweck 
dieses Beschlusses war, der damals unter Bundes-
kanzler Schmidt von Ihnen, der SPD, mitgefaßt 
wurde, nämlich dafür zu sorgen, daß diese sowjeti-
sche Drohung neutralisiert wird, daß sie nicht ge-
gen uns eingesetzt werden kann. 
Herr Kollege Voigt, zu Ihren Fragen sage ich Ih-

nen: Was den Stationierungszeitpunkt anlangt, so 
bleibt es bei der Zusicherung der Bundesregierung. 
Ich sage zu Ihrem zweiten Begehren nach der Ein-
berufung einer Sondersitzung der NATO: Die Bun-
desregierung wird dieser Bitte nicht folgen. Dafür 
gibt es zwei klare Gründe. Der erste Grund ist: Wir 
sind dauernd dabei, innerhalb der Allianz die Ver-
handlungen zu bewerten, bei jeder unserer Sitzun-
gen, beispielsweise auch in Montebello. Zum zwei-
ten: Wenn Sie den Doppelbeschluß zitieren, dann 
zitieren Sie ihn bitte richtig. Da heißt es am Schluß: 
Der Bedarf der NATO wird im Lichte konkreter 
Verhandlungsergebnisse geprüft werden. Wenn sol-
che konkreten Verhandlungsergebnisse nicht vor- 
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liegen, bleibt es bei dem von Ihnen gefaßten zwei-
ten Teil des Beschlusses. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Voigt [Frank

-

furt] [SPD]: Ergebnis ist nicht gleichbedeu

-

tend mit Vertragsabschluß!) 

Sie haben jetzt wiederholt versucht, der Bundes-
regierung zu unterstellen, sie habe bei den Ver-
handlungen nichts getan. „Tu-nix-Politik" heißt das. 
Ich weiß nicht, ob Sie damit den Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Interessen 
des Westens sehr viel nützen. Sie wissen so genau 
wie ich, daß der Westen in entscheidenden Fragen 
bei diesen Verhandlungen der Sowjetunion zwei-
mal entgegengekommen ist, während die Sowjet-
union bis zum heutigen Tag im substantiellen Be-
reich nicht kompromißbereit war. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Gar nicht wahr! 
Herr Wörner, das ist nicht wahr!) 

Es wäre besser, Sie würden das klarstellen, anstatt 
die Bundesregierung anzuklagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eines geht nicht — das wird von uns nicht akzep-
tiert werden können —: daß die Sowjets das Mono-
pol an diesen Waffen behalten und die Amerikaner 
überhaupt nichts dagegen tun dürfen. Genau das 
will die Sowjetunion. Aber das liegt nicht im Inter-
esse der Bürger der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Konsultation und Vetorecht. Sie haben, als Sie an 
der Regierung waren, die Politik mitgetragen, die 
darauf hinausläuft, daß ein enges Konsultations-
verfahren in der NATO geübt und praktiziert wird, 
das sicherstellt, daß nicht gegen den Rat der Bun-
desregierung der Bundesrepublik als eines der 
meistbetroffenen Staaten solche Waffen von unse-
rem Territorium aus eingesetzt werden. Wer ein 
Vetorecht fordert — hier ist der Herr Vogel sehr 
viel zurückhaltender — , muß wissen, daß er damit 
ein Stück Verfügungsgewalt über Nuklearwaffen 
beansprucht. Darauf hat die Bundesrepublik 
Deutschland aus guten Gründen verzichtet. 

Meine Damen und Herren, die Bundesrepublik 
Deutschland ist ein friedliches Land. Aber wir sind 
nicht nur ein friedliches Land, wir sind auch ein 
freiheitliches Land, und wir wollen es bleiben. Weil 
wir unsere Freiheit lieben, sind wir entschlossen, 
diese Freiheit gegen jedermann zu verteidigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und FDP) 

Frieden und Freiheit sind unser Ziel, genauer ge-
sagt: Frieden in Freiheit. Beides gehört zusammen. 
Frieden auf Dauer gibt es nur im Zeichen der Frei-
heit aller Menschen und Völker. Wir werden daher 
nicht zulassen, daß man, wie der Kollege Bahr das 
immer wieder tut, beides auseinanderdividiert oder 
gar gegeneinander ausspielt. Nicht Frieden oder 
Freiheit ist die Alternative. Frieden und Freiheit 
sind unsere Devise und das Ziel unserer politischen 
Anstrengungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister des Innern. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Der neue 
Außenminister!) 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Bundesregierung hält es für richtig, der Antwort, 
die hier der Bundesminister der Verteidigung gege-
ben hat, gleich anzufügen, was wir über den Gesetz-
entwurf zur Durchführung einer konsultativen 
Volksbefragung zu sagen haben. 
Die Bundesregierung hält den vorliegenden Ge-

setzentwurf für verfassungswidrig. Auf Bundes-
ebene ist eine Volksbefragung nach Art. 29 und 118 
des Grundgesetzes lediglich im Rahmen einer 
Neugliederung des Bundesgebiets zulässig. In allen 
anderen Fällen könnte eine Volksbefragung nur 
vorgesehen werden, wenn das Grundgesetz zuvor 
entsprechend geändert oder ergänzt worden wäre. 

Hiervon ist auch die Enquete-Kommission „Ver-
fassungsreform" des Deutschen Bundestages aus-
gegangen, die sich sehr eingehend mit der Frage 
einer Verstärkung der plebiszitären Elemente im 
Grundgesetz befaßt und sich in ihrem 1976 veröf-
fentlichten Bericht mit überzeugenden Gründen da-
gegen ausgesprochen hat. 

Die Zulässigkeit einer, wie gesagt wird, lediglich 
konsultativen Volksbefragung zur Nachrüstungs-
frage kann nicht etwa mit dem Hinweis darauf be-
gründet werden, daß ihre Ergebnisse weder Regie-
rung noch Parlament binden. Hierauf kommt es 
nicht an. Es ist schon erstaunlich, wie leichtfertig in 
diesem Punkt etwa auch von einem Richter des 
höchsten deutschen Gerichts, von einem Richter ei-
nes obersten Bundesgerichts sowie von dem in der 
Begründung zu dem vorliegenden Entwurf zitierten 
Komitee für Grundrechte und Demokratie argu-
mentiert und mit unserer staatlichen Ordnung um-
gegangen wird. Denn die politisch-moralische Ver-
bindlichkeit eines Volksbefragungsergebnisses un-
terscheidet sich in ihrer Stringenz kaum von einer 
verfassungsrechtlichen Verbindlichkeit. Auf sie 
kommt es den Urhebern des Vorschlags einer kon-
sultativen Volksbefragung offensichtlich an. 

In der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts über das hamburgische und bremische Ge-
setz über eine Volksbefragung über Atomwaffen — 
das gab es schon einmal — aus dem Jahre 1958, vor 
25 Jahren, heißt es — in dieser höchstrichterlichen 
Entscheidung — auszugsweise: 

Entscheidend ist der erkennbare Zweck, den 
Gesetz und Volksabstimmung verfolgen. Die 
Bundesregierung hat sich auf dem Gebiet des 
Verteidigungswesens für eine bestimmte Poli-
tik entschieden und dafür die Zustimmung des 
Bundestages gefunden. Die Opposition im Bun-
destag hält diese politische Entscheidung für 
falsch und bekämpft sie leidenschaftlich. Sie 
vermag sich im Bundestag nicht durchzuset-
zen, glaubt aber sicher zu sein, daß ihre Auffas-
sung von der Mehrheit des Volkes geteilt wird. 
Sie hofft, der von einer ihren Erwartungen ent-
sprechenden Volksbefragung ausgehende poli- 
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tische Druck werde so stark sein, daß die Bun-
desregierung gezwungen wird, ihre politische 
Entscheidung aufzugeben und den Wünschen 
der Oppositon zu entsprechen. Das klare Ziel 
der Volksbefragungsaktion ist, die zuständigen 
Verfassungsorgane des Bundes zu zwingen, 
eine von ihnen für richtig gehaltene und getrof-
fene Entscheidung im Bereich des Verteidi-
gungswesens zu ändern. 

So das Verfassungsgericht vor 25 Jahren. 

Es sind keinerlei Anhaltspunkte dafür ersichtlich, 
daß das Gericht die Sach- und Rechtslage heute 
anders beurteilen könnte. Der verfassungsrechtli-
che Befund ist also eindeutig. 

Ebenso eindeutig ist die verfassungspolitische 
Beurteilung des Gesetzentwurfes. Das Grundgesetz 
geht vom Prinzip der repräsentativen Demokratie 
aus. Es ist — trotz einiger weniger ausnahmsweise 
plebiszitären Elemente — prononciert antiplebiszi-
tär ausgestaltet. Dafür gibt es gute Gründe. In ei-
nem hochindustrialisierten Land wie der Bundesre-
publik Deutschland mit seiner entscheidend durch 
Wissenschaft und Technik geprägten Wirtschaft 
und Gesellschaft, seinen vielfältigen Verbindungen 
zum Ausland, seiner Einbindung in die internatio-
nale Staatengemeinschaft sind vielfach hochkom-
plexe und differenzierte Entscheidungen zu treffen. 
Die Bürger dieses Landes derartige Entscheidun-
gen treffen zu lassen — die Türe hier einmal aufge-
macht, bedeutete für immer aufgemacht — hieße, 
sie zu überfordern. In dieser Einschätzung spiegelt 
sich nicht etwa Mißtrauen gegenüber der Urteilsfä-
higkeit des Bürgers, noch wird gar dem vielbe-
schworenen mündigen Bürger in Wahrheit seine 
politische Unmündigkeit bescheinigt. Entscheidend 
ist vielmehr, daß diejenigen, denen Entscheidungen 
abverlangt werden, diese auch müssen verantwor-
ten können, und die sitzen hier als Abgeordnete im 
Deutschen Bundestag. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dem Bürger derartige Entscheidungen abzuver-
langen würde bedeuten, ihm nicht nur die Verant-
wortung für etwas anzulasten, wofür er die Verant-
wortung gar nicht tragen kann und ich füge hinzu: 
in der Regel auch nicht tragen will. Es bedeutet 
auch, den zuständigen staatlichen Entscheidungs-
trägern die Verantwortung abzunehmen, ihnen die 
Flucht aus der Verantwortung zu ermöglichen oder 
jedenfalls leicht zu machen. 

Hinzu kommt, daß angesichts der Vielfalt der zu 
berücksichtigenden Interessen dem ausgleichenden 
Moment der Fähigkeit und der Bereitschaft zum 
Kompromiß entscheidende Bedeutung zukommt. 
Denn kaum eine wichtige politische Fragestellung 
wird sich auf eine einfache Entweder-oder-Alterna-
tive reduzieren lassen. Das illustriert auch der vor-
liegende Gesetzentwurf in anschaulicher Weise. In 
einer Volksbefragung können dem Bürger sinnvol-
lerweise nur Ja-oder-Nein-Entscheidungen abgefor-
dert, Für-oder-Gegen-Alternativen angeboten wer-
den. Hier soll auch nicht nach den Voraussetzungen 
und nach den Intentionen einer solchen Entschei-
dung gefragt werden; das sagt alles. 

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: 
Die Bundesregierung hält den vorliegenden Gesetz-
entwurf für verfassungswidrig. Ich gehe daher da-
von aus, daß der Entwurf keine Mehrheit im Deut-
schen Bundestag finden wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit der Vorlage des 2. Abrüstungsbe-
richts hat die Bundesregierung ihre erste eigen-
ständige Visitenkarte für diesen zentralen politi-
schen Bereich vorgelegt. Dieser Bericht ist nach un-
serer Auffassung ein Dokument der politischen 
Wende, der Wende von der Entspannungs- und Rü-
stungskontrollpolitik der früheren sozialliberalen 
Koalition zu einer Aufrüstungspolitik, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

die neue Spannungen und Risiken leichtfertig in 
Kauf nimmt. 

(Beifall bei der SPD — Wimmer [Neuss] 
[CDU/CSU]: Aber Herr Doktor, Sie können 
doch lesen! Das ist geschmacklos! — Weite

-

rer Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Es wird Kontinuität vorgegaukelt, um sich bei die-
ser Wende von der deutschen Öffentlichkeit nicht 
erwischen zu lassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wider besseres 
Wissen sagen Sie das!) 

Der sogenannte Abrüstungsbericht steht in einem 
nahtlosen Zusammenhang mit dem vor zwei Wo-
chen veröffentlichten Weißbuch des Verteidigungs-
ministers, das eher die Bezeichnung Schwarz-Weiß-
Buch verdient. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Ich will vor der Debatte des Bundestages am 21. 
und 22. November heute nicht zu den Ausführungen 
des Berichts der Bundesregierung Stellung neh-
men, die die Mittelstreckenraketen-Verhandlungen 
behandeln. Statt dessen will ich die anderen im Be-
richt enthaltenen Teile ansprechen, auch um damit 
deutlich zu machen, daß sich die Abrüstungsdebatte 
natürlich nicht allein auf die Mittelstreckenrake-
ten-Frage beschränkt. 

Insgesamt wird in diesem Bericht der Eindruck 
zu erwecken versucht, es gäbe breiteste und inten-
sivste Bemühungen des Westens in der Abrüstungs-
politik und nur der gute Wille des Ostens fehle. Dies 
steht in einem atemberaubenden Gegensatz zu den 
tatsächlichen Problemen und Entwicklungen. 1983 
werden die weltweiten Rüstungsausgaben 800 Milli-
arden Dollar betragen; vor drei Jahren waren es 600 
Milliarden Dollar. In einer Zeit der größten Um-
bruchskrise der Weltwirtschaft seit Beginn des In-
dustriezeitalters, in der Zeit ökologischer Überle-
bensgefahren für den Erdball und eines für die 
Menschheit immer unerträglicher werdenden Nord-
Süd-Konflikts leistet sich die Welt den dramatisch-
sten und gefährlichsten Rüstungswettlauf, den es in 
Friedenszeiten jemals gegeben hat. Der Urheber 
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dafür ist nicht allein die Sowjetunion. Die Welt setzt 
sich damit außerstande, ihre wirtschaftlichen, sozia-
len und ökologischen Überlebensprobleme zu lösen. 
Abrüstung ist deshalb schon lange nicht mehr nur 
ein Gebot des friedlichen Idealismus, sondern des 
politischen Realismus. Die Menschen, die dieses zu-
nehmend begreifen, haben keineswegs irrationale 
oder „nur", wie es immer heißt, emotionale, sondern 
sehr reale Ängste. 

(Beifall bei der SPD) 

Was die Menschen immer mehr bewegt, kommt 
aber in diesem sogenannten Abrüstungsbericht in 
keiner Zeile zum Ausdruck. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Dr. 
Scheer, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Mertes? 

Dr. Scheer (SPD): Ja. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Scheer, teilen Sie meine Auffassung, daß der Rü-
stungswettlauf im wesentlichen auch Ausdruck ei-
nes Wettlaufs um politischen Einfluß ist, den die 
Sowjetunion im Frieden gewinnen will, und teilen 
Sie meine Auffassung, daß man die Frage der Si-
cherheit nicht von der Frage der Abrüstung abtren-
nen darf? 

Dr. Scheer (SPD): Ich teile Ihre Auffassung in dem 
letzten Punkt und komme gleich auch darauf zu 
sprechen. Ich teile nur nicht die Auffassung, daß die 
Ursache für den Rüstungswettlauf nur bei einer der 
beiden Weltmächte liegt, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern es ist der politische Weltmachtkonflikt, der 
in der Tat wesentlich dazu beiträgt, und zwar bis in 
die Dritte Welt hinein. 
Der Harmel-Bericht von 1967 hat militärische Si-

cherheit und eine Politik der Entspannung als die 
beiden parallel zu verfolgenden Hauptziele der At-
lantischen Allianz bezeichnet. Diese Hauptziele 
werden jetzt von der Bundesregierung in ihrem Be-
richt in „Verteidigungsfähigkeit und glaubwürdige 
Abschreckung" uminterpretiert. Ausgerechnet im 
offiziellen Abrüstungsbericht wird die zentrale Ziel-
setzung der Entspannung an den Rand gerückt 
oder aus dem Verkehr gezogen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
trifft nicht zu!) 

Entspannungspolitik ist aber die unverzichtbare 
Grundlage für die erfolgreiche Abrüstung und Rü-
stungskontrolle. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer diese Grundlage nicht ernst nimmt, nimmt 
Abrüstung nicht ernst. Dies wird deutlich bei den 
von der Bundesregierung vorgelegten Vergleichen 
der militärischen Kräfteverhältnisse zwischen 
NATO und Warschauer Pakt. Wir beschönigen kei-
nesfalls die unverantwortlichen Rüstungen der So-
wjetunion; aber wir unterstellen, daß derjenige eher 
auf Aufrüstung statt auf Abrüstung zielt oder es 
zumindest in Kauf nimmt, der die westlichen mili-

tärischen Entwicklungen systematisch untertreibt, 
um die Bedrohung aus dem Osten besonders furcht-
erregend erscheinen zu lassen. 

Da heißt es z. B., der Westen habe dem sowjeti-
schen Mittelstreckenraketenpotential „nichts 
Gleichwertiges" entgegenzusetzen. Kein Wort wird 
über die Poseidon-U-Boote mit Nuklearwaffen ver-
loren. Es geht hierbei nicht um die Frage, was wo 
bei Verhandlungen berücksichtigt worden ist, son-
dern ob etwas Gleichwertiges entgegengesetzt wer-
den kann. Es wird kein Wort über die in diesem 
Zusammenhang stehenden französischen und briti-
schen Potentiale verloren, als würden diese nicht 
zum Westen gehören. Wenn dieses Potential in den 
Berichten überhaupt einmal angetippt wird, dann 
immer nur in einer Art und Weise, die es weder 
besonders nennenswert noch als für die Verhand-
lungen beachtenswert erscheinen läßt, als wäre dies 
nicht eine Schlüsselfrage für den Erfolg bei den 
unmittelbar anstehenden Verhandlungen. 

Ein zweites Beispiel. Ausführlich wird nicht nur 
das gegenwärtige sowjetische Mittelstreckenpoten-
tial, sondern auch das mögliche zukünftige darge-
legt, oder es wird darauf hingewiesen. Aber die Ein-
führung von Cruise-missile-Waffen auf U-Booten 
durch die amerikanische Regierung wird gar nicht, 
die neuen Cruise missiles auf Flugzeugen werden 
nur beiläufig erwähnt. Im Schwarz-Weiß-Buch fehlt 
sogar dazu jedes Wort. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Die Sowjets 
haben schon Cruise missiles auf den Schif-

fen!) 

Es hatte seine guten Gründe, warum im Zusam-
menhang mit der Unterzeichnung des SALT-II-Ver-
trages vereinbart worden war, die Einführung wei-
terreichender Cruise missiles bis Ende 1981 zu ver-
bieten und bis dahin Verhandlungen über die wei-
tere politische Kontrolle dieser neuen Waffentech-
nologie zu führen, die Rüstungskontrolle bekannt-
lich schwieriger macht. Statt diese Verhandlungen 
zu führen, hat die amerikanische Regierung im 
Herbst 1981 außerhalb des NATO-Doppelbeschlus-
ses die Einführung umfangreicher Cruise-missile-
Programme beschlossen. Im Rüstungsbericht wird 
hierüber kein Wort verloren. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Un

-

faire Darstellung!) 

Ein drittes Beispiel: Die Modernisierung der 
sowjetischen atomaren Kurzstreckenraketen wird 
zwar genannt, jedoch in Form eines lapidaren Hin-
weises, mit dem die damit besonders für Deutsch-
land insgesamt verbundenen Gefahren nach mei-
nem Eindruck ausnahmsweise einmal beschönigt 
werden. Aber auch Vorbereitungsarbeiten für eine 
Modernisierung amerikanischer und die Einfüh-
rung der neuen französischen Kurzstreckenrake -
ten werden mit keinem Wort erwähnt. Ebenso uner-
wähnt bleibt die amerikanische Entscheidung für 
den Bau der Neutronenwaffe. 

Wir fragen uns, warum die Bundesregierung die 
angekündigte Stationierung der neuen sowjeti-
schen Kurzstreckenraketen in der DDR und der 
CSSR nur beiläufig erwähnt. Immerhin handelt es 



2296 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 34. Sitzung. Bonn, Freitag, den 11. November 1983 

Dr. Scheer 
sich um Waffen, die eine Vorwarnzeit von nur noch 
drei Minuten bei höchster Treffgenauigkeit haben. 
Will die Bundesregierung damit herunterspielen, 
welche Reaktion besonders für Deutschland die be-
vorstehende Stationierung von Mittelstreckenrake-
ten zur Folge hat? 

(Zustimmung bei der SPD) 
Denn bisher wurden ja Rüstungsschritte des 
Ostens von Ihrer Seite keineswegs herunterge-
spielt, sondern eher aufgebauscht. Oder wartet die 
Bundesregierung die Stationierung dieser neuen 
sowjetischen Kurzstreckenraketen, vor der wir seit 
Jahren warnen, erst einmal ab, um nach der Nach-
rüstung mit westlichen Mittelstreckenraketen eine 
weitere Nachrüstung mit westlichen Kurzstrecken-
raketen besser begründen zu können? Diese Frage 
muß man sich stellen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Scheer (SPD): Jetzt nicht. — Brauchen Sie 
vielleicht ein besonderes Vehikel, um unseren Bür-
gern demnächst die Einführung der Neutronen-
waffe besser begründen zu können? Wir haben 
nicht vergessen, daß Herr Wörner im letzten Jahr 
die Entscheidung Präsident Reagans für den Bau 
der Neutronenwaffe ja nur deshalb nicht für richtig 
gehalten hat, weil er den Zeitpunkt für falsch hielt. 
Er befürchtete noch größere innenpolitische Pro-
bleme in der Auseinandersetzung um die Nachrü-
stung mit Mittelstreckenraketen. 
Daraus geht j a wohl hervor, daß Herr Wörner 

lediglich für einen geeigneteren Zeitpunkt der Ein-
führung der Neutronenwaffe eingetreten ist. Es 
drängt sich der Eindruck auf, daß dieser Zeitpunkt 
der Vollzug der Stationierung neuer sowjetischer 
Kurzstreckenwaffen in der DDR, die wir für ver-
hängnisvoll halten, sein könnte. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Dr. 
Scheer, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Wörner? — Bitte, Herr Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Kollege Scheer, ist 
Ihnen, wenn Sie mich schon damit konfrontieren, 
eigentlich bewußt, daß die von Bundeskanzler 
Schmidt geführte Bundesregierung mit Ihrer Un-
terstützung einer Entscheidung des Bündnisses, 
solche Neutronenwaffen einzuführen, zugestimmt 
hatte? 

Dr. Scheer (SPD): Mir ist eine ganz andere Ent-
scheidung bewußt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ach! — Ja oder 
nein?) 

Im Jahre 1978 — ich war damals noch nicht im Bun-
destag, weiß das aber in diesem Falle trotzdem bes-
ser als Sie, Herr Wörner — hat Helmut Schmidt den 
einseitigen Stopp des Baus der Neutronenwaffe 
durch Präsident Carter aus folgendem Grund nicht 
für richtig gehalten: Er hat gesagt, besser wäre es, 
der Sowjetunion eine zweijährige Verhandlung an-
zubieten, um es mit diesen Verhandlungen möglich 
zu machen, daß die Sowjetunion ihre Modernisie

-

rung von Mittelstreckenwaffen unterläßt und der 
Westen dafür auf die Neutronenwaffe verzichtet. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Und wenn  
nicht?) 

Dies war der Grundgedanke, der später — nur mit 
Bezug auf ein anderes Waffensystem — zum 
NATO-Doppelbeschluß führte. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Mertes 
[Gerolstein] [CDU/CSU]: Falsche Darstel

-

lung! — Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Und 
wenn die Sowjets nicht reagieren?) 

Das war der Punkt! Helmut Schmidt hat dies hier 
im Bundestag sehr deutlich hervorgehoben. 

Mir drängt sich der Eindruck auf, daß aus dem 
Motto der Bundesregierung „Frieden schaffen mit 
immer weniger Waffen" — das ist ja das offizielle 
Konzept — eher eine Politik zu werden droht, durch 
die mehr Waffen in Ost und West herauskommen. 
Ob damit der Frieden erhalten werden kann, wird 
immer fraglicher. 

Die Waffenvergleiche in den Vorlagen der Bun-
desregierung in Form willkürlicher schematischer 
Aufteilung für die Atomstammtische sind für einen 
Abrüstungsbericht nichts wert. Sie sagen über die 
tatsächlichen Probleme nichts aus, wenn man kaum 
etwas über die Eigenarten dieser Waffen und über 
die Einsatzkonzeption sagt. Sie berühren wiederum 
mit keinem Wort das zentrale Problem, das sich für 
eine Abrüstung und Rüstungskontrolle zunehmend 
stellt, wenn künftig bei beiden atomaren Super-
mächten vermehrt die jeweils gleichen Raketen 
teilweise mit nuklearen, teilweise mit chemischen 
und teilweise mit konventionellen Sprengköpfen 
geladen werden. Wenn vor der Detonation eines 
Sprengkopfes nicht mehr erkannt werden kann, ob 
eine Rakete eine nukleare oder eine konventionelle 
Waffe ist, verschwindet die Trennlinie zwischen 
konventionellen und nuklearen Waffen. 

(Abg. Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Jetzt nicht mehr, Herr Kollege Mertes. 

Durch solche Entwicklungen sind die Gefahren 
unübersehbar, daß die nuklearen Schwellen nicht 
nur auf beiden Seiten, von beiden Seiten her ge-
senkt werden, sondern sogar ganz verschwinden 
könnten und die nukleare Rüstungskontrolle und 
Abrüstung damit unmöglich wird. Dies muß hier 
hervorgehoben werden, denn es ist eine Diskussion 
und eine Entwicklung, die schon in Gang gesetzt 
worden ist durch die 1982 in Kraft getretene neue 
amerikanische Heeresdienstvorschrift, die solche 
Vorstellungen über den gleichartigen Einsatz von 
konventionellen und nuklearen Waffen und auch 
von chemischen Waffen enthält. 

Bei der Sowjetunion ist dies offensichtlich nicht 
anders. Das liest man weniger aus Erklärungen 
oder aus dem Schrifttum ab, sondern an der Art 
und Weise der Waffen, die sie einführt. Auch die 
SS 21 hat eine konventionelle Version, wie sich jetzt 
gerade an der Lieferung dieser Rakete nach Syrien 
gezeigt hat. Es ist die gleiche Waffe, deren nukleare 
Version in der DDR und in CSSR stationiert wird. 
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Daß die Sowjetunion das gleiche macht, relativiert 
aber doch nicht unsere Befürchtungen gegenüber 
solchen Konzeptionen. Es verschlimmert diese Be-
fürchtungen. Diese akuten Entwicklungen dürfen 
in einem Abrüstungsbericht nicht verschwiegen 
werden. 

Wir haben die Befürchtung, daß beide nuklearen 
Supermächte zwar offiziell sagen, ein Atomkrieg sei 
nicht begrenzbar und würde zu einem allgemeinen 
Krieg führen. Daß sie das Risiko der Selbstver-
nichtung für sich selbst zu mindern suchen, liegt 
auf der Hand und ist verständlich. Der richtige Weg 
wäre der einer zügigen nuklearen Abrüstung. In-
dem sie aber zunehmend dabei sind, nukleare Ge-
fechtsfeldwaffen mit konventionellen Gefechtsfeld-
waffen in integrierten Einsatzkonzeptionen zu mi-
schen, muß man vermuten, daß sie versuchen, die 
atomaren Selbstvernichtungsgefahren von ihrem 
eigenen Territorium weg zu verlagern und dafür 
ihren Verbündeten zusätzliche Risiken aufzubür-
den. Es ist abzusehen, daß die Atommächte der exi-
stentiellen Befürchtung, ein Atomkrieg sei nicht be-
grenzbar, dadurch aus dem Weg zu gehen versu-
chen, daß sie an Entwicklungen arbeiten, ihn doch 
im Falle des Falles begrenzen zu können. 

Niemand hat deshalb ein größeres, unmittelbare-
res Interesse an atomarer Rüstungskontrolle als 
unser Land. Keiner hat mehr Anlaß, auf atomare 
Abrüstung zu drängen und den Sog von nuklearen 
Nach- und Nachnachrüstungen zu durchbrechen als 
wir. 

(Beifall bei der SPD) 

Dabei kommt es nicht — das sage ich zu Minister 
Wörner — auf die Gesamtzahl der Sprengköpfe an, 
sondern auf die Qualität und Funktion moderner 
Trägersysteme und ihrer Sprengköpfe. Aber die 
Bundesregierung tut so, als sei unsere Lage und 
seien unsere Anliegen in der Abrüstung vollständig 
identisch mit allen Bündnispartnern in der NATO, 
insbesondere den Nuklearmächten in der NATO. 
Ich sehe an keiner Stelle des Berichts eine Diffe-
renzierung. 

Die Bundesregierung beschreibt, wie sie sich im 
Genfer Abrüstungsausschuß um einen umfassen-
den weltweiten Atomteststopp und um weltweite 
chemische Abrüstung bemühe. Die Schwierigkei-
ten, zu einem umfassenden Atomteststopp zu kom-
men, werden mit den Schwierigkeiten einer Über-
prüfbarkeit des Abkommens begründet. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Zu 
Recht!) 

Aber diese Schwierigkeiten gibt es angesichts der 
zur Verfügung stehenden seismographischen Tech-
niken nicht mehr. Wir wissen doch, daß die Atom-
mächte und hier eher die Amerikaner vor allem 
deshalb den umfassenden Teststopp verzögern, weil 
sie an der Erprobung immer neuer Sprengköpfe 
interessiert sind. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Das 
ist unrichtig!) 

Zum Beispiel muß auch die Neutronenwaffe gete-
stet werden, bevor sie eingeführt wird. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Immer 
drauf auf die Amerikaner!) 

— Ich bemühe mich um eine objektive Darstellung. 
Ich habe ja eben dargestellt, daß Sie bei einem Teil 
der sowjetischen Rüstung sogar untertreiben. — Es 
sind vor allem kleine Sprengköpfe für nukleare 
Gefechtsfeldwaffen, die Bestandteile der Testpro-
gramme sind. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Äquidi

-

stanz!) 

Die Bundesregierung könnte ihren wirkungsvoll-
sten Beitrag zu einem Teststopp leisten, wenn sie 
definitiv die Stationierung der Neutronenwaffe in 
der Bundesrepublik ablehnen würde. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein umfassender Teststopp könnte die atomaren 
Supermächte nämlich daran hindern, den Weg der 
Verlagerung des atomaren Risikos nach Mitteleu-
ropa durch Modernisierung nuklearer Gefechtsfeld-
waffen weiter zu beschreiten. Machen Sie den An-
fang dazu, daß Sie diesen Weg der Nuklearwaffen

-

entwicklung nicht mitgehen! 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie haben 
die Sache nicht ganz begriffen!) 

Das gleiche gilt für die chemischen Waffen. Der 
deutsche Beitrag zur chemischen Abrüstung ist 
nicht glaubwürdig, 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Ach!) 

solange im Gegensatz dazu daran gearbeitet wird, 
wie aus dem Schwarz-Weiß-Buch erkenntlich ist, 
Herr Kollege Wimmer, 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Das ist Ihre 
Gedankenführung!) 

die C-Waffen-Abwehrfähigkeit zu verbessern. 
Nichts hat die Bundesregierung getan, sich für den 
Verzicht auf die Produktion neuer binärer Waffen 
durch die Vereinigten Staaten einzusetzen, die ja 
wohl auch bei uns stationiert werden sollen. 

(Berger [CDU/CSU]: Das sollen sie nicht!) 

Diese Bemühungen blieben uns selbst und zahlrei-
chen amerikanischen Kongreßabgeordneten über-
lassen, die sich dafür einsetzen. Die Entscheidung 
im amerikanischen Kongreß stand lang auf der 
Kippe. Ein Wort der Bundesregierung hätte viel-
leicht den Ausschlag geben können, daß dieser che-
mische Aufrüstungsschritt entfällt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sehr wahr!) 

Ich frage mich: Was ist das für eine Bundesregie-
rung, die sich weniger Sorgen über den Zuwachs an 
Gefahren in der Bundesrepublik durch neue Mas-
senvernichtungswaffen macht als die amerikani-
schen Senatoren Hatfield und Kennedy! 

(Beifall bei der SPD — Dr. Mertes [Gerol

-

stein] [CDU/CSU]: Sie verfälschen das!  — 
Dr.  Todenhöfer [CDU/CSU]: Die Sowjets 
haben eine Überlegenheit von 10 zu 1 bei 

den chemischen Waffen!) 
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Auch bei den Wiener Truppenreduzierungsver-

handlungen müssen wir Fehlanzeige feststellen, ob-
wohl inzwischen die Sacherörterungen der Ver-
handlungsdelegationen seit längerem so weit gedie-
hen sind, daß eine Einigung möglich wäre. Aber der 
politische Wille fehlt offenbar. 

(Berger [CDU/CSU]: Bei Moskau!) 

Ich komme gleich zum Schluß. — Die von der 
Bundesregierung angegebenen Gründe, warum 
eine Einigung noch nicht möglich sei, sind bürokra-
tisch. Wir haben den Eindruck, daß der Bundesre-
gierung der Verhandlungsrahmen nicht paßt, näm-
lich die geographische Beschränkung auf Mitteleu-
ropa, und daß sie deshalb die weitere Verhandlung 
verschleppt. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Un

-

glaublich!) 

Nach zehn Jahren verweisen Sie in Ihrem Be-
richt auf die Möglichkeiten, im Rahmen der kom-
menden Konferenz für Abrüstung in Europa auch 
Fortschritte für die Wiener Verhandlungen zu erzie-
len. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Sie haben 
doch neun Jahre Zeit gehabt!) 

Bei dieser Konferenz wird aber erst einmal für 
lange Zeit, wenn etwas Positives zunächst einmal 
tatsächlich passieren kann, über vertrauensbil-
dende Maßnahmen gesprochen. 

(Berger [CDU/CSU]: Vermindern Sie mal 
nicht die Chancen dort! — Werner [CDU/ 
CSU]: Worüber haben Sie die 20 Jahre ge-

sprochen?) 

Wir werden es nicht hinnehmen, wenn Sie die Kon-
ferenz für Abrüstung in Europa als Argument miß-
brauchen sollten, .. . 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie mahnend daran erinnern, daß Ihre Rede-
zeit abgelaufen ist. 

Dr. Scheer (SPD): Ich komme zum Ende. —
... mißbrauchen sollten, die Wiener Verhandlungen 
zunächst weiter dahinsiechen zu lassen, um ihnen 
dann ein Begräbnis zweiter Klasse zukommen zu 
lassen. 

(Werner [CDU/CSU]: Jetzt wird es gera

-

dezu gigantisch!) 

Das sind Punkte, auf die wir achten werden und 
wo wir unsere Maßstäbe, 

(Berger [CDU/CSU]: Neun Jahre habt ihr 
Zeit gehabt!) 

so wie wir sie immer hatten, an Ihre Politik anlegen 
werden. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Hoffmann (Soltau). 

Frau Hoffmann (Soltau) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Poli-

tiker sind immer in der Gefahr, das, was sie für 
wichtig erachten, gleich zum Hauptanliegen des 
ganzen Volkes zu erklären. Dabei befinden sie sich 
in guter Gesellschaft mit denjenigen, die in Presse, 
Funk und Fernsehen Politik kommentieren, analy-
sieren und kritisieren. Diese Feststellung mag von 
manchem von Ihnen, sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen, nicht geteilt werden und mag auch bei 
manchem Pressevertreter Stirnrunzeln hervorru-
fen. Für das Thema, das uns heute morgen beschäf-
tigt, stimmt dies nach den Erfahrungen der letzten 
Wochen und Monate sicher. 

Wir dürfen nicht vergessen, daß viele unserer 
Mitbürger, was ihr gutes Recht ist, hundert andere 
Dinge lieber tun, als sich mit schwierigen politi-
schen Einzelfragen zu befassen. Dazu kommt, daß 
die Frage des NATO-Doppelbeschlusses offensicht-
lich für die allermeisten Bürger nicht einmal die 
wichtigste Frage ist, wie eine kürzliche Umfrage 
der Wickert-Institute aufzeigte. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Die Leute 
wissen, wo die Probleme sind!) 

Danach sind nur 10% der Bevölkerung an dieser 
Frage interessiert. Um Umweltverschmutzung und 
-schädigung fürchten hingegen 44 %, ein Ansteigen 
der Arbeitslosigkeit befürchten 41 %, daß die Ver-
brechen zunehmen und man daheim und auf der 
Straße nicht mehr sicher ist, befürchten 29%. Frie-
dens- und Sicherheitsdiskussion hat für unsere Mit-
bürger lange nicht den Stellenwert, den manche un-
ter uns ihr geben möchten. 

(Gilges [SPD]: Leider!) 

Dies ist auch mein Erfahrungssatz. Man sollte 
sich aber auch einmal um die schweigende Mehr-
heit und ihre Meinung kümmern. Mit dieser Frage 
möchte ich mich hier einmal auseinandersetzen. 
Dies ist, wie gesagt, auch mein Erfahrungssatz, der 
Erfahrungssatz einer Abgeordneten, die in den ver-
gangenen Jahren jahraus, jahrein in vielen Gesprä-
chen, Diskussionen, bei Bürgersprechstunden und 
Stammtischen Einblick in die Empfindungen der 
Mitbürger bekommen hat. 

Auf einen kurzen Nenner gebracht, lauten diese 
Erfahrungen und meine Analyse vor Ort so: Es gibt 
keine Bevölkerungsgruppe in unserer Gesellschaft, 
die mit einem Ausschließlichkeitsanspruch ausge-
stattet wäre, um sich das Etikett „Friedensbewe-
gung" an die Strickjacke zu stecken. Ich habe stets 
einen Widerwillen dabei verspürt, eine politische 
Gruppierung so zu kennzeichnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine derartige Benennung grenzt automatisch an-
dere Menschen aus und verkennt, daß es kein Frie-
densmonopol geben kann. 

(Gilges [SPD]: Sie können doch in der Frie

-

densbewegung mitmachen! — Wimmer 
[Neuss] [CDU/CSU]: Wir sind die Friedens

-

bewegung, genau wie Sie!) 

— Hören Sie nur zu; Sie werden gleich hören, wor

-

auf ich hinaus will. Wer sich als Friedensbewegung 
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Frau Hoffmann (Soltau) 
kennzeichnet, führt bewußt oder unbewußt einen 
semantischen Feldzug gegen seine Mitmenschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Ausgrenzung läuft damit in Wirklichkeit dem 
vorgegebenen Ziel der Friedensschaffung zuwider. 

Im Bundestag haben wir in der Vergangenheit 
Versuche erlebt, eine derartige Monopolisierung 
mit dem Begriff der Friedensfähigkeit zu errei-
chen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Gut, daran 
zu erinnern!) 

Diese Versuche mußten scheitern, denn ebenso wie 
die gesamte Bevölkerung sind auch die im Bundes-
tag vertretenen politischen Parteien Teil dieser um-
fassenden Friedensbewegung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Lassen Sie mich eines hinzufügen, nicht zuletzt 
auf Grund vieler Gespräche mit unseren Mitbür-
gern: Auch die Bundeswehr ist ein Teil dieser Frie-
densbewegung, ein sehr wichtiger Teil dieser Frie-
densbewegung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wirft im übrigen ein bezeichnendes Licht auf 
den Zustand unserer politischen Diskussion, wenn 
letztere Tatsache immer wieder hervorgehoben 
werden muß. 

Meine Damen und Herren, der Bürger hat für 
unsere politischen Auseinandersetzungen um die 
eben getroffenen Feststellungen wenig Verständ-
nis. Der Bürger hat uns gewählt und erwartet von 
uns zu Recht, daß wir nunmehr verantwortungsbe-
wußt entscheiden und handeln. Für die Friedens- 
und Sicherheitsdiskussion heißt dies, den richtigen 
Weg der Friedenserhaltung in praktische Politik 
umzusetzen. 

Meine Damen und Herren, machen wir uns 
nichts vor: Der Bürger weiß, daß derzeit leider ein 
echter Frieden nicht anders gewährleistet werden 
kann als mit den nötigen Abschreckungsmitteln. 
Trotz aller ideologischen Gegensätzlichkeiten hat 
es nämlich in Europa seit bald vier Jahrzehnten 
keinen Krieg zwischen den großen Blöcken gege-
ben. Manche Kritiker beschreiben diesen Zustand 
als lediglich Abwesenheit von Krieg. Doch ich 
möchte hervorheben, daß dieser nach meiner An-
sicht nicht perfekte Frieden immerhin für die west-
europäischen Völker eine unerläßliche Vorausset-
zung gewährleistet hat: Freiheit. 

Wir haben uns leider angewöhnt, über den Wert 
der Freiheit allzu leicht hinwegzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich habe Verständnis für diejenigen, die sich ange-
sichts der waffenstarrenden Welt bedroht fühlen 
und Angst empfinden. Ich habe auch für diejenigen 
Verständnis, die aus tief empfundener Glaubens-
überzeugung für sich jegliche gewaltsame Verteidi-
gung ablehnen. Es hat immer Gruppen wie z. B. die 
Quäker gegeben, die vor allem die Bergpredigt als 
unmittelbare Handlungsanweisung auffassen. Ich 

respektiere dies. Was jedoch einzelne außerge-
wöhnliche Menschen für sich persönlich zu leisten 
vermögen, ist für die Politik schlicht untauglich. 

Ich zitiere den früheren Bundeskanzler Helmut 
Schmidt, der auf dem Kant-Kongreß am 12. März 
1981 ausgeführt hat: 

Der Politiker wird nicht schon dadurch gerecht-
fertigt, daß er die richtigen, die moralisch be-
gründeten Zwecke und Ziele verfolgt. Das ist 
bestenfalls ein Teil seiner Legitimation. Sei-
nem politischen Handeln muß eine kritische 
Analyse der Situation, der Zusammenhänge 
vorausgehen. Ein Politiker, der für andere han-
delt, darf sich keineswegs auf seine Gesinnung, 
auf Gesinnungsethik zurückziehen. Vielmehr 
hat er für die Folgen seines Handelns aufzu-
kommen. 

Diese Verantwortung gebietet es, klar zu erkennen 
und klar zu sagen, daß unsere Freiheit nicht aus 
sich heraus garantiert ist, solange es eine Ideologie 
gibt, die im Namen des selbsternannten Heils Men-
schen- und Bürgerrechte unterjocht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich stimme Josef Kardinal Höffner zu, der erklärt 
hat, daß gerade die religiöse Verantwortung zum 
Schutz des Lebens und insbesondere das christliche 
Gebot der Nächstenliebe jeden Christen verpflich-
ten, die Freiheit und Unversehrtheit seiner Mitmen-
schen zu schützen und unrechte Gewalt von ihnen 
abzuwehren. Wer dies ablehne, so meint er, stelle 
seine private Gesinnungsethik höher als die Ver-
antwortungsethik gegenüber der Allgemeinheit, der 
Gemeinschaft. 

Meine Damen und Herren, das Wort „Lieber rot 
als tot" ist Ausfluß solchen Denkens. Ich habe als 
deutsche Abgeordnete in einem frei gewählten de-
mokratischen Parlament im übrigen wenig Ver-
ständnis dafür. Wer diese Formel vertritt, mißachtet 
noch im nachhinein den mutigen Einsatz der Män-
ner und Frauen des Widerstands gegen den Natio-
nalsozialismus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Lieber braun als tot — wenn diese Männer und 
Frauen damals so gedacht hätten! 

Ich habe zu Ihnen nicht als Parteipolitikerin ge-
sprochen. Dies sollte ein Versuch sein, eine Begrün-
dung  für unser eigenes politisches Handeln zu lie-
fern. Ich weiß Sie mit mir darin einig, daß uns die 
Welt so, wie sie ist, aber auch unsere persönlichen 
Unzulänglichkeiten nicht befähigen, im strengsten 
Sinn nach der Bergpredigt zu handeln. Lassen wir 
uns persönlich von ihr leiten, aber entscheiden wir 
verantwortungsbewußt für unsere Mitbürger. Ich 
meine, daß wir auf diese Weise am ehesten unserer 
Verantwortung für die Deutschen und Europäer 
beiderseits des Eisernen Vorhanges gerecht werden 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Verheugen. 
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Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach der Predigt, die wir gerade ge-
hört haben, möchte ich Ihre Aufmerksamkeit wie-
der auf Einzelheiten des Abrüstungsberichts len-
ken, der ja heute zur Diskussion steht. 

(Zustimmung bei der SPD — Wimmer 
[Neuss] [CDU/CSU]: Unverschämtheit!  — 
Klein  [München] [CDU/CSU]: Ist das pein

-

lich, was Sie sagen! — Weiterer Zuruf von 
der CDU/CSU: Die ethische Komponente 

interessiert ihn nicht!) 

Wenn man diesen Bericht liest, kann man nur 
staunen über den Mut zur Lücke und die Großzü-
gigkeit im Umgang mit den Fakten, die ihn aus-
zeichnet. Der Bericht ist nur in einem einzigen 
Punkt erhellend. Er enthüllt das Dilemma einer Ab-
rüstungspolitik, die mit Maßstäben und Zielvorstel-
lungen arbeitet, an denen ernsthafte Abrüstungsbe-
mühungen scheitern müssen. 

(Berger [CDU/CSU]: Genau das Gegenteil 
ist richtig!) 

Wenn man die Abrüstungsfrage einem so simplen 
Gleichgewichtsbegriff unterordnet, wie es in diesem 
Bericht getan wird, dann darf man sich nicht wun-
dern, wenn das Ergebnis jahrelanger Verhandlun-
gen nicht Abrüstung, sondern eine neue Umdre-
hung der Rüstungsspirale ist. 

Das Bild, das sich aus diesem Bericht ergibt, steht 
in einem krassen Gegensatz zu der vollmundigen 
Abrüstungsrhetorik der Bundesregierung. Ein Jahr-
zehnt der Abrüstung hat man uns verheißen, Abrü-
stung als die alles überragende Aufgabe der Politik 
für den Rest des Jahrhunderts, Überrüstung als 
Herausforderung an die menschliche Vernunft cha-
rakterisiert. Ich glaube, das ist alles richtig. Aber wo 
bleibt die Tat dieser Gedanken? Kaum irgendwo ist 
die Kluft zwischen Anspruch und Wirklichkeit so 
kraß wie auf diesem Feld. 

Soll man sich dann wundern, wenn mehr und 
mehr Menschen die Geduld mit einer Politik verlie-
ren, die Abrüstung predigt und Rüstung betreibt? 
Soll man sich wundern, wenn immer mehr Men-
schen von Verhandlungen nichts mehr erwarten, 
sondern einseitigen Rüstungsabbau verlangen? 

Nun wird im Abrüstungsbericht gesagt, daß ein-
seitige Abrüstungsschritte natürlich nicht in Frage 
kämen, obwohl der Bundesregierung bei der Abf as

-

sung  des Berichts längst bekannt war, daß genau so 
ein einseitiger Abrüstungsschritt unmittelbar be-
vorstand. Der Herr Verteidigungsminister hat sich 
dessen ja eben auch noch gerühmt. 1 400 Atom-
sprengköpfe werden abgezogen, die meisten aus 
der Bundesrepublik. Schafft das nun das Ungleich-
gewicht, was in dem Bericht als Folge einseitiger 
Abrüstungsschritte vorhergesagt wird, oder waren 
wir bisher etwa zu hoch gerüstet? Oder ist es viel-
leicht so, daß man auf die alten Waffen jetzt ver-
zichten kann, weil man viel effektivere neue be-
kommt? Das ist doch der wahre Grund. 

(Berger [CDU/CSU]: Was wir eingehen, ist 
ein kalkuliertes Risiko!) 

Macht sich eigentlich irgend jemand klar, welche 
Reaktionen ausgelöst werden müssen, wenn stän-

dig gleichzeitig über Abrüstungsbereitschaft und 
Nachrüstungsentschlossenheit gesprochen wird? 
Ich bezweifle ganz entschieden das Selbstlob, das 
sich die Bundesregierung erteilt, wenn sie feststellt, 
ihre Friedens- und Sicherheitspolitik werde von der 
großen Mehrheit der Bevölkerung getragen. Es ist 
wohl im Gegenteil so, daß die Mehrheit der Bevöl-
kerung eine Politik nicht trägt, die mehr und mehr 
den Eindruck vermittelt, ihr sei die Stationierung 
neuer Waffen wichtiger als ein Verhandlungserfolg 
mit der Konsequenz einer substantiellen Reduzie-
rung sowjetischer Mittelstreckenwaffen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Sie sind auch 
schon einmal besser gewesen! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat Ihnen 

das aufgeschrieben?) 

Man braucht doch überhaupt nicht erst Umfragen 
zu bemühen, Herr Kollege, weil es mit Händen zu 
greifen ist, was die Menschen in der Bundesrepu-
blik von der Aussicht halten, daß ihr ohnehin schon 
mit Atomwaffen geradezu gespicktes Land nun 
auch noch eine neue und gefährliche Generation 
von Atomwaffen aufnehmen soll. Diesen Unter-
schied, Herr Verteidigungsminister, muß man 
schon mit erwähnen, wenn man über den Abzug der 
1 400 Atomsprengköpfe spricht. 

(Werner [CDU/CSU]: Wieso haben Sie in 
Ihrer früheren Partei den Doppelbeschluß 

mitgetragen?) 

Meine Damen und Herren, es gibt eine typisch 
konservative Reaktion auf ein solches Meinungs-
bild, die darin besteht, daß man den Leuten sagt, sie 
hätten von der Sache keine Ahnung. Herr Dregger, 
der sich bestimmt nicht gekränkt fühlt, wenn man 
ihn einen Konservativen nennt, hat das in seiner 
Beurteilung der Teilnehmer an den Demonstratio-
nen der Friedenswoche so ausgedrückt — ich zitie-
re —: „Sie sind außerdem in hohem Maße falsch 
informiert." 

(Berger [CDU/CSU]: Da hat er recht ge

-

habt! — Werner [CDU/CSU]: So ist es!) 

Außerdem sind diese Leute laut Dregger natür-
lich Opfer von Desinformation, Propaganda und 
Angstmache durch die Sowjetunion. 

Meine Erfahrungen sind ein bißchen anders. Eine 
sehr große Zahl, eine erfreulich große Zahl von Bür-
gern weiß nämlich sehr gut über sicherheitspoliti-
sche Fragen Bescheid. Ich bin nicht sicher, daß je-
des Mitglied des Hauses hier in einer Diskussion 
mit einer beliebigen Friedensinitiative garantiert 
gut aussähe, was Sachkunde und Kompetenz an-
geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich halte es für einen Fortschritt, daß die Diskus-
sion über sicherheitspolitische Fragen seit langer 
Zeit endlich einmal aus dem Elfenbeinturm einer 
bandvoll — teils selbsternannter — Strategieexper-
ten herauskommt. 

(Beifall bei der SPD — Berger [CDU/CSU]: 
Lesen Sie nach, was Professor Kaiser dazu 

gesagt hat!) 
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Verheugen 
Daß man jetzt an jedem Stammtisch und leider 
auch in jeder Redaktionsstube — ich gebe es ja zu 
— einen kleinen Clausewitz des Atomzeitalters fin-
det, ist weniger erfreulich, aber auch weniger wich-
tig. 

(Berger [CDU/CSU]: Haben Sie Clausewitz 
gelesen?) 

Wichtig ist die Demokratisierung der sicherheits-
politischen Diskussion durch mehr Offenheit und 
Öffentlichkeit. Das ist deshalb wichtig, weil die 
Grundentscheidungen der Sicherheitspolitik eine 
breite Zustimmung brauchen, wie sie nur aus um-
fassender Information und tatsächlicher Mitent-
scheidung erwachsen kann. 

Wenn es aber so wäre, wie der Herr Dregger sagt, 
daß die Menschen gar nicht wissen, warum sie ei-
gentlich demonstrieren, dann allerdings muß man 
fragen, warum eine Chance zur Vertiefung der In-
formation, wie ein Abrüstungsbericht sie bieten 
könnte, einfach vertan wird. 

Es fängt damit an, daß der Bericht mit einem 
nebulösen Gleichgewichtsbegriff hantiert, ohne die-
sen Begriff mit einem präzisen Inhalt zu füllen. Was 
ist denn das, ein „stabiles Kräftegleichgewicht"? 
Aus welchen einzelnen Elementen bildet es sich? 
Nach welchen Maßstäben wird es errechnet? 

(Berger [CDU/CSU]: Gleichgewicht der Op

-

tion!) 

Der Bericht verwendet den Begriff ,,Gleichge-
wicht" einmal global, einmal regional, einmal auf 
die Gesamtheit aller Verteidigungskapazitäten be-
zogen und manchmal sogar im Hinblick auf ein-
zelne Waffensysteme. Er spricht eben, Herr Kollege 
Berger, nicht vom Gleichgewicht der Option. 

(Berger [CDU/CSU]: Doch!) 

Das hätten Sie gleich hineinschreiben sollen. Natür-
lich kommt man, je nachdem, welcher Gleichge-
wichtsbegriff zugrunde gelegt wird, zu ganz ande-
ren Ergebnissen. 

Ich entnehme dem Bericht: Gleichgewicht als 
Voraussetzung für die Glaubwürdigkeit friedenssi-
chernder Abschreckung. Ist das wirklich wahr? Die 
Abschreckungsdoktrin besagt, daß soviel Verteidi-
gungskraft vorhanden sein muß, daß für einen po-
tentiellen Gegner das Angriffsrisiko unerträglich 
wird. Wenn man diese Verteidigungskapazität aus-
schließlich im Gleichgewicht von Waffen und Waf-
fensystemen sieht, wenn man die technologische 
und ökonomische Überlegenheit nicht einbezieht, 
dann ist ein Rüstungswettlauf unvermeidlich. 

Wir erwarten deshalb von der Bundesregierung, 
daß sie einmal offenlegt, welche und wie viele 
Atomwaffen ausreichen, um die Abschreckung zu 
garantieren. Es hat doch keinen Sinn, daß sich 
beide Seiten ständig gegenseitig hochschaukeln. 
Die These „Abschreckung durch Gleichgewicht" 
wird an einer mathematisch berechenbaren Stelle 
absurd. McNamara hat — nicht erst jetzt, sondern 
schon in den 60er Jahren, als er Verteidigungsmini-
ster war — das zur Abschreckung notwendige Po-
tential strategischer Atomwaffen beziffert. Diese 
Zahl betrug ein Zwanzigstel der heute vorhandenen  

strategischen Nuklearkapazität der USA. Demnach 
hätten wir heute eine zwanzigfache Überabschrek-
kung. 

Wenn man erkennen muß, daß eine Politik in 
ihren Auswirkungen absurd zu werden anfängt, 
dann ist es Zeit, sich etwas Besseres einfallen zu 
lassen. Wir denken, daß das Konzept der Sicher-
heitspartnerschaft eine bessere Chance bietet, in 
der Abrüstungsfrage endlich vom Reden zum Han-
deln zu kommen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Wer

-

ner [CDU/CSU]) 

Verworrene Begriffe, meine Damen und Herren, 
zeugen meistens von verworrenem Denken, oder 
aber die Begriffe werden verwendet, um die wahren 
Gedanken zu verschleiern. 

(Beifall bei der SPD — Werner [CDU/CSU]: 
So ist es auch in diesem Fall! — Zuruf des 

Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

— Herr Reddemann, da kennen Sie sich aus. 

Begriffliche Unklarheit herrscht auch dort, wo es 
um die Zuordnung einzelner Waffensysteme zu 
strategischen Kategorien geht. Da werden die briti-
schen und französischen Systeme in Beziehung ge-
setzt zu dem interkontinentalstrategischen Poten-
tial der Sowjetunion, trotz der absolut nicht ver-
gleichbaren Reichweiten und obwohl an anderer 
Stelle im Bericht die Reichweite als Unterschei-
dungskriterium zwischen strategischen und euro-
strategischen Waffen genannt wird. Da werden die-
selben Systeme als Ultima-ratio-Waffen bezeichnet. 
Meine Damen und Herren, gibt es nach Auffassung 
der Bundesregierung etwa Atomwaffen, die das 
nicht sind? Die Frage ist doch nicht bloß rhetorisch. 
Der Bundeskanzler hat erst jüngst erklärt, die briti-
schen und französischen Systeme bedrohten doch 
niemanden, seien nur zur Verteidigung da und müß-
ten deshalb nirgendwo eingerechnet werden. 
Nichtsdestoweniger gehören sie zur westlichen Ge-
samtverteidigung. Das ist auch richtig so. Entspre-
chend müssen sie rüstungskontrollpolitisch behan-
delt werden, durch Einbeziehung in Gespräche, und 
zwar jetzt. 

(Berger [CDU/CSU]: Bei START!) 

— Ja. 

Grotesk wird es geradezu, wenn der Bericht be-
gründet, warum diese Systeme bei den derzeitigen 
Verhandlungen nicht angerechnet werden können. 
Mit dieser Forderung, so heißt es, strebe die Sowjet-
union Überlegenheit über die USA an. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ja, was wäre denn die Alternative? Ein jeweils sepa-
rates Gleichgewicht zwischen der Sowjetunion und 
jedem einzelnen westlichen Nuklearstaat? 

(Abg. Klein [München] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich lasse keine Zwischenfragen zu. 
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Verheugen 
Wie soll das funktionieren? Oder sollen die briti-

schen und die französischen Systeme in Wahrheit 
für jede Rüstungskontrolle tabu sein? 

(Klein [CDU/CSU]: Was hat Herr Bresch

-

new Herrn Schmidt zu diesem Thema ge

-

sagt?) 

Meine Damen und Herren, diese Fragestellungen 
führen bereits mitten in die Problematik der Mit-
telstreckenwaffen hinein. Das Thema nimmt in dem 
Bericht mit Recht breiten Raum ein, weil diese 
Genfer Verhandlungen der erste große und erfolg-
reiche Test auch eines speziell deutschen Beitrags 
zur Rüstungskontrollpolitik hätten werden können. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Arme 
SPD!) 

Wenn Genf scheitert — und ich halte das Scheitern 
für gewiß —, dann bedeutet dies, daß dieser erste 
ernsthafte Versuch, den schrecklichen Teufelskreis 
von Rüstung und Nachrüstung zu durchbrechen, 
nichts gebracht haben wird — und das auch des-
halb, weil die deutsche Bundesregierung nicht alles 
getan hat, was ihre Pflicht gewesen wäre. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Was haben früher Breschnew 
und Schmidt dazu gesprochen?! — Wimmer 
[Neuss] [CDU/CSU]: Und heute so ein Po

-

lit-Flop!) 

— Da Sie „Helmut Schmidt" gerufen haben: Die 
sozialliberale Koalition hat seinerzeit eben keinen 
Rüstungsbeschluß fassen wollen. Ihr ging es darum, 
die Bedrohung durch die SS-20-Rüstung auf dem 
Verhandlungsweg zu korrigieren. 

(Berger [CDU/CSU]: Lesen Sie mal den 
Text genau nach!) 

Und der dann eingeschlagene Weg, den etwa Ihr 
Freund Franz Josef Strauß von Anfang an als falsch 
und irreal bezeichnet hat, hat sich bewährt; denn es 
liegt ein substantielles sowjetisches Reduzierungs-
angebot vor. Ich sage nicht, daß man das so unter-
schreiben könne, ganz gewiß nicht. Aber nachdem 
sich die Sowjetunion doch, zugegebenermaßen sehr 
zäh, aber immerhin Stück für Stück, bewegt hat, 
muß man doch fragen: Wer sagt denn, daß das Ende 
dieser Bewegung schon erreicht ist? 

(Berger [CDU/CSU]: Eben!) 

Jedenfalls bedeuten die jetzt vorliegenden Zahlen, 
daß das nukleare sowjetische Bedrohungspotential 
für Europa künftig geringer sein könnte, als es vor 
dem Beginn des dramatischen SS-20-Aufwuchses 
im Jahre 1978 war. Das steht in dem Bericht natür-
lich nicht drin. In dem Bericht stehen die Zahlen 
über die Entwicklung des sowjetischen Mittelstrek-
kenpotentials nur global. Es wäre interessant gewe-
sen, einmal zu sehen, wie es von Jahr zu Jahr in 
und für Europa ausgesehen hat. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Ich glaube, 
der verwechselt „global" und „Globol"!) 

Meine Damen und Herren, die Oberflächlichkeit 
des Umgangs mit Daten wird auch dann deutlich, 
wenn man einen ganz unschuldig klingenden Satz 
liest: „Beginn der Modernisierung erster britischer 

SLBM-Polaris" steht da. Um aber mit dieser Infor-
mation etwas anfangen zu können, muß man wis-
sen, daß diese neuen SLBM mit je sechs Javelin

-

Sprengköpfen ausgerüstet werden, so daß ein Pola-
ris-U-Boot allein 96 Sprengköpfe trägt. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Das sind 
sechzehn einzeln steuerbare Gefechtsköp

-

fe! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sechs mal sechzehn ist 96. 

Diese Zahlen spielen eine Rolle, wenn man den 
Genfer Verhandlungsstand richtig würdigen will; 
denn seit dem Andropow-Vorschlag vom Dezember 
1982 war erkennbar, daß die Berücksichtigung der 
britischen und französischen Systeme die Schlüs-
selfrage werden würde. 

(Werner [CDU/CSU]: Aber erst seit 1982!) 

Gegen die Anrechnung hatte der Bundesaußenmi-
nister, auch schon bei der alten Koalition, immer 
argumentiert, sie seien bei den strategischen Sy-
stemen bereits berücksichtigt. 

(Werner [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die Amerikaner erzählen aber jedem, der es hören 
will, daß das nicht stimme. Wenn die Systeme bei 
SALT nicht angerechnet waren, warum dann nicht 
bei INF? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Mann, war 
das ein Generalsekretär!) 

Und wenn man es bei INF partout nicht wollte, 
warum hat man dann an den getrennten Tischen 
festgehalten? Spätestens ab dann hätte global ver-
handelt werden müssen. 

Wenn man dies alles bedenkt, drängt sich ein 
sehr harter Schluß auf: Ein Genfer Verhandlungser-
gebnis war in Wirklichkeit nicht gewollt, jedenfalls 
keines, das den Verzicht auf die Stationierung der 
Pershing II und der Cruise Missiles ermöglicht 
hätte. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Unglaub

-

lich! — Werner [CDU/CSU]: Das ist aben

-

teuerlich!) 

Mir scheint, diese Waffen werden gewollt, unabhän-
gig davon, ob es eine spezifische SS-20-Bedrohung 
gibt oder nicht. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Viele Jahre 
zu spät! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Deshalb hat das alles mit dem Doppelbeschluß 
nichts mehr zu tun. Und deshalb kann sich diese 
Politik nicht auf die seinerzeitige Initiative der so-
zialliberalen Koalition berufen, ohne die es die Gen-
fer Verhandlungen nicht gegeben hätte. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Sie hätten gleich zu den GRÜ

-

NEN gehen sollen!) 

Meine Damen und Herren, es war bitter zu sehen, 
wie hier eine historische Chance vertan wird. Das 
Scheitern in Genf ist nicht zwangsläufig. Es folgt 
vielmehr einem Muster, das wir schon aus Wien von 
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den MBFR-Verhandlungen her kennen. Ziele wer-
den so definiert, daß sie nicht zu erreichen sind. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Von wem 
wurden die denn definiert?) 

Es sind viele verpaßte Chancen zu beklagen. Genf 
steht nicht allein. 

Warum eigentlich hält die Bundesregierung den 
sowjetischen Vorschlag auf Abschluß eines Gewalt -
verzichtsvertrages zwischen den beiden Blöcken 
nicht einmal für verhandlungswürdig? Immerhin 
ist die Gewaltverzichtspolitik Kernstück des deut-
schen Beitrags zum Abbau möglicher Konfliktursa-
chen in Europa gewesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das steht doch 
in sämtlichen Verträgen drin!) 

Warum hat sie es abgelehnt, über den Vorschlag der 
Palme-Kommission zu reden, eine atomwaffenfreie 
Zone beiderseits der Blockgrenzen zu schaffen? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Hiroshima 
war auch atomwaffenfrei!) 

Wäre das nicht ein Weg, die von der Bundesregie-
rung nicht bestrittene Problematik der atomaren 
Gefechtsfeldwaffen zu verringern, einfach deshalb, 
weil die Use-or-lose-Situation aufgeschoben würde. 
Bei diesen Versäumnissen wundert es nicht mehr, 
wenn die rüstungskontrollpolitischen Auswirkun-
gen geplanter Neueinführungen von Waffensy-
stemen in dem Bericht verschwiegen werden. 

Meine Damen und Herren, das Urteil über den 
vorliegenden Abrüstungsbericht muß deshalb hart 
ausfallen: Flüchtigkeiten und Nachlässigkeiten er-
klären vielleicht doch, warum in Genf nichts her-
auskommen kann. Dieser Bundesregierung fehlt 
nicht nur die Fähigkeit, Rüstungskontrolle und Ab-
rüstung voranzutreiben, ihr fehlt der Wille dazu. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Sie hätte 
den Verheugen schicken sollen!) 

Sie ist auf Nachrüstung fixiert, nicht auf Rüstungs-
verzicht. Die Chance, die in diesen Tagen leichtfer-
tig und unter Mißachtung der elementaren Interes-
sen der Deutschen verspielt wird, wird so schnell 
nicht wiederkommen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD — Werner [CDU/CSU]: 
Jetzt versteht man, warum die SPD Sie so 

schnell aufgenommen hat!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Helmrich. 

Heimrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich habe mich zum 
Volksbefragungsgesetz zu Wort gemeldet, einem 
entlarvenden Gesetz, wie ich meine. Die GRÜNEN 
bringen dieses Gesetz ein, wortwörtlich gleichlau-
tend mit zwei Petitionen von außerparlamentari-
schen Gruppen. Diese Petitionen sind zwischenzeit-
lich als verfassungswidrig abgewiesen worden. 
Jetzt haben wir sie hier wieder auf dem Tisch. 
Nichts anderes haben Sie gemacht mit einem gro-

ßen Teil der Fragen, die in Ihren Großen Anfragen 
enthalten sind und 

(Berger [CDU/CSU]: Die machen das im

-

mer so!) 

die in der Fragestunde bereits gestellt und beant-
wortet waren. Es geht Ihnen in erster Linie gar 
nicht um die Antworten, sondern es geht Ihnen um 
Aktionen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wie auch heute der Auszug wieder zeigt, wie das 
Fernsehteam zeigt, mit dem Sie heute morgen her-
umgelaufen sind. 

(Berger [CDU/CSU]: Die spielen immer 
mit! — Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sie sitzen 

im Herrenruheraum!) 

Ihnen geht es um Blockadekampagnen, Auszug aus 
dem Parlament, Aktionen zivilen Ungehorsams, Un-
terschriftenaktionen, Mitreißen, in Bewegung brin-
ge, eine Volksbewegung sein, nicht eine Partei. 

(Bindig [SPD]: Ihnen kommt das alles doch 
gerade recht!) 

Das Nachdenken, die Debatte, das Argumentieren, 
die Toleranz gegenüber Andersdenkenden, das Zu-
hören können kommen dabei zu kurz. Recht hat 
nur, wer sich mitbewegt. Das emotionale Abge-
schlepptwerden herrscht vor. Das ist der Charakter 
politischer Bewegungen. 

(Berger [CDU/CSU]: Wir haben genug 
Volksbewegung bei uns!) 

In diesem Aktionismus, den die GRÜNEN betrei-
ben, ist das Volksbefragungsgesetz auch nur ein 
Teil einer Kampagne. Am 14. Juli 1983 hat die Ge-
schäftsführung des Koordinierungsausschusses der 
Friedensbewegung in Bonn die „Kampagne Volks-
befragung" gestartet. 

(Berger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Das ist übrigens ein mißliches Datum: nicht nur der 
Sturm auf die Bastille, sondern genau vor 50 Jah-
ren, am 14. Juli 1933 kurz nach der Machtergrei-
fung, haben die Nationalsozialisten ihr Gesetz über 
Volksabstimmung beschlossen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine andere Be

-

wegung!) 

Das ist übrigens kein unbekanntes Datum in der 
Parteien- und Parlamentsgeschichte. Denn am 
gleichen Tage wurde die Monopolstellung der 
NSDAP durch Gesetz festgeschrieben; 

(Bindig [SPD]: Das ist ein Schnickschnack, 
den Sie vortragen!) 

alle anderen Parteien wurden verboten und die da-
malige SPD wurde enteignet. Sie können das nach-
lesen. Ich nenne dieses Datum nur deshalb, weil in 
der ganzen Begründung des Gesetzentwurfs sich 
eine bodenlose geschichtslose Denkweise zeigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD und von der CDU/CSU) 

Zur verfassungsrechtlichen Begründung, weshalb 
wir das ablehnen, hat der Innenminister heute 
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schon Ausführungen gemacht. Lassen Sie mich 
noch einiges zu den verfassungspolitischen Grün-
den sagen. Die Väter des Grundgesetzes vor 35 Jah-
ren und die Mitglieder der Verfassungsreformkom-
mission vor sieben Jahen haben sich gegen Volks-
befragungen entschieden. Nach Abwägung der Vor- 
und Nachteile kamen sie zu dem Ergebnis, daß die 
Nachteile die Vorteile überwiegen. Die Reformkom-
mission meint, daß nach aller Erfahrung den Dema-
gogen ein zu weiter Spielraum eingeräumt würde. 
Theodor Heuss nannte die Volksinitiative in groß-
räumigen Demokratien gar eine Prämie für jeden 
Demagogen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das Hauptproblem liegt in der Schwierigkeit der 
Fragestellung. Die GRÜNEN wollen fragen, ob je-
mand dafür oder dagegen ist, daß auf dem Gebiet 
der Bundesrepublik neue atomare Mittelstrecken-
raketen der Typen Pershing II und Cruise Missiles 
stationiert werden? Stellen Sie die Frage einmal 
anders, etwa so: 

Sind Sie dafür oder dagegen, daß aus der Bun-
desrepublik alte Atomraketen abgezogen und 
als Gegengewicht gegen die modernen SS 20 
der Sowjets neue Pershing II und Cruise Missi-
les stationiert werden? 

Sie werden völlig andere Antworten bekommen. 

Oder machen Sie es noch anders. Lassen Sie Dif-
ferenzierungen bei den Antworten zu. Etwa so: 
schildern Sie den Sachverhalt und geben Sie vier 
verschiedene Antworten vor: 

1. Ich bin auf jeden Fall dafür. 

2. Ich bin nur dafür, wenn die Sowjets immer wei-
ter neue SS 20 stationieren. 

3. Ich bin nur dafür, wenn die Sowjets ihre SS 20 
nicht verschrotten. 

4. Ich bin auf jeden Fall dagegen. 

Hier werden Sie durch die unterschiedliche Mög-
lichkeit, Kreuze zu machen, sehr unterschiedliche 
Antworten erhalten. Hans Schneider hat einmal ge-
schrieben, die Gefahr solcher Volksbefragungen 
liege in der Plumpheit der Fragestellung und der 
Unmöglichkeit, differenziert zu antworten. 

Ich muß Sie noch mit ein paar Fragestellungen 
konfrontieren, über die in Deutschland abgestimmt 
worden ist. Die erste Volksabstimmung unter Hitler 
besiegelte den Austritt aus dem Völkerbund. Die 
zweite Abstimmung erfolgte noch dem Tode des 
Reichspräsidenten Hindenburg über die Vereini-
gung des Amtes des Reichspräsidenten mit dem des 
Reichskanzlers und die Wahrnehmung beider Äm-
ter durch Hitler. Die Frage lautete: 

Stimmst du, deutscher Mann, und du, deutsche 
Frau, der in diesem Gesetz getroffenen Rege-
lung zu? 

Die dritte Abstimmung — 1938 — erfolgte über fol-
gende Frage: 

Bist du mit der am 13. März 1938 vollzogenen 
Wiedervereinigung Österreichs ist dem Deut-
schen Reich einverstanden, und stimmst du für 
die Liste unseres Führers Adolf Hitlers? 

Kurz vor dem Einmarsch in Österreich hatte die 
österreichische Regierung Schuschnigg direkt für 
diesen 13. März 1938 eine Volksabstimmung vorbe-
reitet, wo durch Ja und Nein zu folgender Parole 
Stellung genommen werden sollte — ich zitiere —: 

Für ein freies und deutsches, unabhängiges 
und soziales, für ein christliches und einiges 
Österreich, für Friede und Arbeit und die 
Gleichberechtigung aller, die sich für Volk und 
Vaterland bekennen. 

Die Abstimmung hierüber in Österreich wurde 
dann in letzter Minute abgeblasen. Aber weil es 
noch kein Fernsehen und wenig Radio gab, wurde 
die Volksbefragung am Tage des Einmarsches in 
einigen entlegenen Dörfern doch durchgeführt — 
mit einem positiven Ergebnis für Schuschnigg. In 
den gleichen Dörfern wurde vier Wochen später die 
Abstimmung über die Hitler-Frage betreffend den 
Anschluß Österreichs an Hitler-Deutschland mit 
dem gleich hohen Stimmenergebnis durchgeführt. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Sehr interes

-

sant! — Berger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Ich glaube, das macht sehr nachdenklich. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Aber nur die, die nachdenken wollen!) 

Ich will nicht nur über Volksbefragungen von frü-
her sprechen. Meine Damen und Herren, wie 
schnell können wir auch heute noch Volksbefragun-
gen haben! Wenn wir glauben, plebiszitäre Ele-
mente in unsere Verfassung einführen zu sollen, 
können wir Volksbefragungen über die Todesstrafe, 
ja oder nein, haben. Wir können Volksbefragungen 
über Minderheitenprobleme 

(Zuruf von der CDU/CSU: Über Steuern!) 

— über Steuern —, über Probleme von Homosexu-
ellen haben. 

Aber wir können Volksbefragungen nicht nur 
über Fragen haben, die ich mir jetzt ausgedacht 
habe. Meine Damen und Herren, wir hatten uns mit 
dieser Thematik just in diesem Sommer in Nord-
rhein-Westfalen betreffend das Ausländerproblem 
zu beschäftigen. Mit dem Begehren, eine Volksbe-
fragung durchzuführen, wurden emotionale Ver-
hetzung und Ausländerfeindlichkeit angestrebt. 
Und, meine Damen und Herren: Die Regierung in 
Nordrhein-Westfalen hatte große Mühe, diese 
Volksbefragung abzulehnen; alle gesetzlichen Vor-
aussetzungen waren schon erfüllt. Nur über eine 
Bestimmung in einem Vertrag mit der UNESCO 
war es der Regierung Rau möglich, diese Volksbe-
fragung abzulehnen. 

(Werner [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

In diesem Zusammenhang darf ich aus der „Deut-
schen National-Zeitung" vom 3. Juni 1983 zitieren. 
In ihr wird zur Durchführung eines Volksbegehrens 
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— genauso wie der Wunsch nach Durchführung ei-
ner Volksbefragung von den GRÜNEN — aufgeru-
fen. Ich weiß nicht, ob das den Deutschen Bundes-
tag jemals erreicht hat, aber es wurde vorgeschla-
gen, eine Petition an den Bundestag zu richten, wo-
nach über ein Volksbegehren die Errichtung einer 
zentralen nationalen Ehrenstätte für deutsche Sol-
daten erreicht werden sollte; dieser Vorschlag 
wurde vom Ehrenbund des Nationalhelden Rudel 
eingebracht. Ich kann nur sagen: Mich machen 
diese Dinge sehr nachdenklich. 

Ich wiederhole: Die größte Schwierigkeit liegt in 
der Plumpheit der Frage und in der Unmöglichkeit, 
differenzierende Antworten zuzulassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Fragen, die ich hier genannt habe, sind alles 
Fragen, in denen wir in der Politik immer versu-
chen die Emotionen herunterzuspielen und sie 
nicht aufzuputschen, wie Sie es jetzt mit Ängsten in 
der Bevölkerung wegen der Raketenstationierung 
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hier schließt sich der Kreis zu dem, was ich über 
Bewegungen gesagt habe: Aktionismus statt Politik; 
aufgeputschte Gefühle statt Vernunft; Konfliktstra-
tegie statt Bemühung um Einigkeit; Destabilisie-
rung statt Integration. Nach der Presseerklärung 
der GRÜNEN vom 8. Oktober 1983 sollen diese Ak-
tionen — ich zitiere wörtlich — „den Prozeß einer 
massenhaften Aufkündigung der Staatsloyalität 
einleiten". 

(Berger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Damit gerät die Aktion „Volksbefragung" in den üb-
len Geruch eines nackten Propagandainstruments 
gegen diesen Staat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Manipula

-

tion!) 

Diese Form der Propaganda ist der Demokratie 
abträglich. Die Volksabstimmung, die doch nur im 
Rahmen eines freiheitlichen Staatswesens ein sinn-
volles Mittel zur Entscheidung von Grundfragen 
sein kann, wendet sich gegen ihre eigene Lebensba-
sis. Die Konsequenz bringt ihre Prämisse um. 

Das ist der tiefere Sinn, weshalb Theodor Heuss 
und die Verfassungsreformkommission von dem zu 
großen Spielraum für Demagogen sprachen, wes-
halb wir derartige Volksbefragungen für mehr 
schädlich als nützlich halten und weshalb wir sie 
ablehnen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Fischer (Osthofen). 

Fischer (Osthofen) (SPD): Herr Präsident. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich will zu dem 
Teil der Antwort der Bundesregierung auf die Gro-
ßen Anfragen der GRÜNEN reden, die sich mit dem 
Themenkreis Atomwaffen — Rechtsgrundlage be-

faßt. Hier bestätigt sich das, was schon bei der Ant-
wort der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
zum Thema Kriegsvölkerrecht festzustellen war. 
Die Regierung versucht, die rechtliche Dimension 
der Nachrüstung herunterzuspielen, weil dies die 
politische Durchsetzbarkeit ihrer Ziele erleichtern 
könnte. Deshalb bleiben auch dieses Mal ihre Ant-
worten ungenau und ausweichend oder sie fehlen 
gänzlich. Deshalb haben die Koalitionsfraktionen 
bei den Beratungen im Rechtsausschuß eine Klä-
rung der nicht einfachen Rechtsfragen mit ihrer 
Mehrheit verhindert. 

Natürlich bin auch ich der Meinung, daß politi-
sche Fragen einer politischen Antwort bedürfen; 
denn in der Vergangenheit ist manchmal zu Recht 
der Versuch konservativer Juristen beklagt worden, 
den politischen Entscheidungsspielraum dadurch 
einzuengen, daß sie politische Fragen ausschließ-
lich zu Rechtsfragen erklärt haben, um demokra-
tisch zustande gekommene Entscheidungen zu tor-
pedieren. Auf der anderen Seite muß aber auch klar 
sein, daß Politik nicht im rechtsfreien Raum statt-
findet. Hier werden vom Recht, insbesondere von 
der Verfassung, Grenzen gesetzt, und deshalb ist es 
notwendig, diese Grenzen exakt zu definieren. 

Frau Kollegin Kelly hat heute morgen gemeint, 
die beabsichtigte Stationierung von Raketen sei 
verfassungswidrig. Ich würde mich nicht so erhe-
ben. Nach unserer staatlichen Ordnung hat allein 
das Bundesverfassungsgericht die Kompetenz, fest-
zustellen, ob ein hoheitlicher Akt der Verfassung 
entspricht oder nicht. Aber es ist das Recht eines 
jeden einzelnen Bürgers, und es ist die Pflicht jedes 
einzelnen Abgeordneten, sich nicht nur über die po-
litische, sondern auch über die rechtliche Tragweite 
Klarheit zu verschaffen, deren Entscheidung dem-
nächst bevorsteht. Bundesregierung und Koali-
tionsparteien müssen sich das traurige Verdienst 
auf ihre Fahnen schreiben lassen, daß sie zu dieser 
Klarheit nicht beigetragen haben. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Wir sind 
nicht so fahnenbesessen!) 

Wir Sozialdemokraten halten dies für verhäng-
nisvoll. In der parlamentarischen Demokratie ist 
die Mehrheit legitimiert, ihre Vorstellungen durch-
zusetzen. Diesem Recht der parlamentarischen 
Mehrheit entspricht aber auch die besondere 
Pflicht, bei der Durchsetzung ihrer Vorstellungen 
penibel Recht und Gesetz zu beachten und alles zu 
tun, damit in dieser Hinsicht keine Zweifel aufkom-
men. Nichts von alledem findet sich bei dieser Re-
gierung. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Na, 
na, na!) 

Die Auskünfte, Herr Kollege Erhard, der Bundesre-
gierung auf unsere Fragen im Rechtsausschuß wa-
ren so dürftig, daß sie selbst bei Abgeordneten der 
Koalitionsfraktionen Kopfschütteln hervorgerufen 
haben. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Sie 
brauchen deswegen nicht falsch gewesen 

sein!) 
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— Sie waren aber dürftig. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Na 
j a!) 

Unser Antrag, Sachverständige zu diesen Fragen 
zu hören, wurde ohne Diskussion abgelehnt. Dies 
war vor allem auch deshalb eine kaum zu überbie-
tende Brüskierung der Opposition und ein Indiz, 
wie ich meine, für ein höchst unterentwickeltes De-
mokratieverständnis, weil diese Anhörung zu kei-
nerlei Terminschwierigkeiten geführt hätte. In die-
sem Hearing hätten wichtige verfassungsrechtliche 
Fragen einer Klärung zugeführt oder ihr zumindest 
nähergebracht werden können. 

Ich denke insbesondere an die Frage, ob es zur 
Stationierung eines förmlichen Gesetzes als Grund-
lage bedarf. Hier handelt es sich nicht um eine 
Formfrage. Aus dem Demokratiegebot des Grund-
gesetzes ergibt sich, daß wesentliche Fragen vom 
Parlament und nicht von der Regierung zu ent-
scheiden sind. Das Bundesverfassungsgericht hat 
dies mehrfach erklärt. Ich meine, wenn schon bei 
der Einführung des Sexualkundeunterrichts in 
Schulen der Gesetzgeber tätig werden muß, dann 
wohl erst recht bei Fragen, die von existentieller 
Bedeutung für unser Volk sind! 

(Beifall bei der SPD — Erhard [Bad 
Schwalbach] [CDU/CSU]: Soll das heißen, 
daß nach Ihrer Meinung ein Gesetz nötig 

wäre?) 

Und wie steht es mit der Grundrechtsrelevanz 
der beabsichtigten Stationierung? Es ist doch unbe-
streitbar, daß im Krisenfalle landgestützte Raketen 
den Gegner zu einem Präventivschlag reizen könn-
ten, um sie vorzeitig auszuschalten. Müßte nicht zu-
mindest die Frage ernsthaft diskutiert werden, ob 
dies nicht eine das Grundrecht auf Leben tangie-
rende Gefährdung ist, die allenfalls auf einer ge-
setzlichen Grundlage erfolgen darf? 

(Werner [CDU/CSU]: Dieser Gefährdung 
wollen wir gerade vorbeugen!) 

Ungeklärt ist auch die Frage, ob das Alleinentschei-
dungsrecht des amerikanischen Präsidenten hin-
sichtlich des Einsatzes der im Falle einer Nachrü-
stung zu stationierenden Waffensysteme mit Nu-
klearsprengköpfen die Souveränität der Bundesre-
publik Deutschland berührt. 

Nun sagt die Bundesregierung in ihrer Antwort, 
es gebe eine ausreichende gesetzliche Grundlage, 
denn der Deutsche Bundestag habe durch Gesetz 
dem Generalvertrag und dem Aufenthaltsvertrag 
im Jahre 1954 zugestimmt; der Aufenthaltsvertrag 
sehe aber vor, daß eine Erhöhung der Effektiv-
stärke der ausländischen Truppen mit Zustimmung 
der Bundesregierung erfolgen könne, und damit sei 
die Bundesregierung durch Gesetz legitimiert, der 
Stationierung ohne weitere förmliche Einschaltung 
des Parlaments zuzustimmen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Das war auch die Meinung der Regierung 

Schmidt!) 

Ich frage: Will die Bundesregierung damit etwa 
allen Ernstes behaupten, das Parlament habe mit  

dem Zustimmungsgesetz aus dem Jahre 1954 bis 
zum Sankt-Nimmerleins-Tag eine Blankovollmacht 
für jede Erhöhung der Effektivstärke ohne Rück-
sicht auf die Qualität der Waffen erteilt? 

(Zustimmung bei der SPD — Werner 
[CDU/CSU]: Das ist die Frage der Uni Bre

-

men!) 

Heißt das etwa, daß Neutronenbomben eingeführt 
werden könnten, ohne daß das Parlament vorher 
gefragt werden muß? Soll etwa der Bundestag ge-
hindert sein, festzulegen, nach Maßgabe welcher 
Kriterien die Bundesregierung die Zustimmung 
nach den Bestimmungen des Aufenthaltsvertrages 
erteilen oder nicht erteilen darf? 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Fi-
scher, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Ronneburger? 

Fischer (Osthofen) (SPD): Ich bitte um Entschuldi-
gung, aber aus kollegialen Gründen muß ich sehen, 
daß ich meine Zeit einhalte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr kollegial! — 
Ronneburger [FDP]: Und das selbst bei je- 
mand, der jede Zwischenfrage zuläßt!) 

Welch ein Verfassungsverständnis würde sich bei 
einer Bejahung dieser Fragen offenbaren! 

Die Bundesregierung ist Antworten schuldig ge-
blieben. Die Koalitionsparteien haben durch die 
kaltschnäuzige Ausnutzung ihrer Mehrheit im 
Rechtsausschuß eine umfassende Information und 
Aufklärung des Parlaments verhindert. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Bindig [SPD]: 
Da grinst der Herr Zimmermann noch! — 
Gegenruf von der CDU/CSU: Wer ist das, 

„der Herr Zimmermann"?) 

Meine Damen und Herren, es wird so oft davon 
gesprochen, die NATO sei auch eine Wertegemein-
schaft. Es wäre schlimm, wenn in dieser Gemein-
schaft der Stellenwert des Rechts so gering veran-
schlagt würde, daß man darüber hinwegsehen 
könnte, wie es hier geschehen ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Hören Sie bitte einmal zu! Gerade wer von den 
Gegnern der Nachrüstung zu Recht verlangt, daß 
sie sich bei ihren Aktionen gegen die Nachrüstung 
an das geltende Recht halten, der müßte selbst 
sorgsam darauf achten, daß er rechtliche Zweifel an 
seinem Verhalten so weit wie möglich ausräumt. 

(Werner [CDU/CSU]: Die wollen Sie ja kon

-

struieren!) 

Die Bundesregierung hat fast nichts getan, um 
diese Zweifel zu klären. Im Gegenteil, sie hat nach 
meiner Meinung alle Register gezogen, um dies zu 
verhindern. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Herr Fi

-

scher, blanker Stuß! — Gegenruf von der 
SPD: Was Sie zwischenrufen!) 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wimmer (Neuss). 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt gib ihm 
mal Saures!) 

Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind 
ja inzwischen wirklich so unter uns, daß wir auf die 
Argumente, die hier von den Vorrednern ausge-
tauscht worden sind, von dieser Stelle aus durchaus 
noch eingehen können, und ich darf das in bezug 
auf den von mir sehr geschätzten Kollegen Dr. 
Scheer auch in der Tat tun. 

Herr Dr. Scheer, Sie merken j a nicht nur im Ver-
teidigungsausschuß, daß Sie in Ihrer Argumenta-
tion im Grunde immer von der Wirklichkeit einge-
holt werden. Ich darf das an zwei Beispielen gerade 
in dem von Ihnen angesprochenen Zusammenhang 
sehr deutlich machen. 

(Dr. Scheer [SPD]: Umgekehrt ist es!) 

— Nein, nein. — Sie haben den Eindruck zu erwek-
ken versucht, als würden wir in diesem Lande uns 
an einem Rüstungswettlauf beteiligen. Das ist der 
Eindruck, den Sie zu erwecken versucht haben. Tat-
sache ist aber, daß zumindest seit dem Jahre 1978, 
zu einer Zeit, als Sie noch an der Regierung waren, 
der Anteil des Verteidigungshaushaltes am Ge-
samthaushalt von 22 % auf 17,6 oder 17,7 % gesunken 
ist und daß wir nur einen Anteil von etwa 2,2 % für 
Verteidigungsausgaben am gesamten Bruttosozial-
produkt haben. Das heißt doch, daß die Bundesre-
gierungen — das gilt auch für die von Ihnen gestell-
ten — sich so verhalten haben, daß man in diesem 
Land von einer Beteiligung am Rüstungswettlauf in 
bezug auf uns zumindest nicht reden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD) 

— Für Sie gilt das doch auch; ich klage Sie doch gar 
nicht an. 

Ich muß das vor allen Dingen auch vor einem 
weiteren Hintergrund sagen. Wir sind inzwischen 
in eine solche Situation geraten, daß wir uns fragen 
müssen, ob wir das so weiterbetreiben können. 

(Abg. Dr. Scheer [SPD] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 
— Nein, Herr Kollege Scheer, Sie kennen die Rede-
zeit hier, und ich will sie auch einhalten. Wir reden 
im Verteidigungsausschuß über das, was Sie viel-
leicht noch fragen wollen. 

Ich darf noch einen weiteren Zusammenhang an-
sprechen. Sie haben hier darzustellen versucht, als 
wäre der Westen ganz allgemein und vor allen Din-
gen auch die Bundesregierung nicht daran interes-
siert, in der Frage der chemischen Rüstung zur Ab-
rüstung zu kommen. Das genaue Gegenteil ist doch 
zutreffend. Sie wissen doch, daß die Vereinigten 
Staaten seit rund 14 Jahren, nachdem sie sich ent-
schieden haben, auf diesem Gebiet nicht weiterzu-
machen, auf eine positive Antwort der UdSSR war-
ten und daß sie bis heute nicht eingetroffen ist. Von 
daher, Herr Kollege Dr. Scheer, rennen Sie dem 
Schimmelreiter nach; die Wahrheit ist ganz anders 
als das, was Sie hier darzustellen versuchen. 

Das gilt auch für Ihre Überlegungen, daß die Bun-
desregierung mit diesem Abrüstungsbericht einen 
Bericht vorgelegt habe, der die Wende deutlich ma-
che. Das ist nicht zutreffend. Dieser Abrüstungsbe-
richt ist sehr gut, nicht nur deshalb, weil er von den 
Kollegen Todenhöfer und Würzbach in diesem 
Hause angeregt worden ist und sehr deutlich 
macht, auch in seiner zweiten Auflage, daß es bis-
her das Bemühen einer jeden Bundesregierung ge-
wesen ist, unseren Beitrag dazu zu leisten, daß wir 
in dieser Welt weiterkommen, und zwar in dem Ver-
such, auch der UdSSR gegenüber durch ständiges 
Bohren dicker Bretter in der Tat dazu zu kommen, 
daß wir im Bereich der Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle zu vernünftigen Lösungen kommen. Die-
ser Bericht macht vielleicht eines deutlich, daß die 
Bundesregierung unter Helmut Kohl die internatio-
nale Glaubwürdigkeit wiederhergestellt hat, die 
Ihre Bundesregierung zumindest in weiten Teilen 
hat vermissen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD — Zuruf von der SPD: 

Dünnbrettbohrer!) 

Das wird nicht nur deutlich, wenn die Bundesregie-
rung schildert, wie schwierig sich neben den INF

-

Verhandlungen vor allen Dingen die Verhandlun-
gen über die chemische Abrüstung und die soge-
nannten Teststoppabkommen gestalten. 

Ich meine, daß wir insgesamt feststellen müssen, 
daß der tatsächliche Grund, warum es da nicht zu 
essentiellen Vereinbarungen gekommen ist und 
kommen kann, bisher in der Weigerung der UdSSR 
liegt, Inspektionen vor Ort zuzulassen. Das ist der 
Grund. Jeder, der sich mit diesen beiden Problem-
bereichen auseinandersetzt, weiß doch eines deut-
lich: Ich kann eben nur durch Inaugenscheinnahme 
vor Ort feststellen, ob in einem Unternehmen che-
mische Waffen produziert werden oder nicht. In An-
betracht der tektonischen Gegebenheiten unserer 
Erde kann ich auch bei Teststoppabkommen, die 
hier in Rede stehen, nur vor Ort auf dem Territo-
rium der Nation feststellen, ob etwas passiert oder 
nicht. Deswegen liegt unser ganzes Bestreben dar-
in, auf dem Gebiet der Verifikation weiterzukom-
men. Es hat doch keinen Sinn, weder für Sie noch 
für uns, zu Abkommen mit der UdSSR zu kommen, 
die bereits zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
in Anbetracht ungeklärter Vertragsgegenstände 
den Dissens zum Inhalt haben und damit im 
Grunde die Veranlassung geben, auf Dauer weite-
ren Streit zu kultivieren. Das ist doch das Problem, 
mit dem wir uns auseinandersetzen müssen. 

Weil die UdSSR im Grunde diese Inspektionen 
vor Ort nicht zuläßt, müssen wir uns doch fragen: 
Warum tun die das nicht? Es gibt dafür zwei Grün-
de. Erstens wollen sie uns keinen Aufschluß über 
ihr Potential zubilligen, zum zweiten sind sie mögli-
cherweise an einem Abkommen mit uns nicht inter-
essiert. Aber ein Gesprächspartner, der sich so ver-
hält, legt doch in seinem Verhalten selbst die Ursa-
che, daß die Spannungen nicht abgebaut werden, 
sondern daß die Spannungen im Grunde unkontrol-
liert in Bereichen steigen, wo wir es mit gefährli-
chen Waffen, mit gefährlichen Möglichkeiten zu tun 
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haben. Es kann doch nicht für uns übrigbleiben, daß 
wir uns im Zusammenhang mit diesen Überlegun-
gen nur mit den Bildern konfrontiert sehen müssen, 
die aus den praktischen Manövereinsätzen aller 
Staaten des Warschauer Paktes resultieren. Wir 
wollen aus diesem Teufelskreis raus, und das setzt 
voraus, daß hier mit uns seriös so verhandelt wird, 
wie es das Bemühen einer jeden Bundesregierung 
bisher gewesen ist. Für uns ist es doch auch keine 
Alternative, daß die Diskussion über diese beiden 
Bereiche immer nur damit beantwortet werden 
muß, daß man eben auf das gestiegene sowjetische 
Potential im Bereich der chemischen Waffen und 
die damit insgesamt verbundenen Fähigkeiten ver-
weist oder sich in dem Hinweis des amerikanischen 
Präsidenten erschöpfen muß, daß in der zurücklie-
genden Zeit die vorhandenen Testbeschränkungen 
möglicherweise bis zu 20mal gebrochen worden 
sind. Aus diesem Kreis wollen wir doch raus. Es ist 
doch nicht unser Interesse, ein neues Buch in unse-
rem Zusammenwirken mit der UdSSR zu schrei-
ben, worin man auf Vertragsverletzungen hinweist, 
statt in der Tat zu beständigen Vereinbarungen mit 
der UdSSR zu kommen. 

Nur, dieses ständige Bestreben jeder Bundesre-
gierung, mit der UdSSR zu einem vernünftigen 
Übereinkommen zu gelangen, ist für uns doch nicht 
Selbstzweck. Wir wissen doch für uns eines genau: 
daß das, was wir im Hinblick auf die UdSSR formu-
lieren und gestalten wollen, für uns Ausdruck des 
Bemühens ist, die Friedenszone, die wir in Europa 
haben und die unser Verhältnis zu unseren westeu-
ropäischen Nachbarn charakterisiert, auch denen 
gegenüber auszudehnen, die bisher von diesen 
Prinzipien, die unser Verhältnis zu unseren westli-
chen Nachbarn bestimmen, nichts gehalten haben. 

Ich lebe 20 km von der holländischen Grenze ent-
fernt. Ich weiß doch so sicher wie Sie: Im Verhältnis 
zu unseren holländischen, belgischen, französi-
schen, englischen Nachbarn könnten wir auf all das 
verzichten, was Bundeswehr heißt. Herr Dr. Wör-
ner, wir könnten uns wirklich die 45 Milliarden DM 
in jedem Jahr deshalb sparen, weil wir im Verhält-
nis zu diesen Staaten von zwei tragenden Grundsät-
zen ausgehen können: daß wir erstens die innere 
Ordnung des Nachbarn respektieren und akzeptie-
ren und seine Gestaltungsfreiheit zulassen und 
zweitens im Verhältnis untereinander darauf ver-
zichtet haben, jemals Gewalt anwenden zu wollen. 
Das heißt doch: Diese tragenden Prinzipien müssen 
wir auch dem Machtsystem gegenüber in einem 
Verfahren des kontrollierten Vertrauens durchzu-
setzen versuchen, das bisher, zumindest in der hi-
storischen Erfahrung seit 1945 Anlaß zu begründe-
ten Zweifeln gegeben hat, ob es mit diesen beiden 
für die Völkergemeinschaft so wichtigen Fragen ge-
nauso meint, wie es unserem Selbstverständnis ent-
spricht. Ich glaube, daß wir auf dieser Basis durch-
aus Möglichkeiten genug haben, zu einem Konsens 
dann zu kommen, wenn guter Wille vorhanden ist. 

Ich darf das vor allen Dingen vor dem Hinter-
grund der Probleme ansprechen, die sich für uns in 
Europa seit Ende des Zweiten Weltkriegs ergeben 
haben. Ich glaube, auf dieser Basis kann man doch 

Zustimmung finden: Wir sind in Europa — und das 
haben doch die Millionen Toten des Zweiten Welt-
kriegs gezeigt — zum Frieden verdammt. Wir müs-
sen nur aufpassen, daß nicht das erste Opfer einer 
solchen Situation in Europa die Freiheit für uns 
wird. Ich glaube, es zeigt sich vor allen Dingen vor 
dem Hintergrund der Umstände, daß doch zumin-
dest seit Ende des Zweiten Weltkriegs in Anbe-
tracht der konventionellen Vernichtungsmöglich-
keit und der nuklearen Vernichtungsmöglichkeit, 
die gegeben sind, unter keinen Umständen eine Re-
gierung davon ausgehen kann, daß die Substanz 
des eigenen Volkes dann erhalten werden kann, 
wenn es eben zu diesen Konfliktsituationen 
kommt. 

Uns werden in diesen Wochen und Monaten im-
mer wieder die Bilder von Hiroshima und Nagasaki 
vor Augen gehalten. Ich will das nicht relativieren. 
Jeder hier in diesem Saal ist sich dessen bewußt, 
was die Konsequenz ist. Nur, ich frage mich, warum 
uns in dieser Diskussion nicht die Bilder von Ham-
burg, von Dresden, von Tokio und von Nanking vor 
Augen gehalten werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich weiß nicht, wer von Ihnen in diesem Sommer im 
deutschen Fernsehen den Film über den Untergang 
Hamburgs gesehen hat. Was macht für uns eigent-
lich noch den Unterschied zwischen einer konven-
tionellen Katastrophe und einer nuklearen Kata-
strophe dann aus, wenn uns das in diesem hochin-
dustrialisierten Gebiet treffen würde? Deswegen 
muß unser Interesse doch darin bestehen, es insge-
samt hier in Europa nicht mehr zum Ausbruch ei-
nes Konflikts kommen zu lassen. 

(Berger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

In dieser Situation — das muß man doch wissen — 
unterscheiden wir uns territorial von jedem ande-
ren Gebiet auf dieser Welt. Das ist die Ausnahmesi-
tuation, in die wir uns in Europa auch in Anbetracht 
der Geographie begeben mußten. Dies verlangt für 
jeden von uns entsprechende Konsequenzen. 

Wir wissen doch eines sehr wohl. Bei dieser be-
drohlichen Entwicklung können wir uns im Grunde 
nur dann freiheitlich bewegen, wenn wir uns in An-
betracht des konventionellen Vernichtungspoten-
tials, das die andere Seite — verbunden fast mit 
dem Datum des Harmel-Berichts — uns gegenüber 
aufgebaut hat, nicht nur unter den Atomschirm der 
Amerikaner begeben, sondern auch darunter ver-
harren. Wenn wir nämlich diesen Nuklearschirm 
verlassen — das geschieht dann, wenn wir den Dop-
pelbeschluß nicht tragen —, wird im Grunde nur 
noch das konventionelle Ungleichgewicht zu unse-
ren Lasten übrigbleiben. 

(Berger [CDU/CSU]: Das ist die Gefahr!) 

Damit wird für uns und für jede Regierung, die hier 
in Bonn handelt, die Gefahr der Erpreßbarkeit nicht 
nur latent vorhanden, sondern von einem bestimm-
ten Tag und einer bestimmten Stunde an auch ge-
geben sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Meine Damen und Herren, es ist doch nicht so, 
als müßten wir nur für dieses Volk Entscheidungen 
treffen und uns nur vor diesem Volk verantworten. 
In dem Augenblick, da dieses Land seine Entschei-
dungsfreiheit verliert, verraten wir unsere unmittel-
baren östlichen Nachbarn, die Polen, die Tschechen, 
die Bulgaren und die Ungarn; denn deren Möglich-
keiten, so gering sie auch sind, hängen davon ab, 
daß in Bonn eine Regierung zusammen mit dem 
Bündnis Politik in Europa betreiben kann, die die 
UdSSR veranlaßt, auf das Interesse dieser Völker 
noch etwas Rücksicht zu nehmen. Wenn dieser Mo-
ment vorbei ist, haben wir nach 1938 Europa erneut 
verraten. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Jansen. 

Jansen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Jeder, der vor diesem Hause redet, ist ent-
täuscht darüber, wenn die Beteiligung gering ist. 
Das kennen wir alle. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Wir kennen 
auch die Ursache!) 

Vielleicht führt der Tatbestand, den wir vor uns 
sehen, einmal dazu, daß sich aus solchen Gründen 
die Frage nach einer Volksbefragung oder einem 
Volksentscheid stellt. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Die Kolle-
gen arbeiten doch alle!) 

— Natürlich, das ist der Punkt. Ich bin der Meinung, 
daß wir irgendwann so weit sein werden, darüber 
eine Debatte zu führen, z. B. in der Richtung, ob die 
Entschädigung für uns Abgeordnete damit zusam-
menhängen sollte, ob wir hier im Plenum anwesend 
sind oder nicht. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Politik ist 
noch nie mit dem Hintern gemacht wor

-

den!) 

Ich weiß — wie Sie auch — aus vielen Debatten 
draußen, daß es so wie jetzt jedenfalls nicht geht 
und daß die Bürger das nicht akzeptieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Es paßt sehr gut, dieses im Zusammenhang mit 
dem Thema „Volksbefragung" einmal zu sagen. 

Jetzt zur Sache. Der Antrag der Fraktion der 
GRÜNEN auf Durchführung einer konsultativen 
Volksbefragung gegen die Stationierung neuer 
amerikanischer Mittelstreckenraketen in der Bun-
desrepublik klingt auf den ersten Blick — ich gebe 
das zu, Herr Fischer — auch für Nachrüstungsgeg-
ner in der SPD verlockend. Vielleicht ist der Antrag 
ja auch, außerhalb der politischen Überzeugung der 
GRÜNEN, so gemeint, um als Nebeneffekt einmal 
festzustellen, in welcher der beiden Fraktionen in 
der Minderheit dieses Hauses, die sich gegen die 
Nachrüstung wehren, die besseren Abrüstungsgeg-
ner sind. 

Deshalb will ich drei Feststellungen treffen. Er-
stens. Ziel der sozialdemokratischen Politik war  

und ist es, Aufrüstung jeder Art zu verhindern. Nie-
mand in der Bundestagsfraktion der SPD wünscht 
sich Atomraketen. Alle Sozialdemokraten in diesem 
Hause — ohne Ausnahme — wollen die Aufstellung 
neuer Atomraketen politisch verhindern. 

Zweitens. Über die politischen Handlungsmög-
lichkeiten, um dieses Ziel zu erreichen, gibt es in 
der SPD unterschiedliche Auffassungen. Das ist üb-
rigens eine Tatsache, die weder das Regierungsla-
ger noch die GRÜNEN zum Anlaß nehmen sollten, 
Schadenfreude zu zeigen. Dem demokratischen 
Grundprinzip dient eine Partei, die um inhaltliche 
Positionen ringt, viel mehr als eine Partei, die nach 
dem Motto verfährt: Egal was die Bürger und Bür-
gerinnen denken, tun und fordern — Hauptsache, 
wir ändern unsere Position nicht und überlassen im 
übrigen den Großmächten, was mit uns geschieht. 

(Berger [CDU/CSU]: Das ist aber völlig 
falsch interpretiert!) 

Diese Position der Regierungsparteien nimmt in 
Kauf, daß unser Schicksal weltmachtpolitischen In-
teressen untergeordnet wird. 

(Berger [CDU/CSU]: Das ist doch ein Po

-

panz!) 

Das wollen wir eben nicht. Wir wollen, daß wir un-
sere Interessen vertreten. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Drittens. Viele Sozialdemokraten stehen dem in 
dem Antrag der GRÜNEN zum Ausdruck kommen-
den Willen einer stärkeren Beteiligung des Volkes 
an politischen Grundsatzentscheidungen auch zwi-
schen den Wahlen sehr nahe. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Jan-
sen, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Lammert? 

Jansen (SPD): Natürlich. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Kollege, da Sie so-
eben von der Notwendigkeit des Nachdenkens ge-
rade auch um der demokratischen Glaubwürdigkeit 
willen gesprochen haben: Halten Sie es für denk-
bar, daß ein Ergebnis des Nachdenkens auch sein 
könnte, bei Positionen zu bleiben, die man aus gu-
ten Gründen bezogen hat? 

Jansen (SPD): Wenn man sich mindestens öffnet 
für die Debatte, ist das schon etwas wert. Wenn 
man aus Debatten auch einmal lernt und seine Po-
sition verändert, dann ist das die Qualitätsfrage de-
mokratischer Entscheidungsprozesse. Und ich habe 
bei Ihnen den Eindruck, daß Sie, egal bei welchem 
Sachthema etwas läuft, immer die Luken geschlos-
sen halten und sich nicht von außen beeinflussen 
lassen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Recht zu behalten, ist eine Prinzipfrage, 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Ach du meine 
Güte!) 
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aber das muß nicht immer das Prinzip einer demo-
kratischen Partei sein. 

(Berger [CDU/CSU]: Und an diesem Ein

-

druck haben Sie immer festgehalten, 
nicht? — Zuruf von der CDU/CSU: Wer 
macht denn die 10 000 Friedenstage? — 
Klein  [München] [CDU/CSU]: Prinzipienlo

-

sigkeit als Tugend!) 

Tatsache ist, daß wir eine vielleicht einmalig demo-
kratisch und rechtsstaatlich orientierte Verfassung 
haben, aber nicht danach leben oder nicht danach 
leben lassen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Hören Sie zu: Konservative Mehrheiten 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Sind manchmal besser als andere!) 

— und dazu gehören Sie ja unter der positiven 
Wertschätzung dieses Begriffes  — 

(Klein  [München] [CDU/CSU]: Und dazu 
noch Helmut Schmidt!) 

verhindern überall die tatsächliche demokratische 
Praxis. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Wozu gehört Hel

-

mut Schmidt? — Klein [München] [CDU/ 
CSU]: Wozu gehört Mitterrand?) 

Ich will das beweisen. Schüler- und Universitäts-
gremien werden von der allgemeinen politischen 
Debatte durch Kultuserlasse freigestellt. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Mitterrand als ra

-

dikaler Konservativer! — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Kultusminister als Träger

-

waffe!) 

In Betrieben wird die gesellschaftspolitische Dis-
kussion mit den politischen Vertretern der Parteien 
eingegrenzt, behindert und untersagt. Konservative 
Mehrheiten 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Wer hat Ihnen 
denn das aufgeschrieben?) 

unterbinden überall die kommunale friedenspoliti-
sche Diskussion. 

(Berger [CDU/CSU]: Donnerwetter!) 

Landtage werden formaljuristisch von diesem 
Thema weggehalten. 

(Berger [CDU/CSU]: Donnerwetter!) 

— Es kommt dicker. — Beamte in der Friedensbe-
wegung werden mit Sanktionen bedroht. Journali-
sten in der Friedensbewegung haben das bereits 
erfahren. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das hat Helmut 
Schmidt unterschrieben!) 

Bundeswehrangehörige, die gegen die atomare 
Nachrüstung sind, werden strafversetzt und nicht 
befördert. 

(Berger [CDU/CSU]: Ist alles falsch!) 

Ich verweise auf den Fall Stock im Wahlkreis des 
Staatssekretärs Würzbach. 

(Berger [CDU/CSU]: Wir haben schon ei

-

nen Bastian gehabt! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Und dieses Parlament bekommt von Ihnen gnä-
dig Debattenzeit für den 21. und 22. November ein-
geräumt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dabei bleibt die Frage nach dem Handlungsspiel-
raum dieses Parlaments noch unbenannt, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Reden Sie 
zur Sache, dann haben Sie mehr Debatten

-

zeit!) 

wenn es darum geht, eine falsch verstandene Bünd-
nispolitik mit Waffensystemen auf deutschem Bo-
den zu unterstützen oder zu verhindern. Sie wollen 
im Grunde nicht einmal, daß dieses Parlament dar-
über diskutiert. 

(Zuruf von der FDP: Eine Unverschämt

-

heit! — Zuruf von der CDU/CSU: Was tun 
wir denn hier? — Klein [München] [CDU/ 
CSU]: Ein aufgelegter Quatsch! — Glocke 

des Präsidenten) 

Meine Damen und Herren der Regierungspartei-
en, alles dies, was Sie praktizieren landauf und 
landab, ist aus meiner Sicht nach wie vor ein vorde-
mokratisches Politikverständnis. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Anhaltende Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Sie mißachten immer wieder Eckwerte der Verfas-
sung in Ihrer praktischen Form, Demokratie statt-
finden zu lassen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Melden Sie 
sich halt an bei den GRÜNEN, die nehmen 

Sie j a!) 

— Ich hätte gar nicht gedacht, daß Sie so betroffen 
reagieren; sonst sind Sie bedeutend abgeklärter. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Auf der Grundlage dieser Tatsachenbeschreibung 
wollen die GRÜNEN ein Gesetz durchsetzen, das 
eine das Parlament beratende Volksbefragung vor-
sieht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sind Sie dafür 
oder dagegen?) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, es ist ja interessant, die Zwischenrufe zu hören 
und sie mit zu verdauen. Aber eine Übertreibung 
darf eigentlich nicht eintreten. 

(Berger [CDU/CSU]: Wir sind hier nach sei

-

ner Meinung Vordemokraten!) 

Lassen wir doch den Redner zu Ende kommen! 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU — 
Berger  [CDU/CSU]: Wenn wir Vordemo

-

kraten wären, wären wir viel lauter! — Zu

-

ruf von der SPD: Eine Zwischenfrage, Herr 
Präsident!) 
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Vizepräsident Westphal 
— Vom Abgeordneten Ronneburger wird eine Zwi-
schenfrage erbeten. Lassen Sie sie zu? 

Ronneburger (FDP): Herr Kollege Jansen, wenn 
Sie die Prinzipien so nachdrücklich bekämpfen, 
nach denen die Koalitionsfraktionen Politik ma-
chen, sind Sie sich eigentlich darüber im klaren, 
daß diese beiden Fraktionen in den angesproche-
nen Punkten genau die Politik fortsetzen, die von 
der sozialliberalen Koalition jahrelang betrieben 
worden ist, nicht zuletzt von den Bundeskanzlern 
und Verteidigungsministern, die von Ihrer Partei 
gestellt worden sind? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist kein 
Schmidt-Freund! Mit dem hat er es noch 
nie gehabt! — Klein [München] [CDU/ 
CSU]: Das ist ja gerade sein Problem!) 

Jansen (SPD): Herr Kollege Ronneburger, ich 
weiß, wie man das macht, wenn man etwas falsch 
verstehen will und daraus dann eine Frage formu-
liert. Wenn Sie genau zugehört hätten, hätten Sie 
gemerkt, daß ich deutlich machen will, wie in unse-
rem Staat mit einer hervorragenden Verfassung, 
mit den bestehenden demokratischen Grundrech-
ten in der politischen Praxis draußen Demokratie 
stattfindet, wie Bürger zwischen den Wahlen völlig 
von politischer Beteiligung ferngehalten werden. 
Wenn Sie nicht merken, Herr Ronneburger, daß das 
eine Frage demokratischen Fingerspitzengefühls 
ist, dann allerdings muß ich sagen, ist es richtig, daß 
wir Sozialdemokraten nach der Wende der FDP 
auch in diesem liberaldemokratischen Bereich Er-
hebliches übernehmen müssen, was wir sonst von 
Ihnen erwartet hätten. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Übernehmen Sie sich mal nicht!) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie noch eine 
weitere Zwischenfrage, Herr Abgeordneter Jan-
sen? 

Jansen (SPD): Das ist dann die letzte. 

Ronneburger (FDP): Herr Kollege Jansen, wenn 
Sie mir gegenüber so argumentieren, frage ich al-
lerdings: Haben Sie mir eigentlich zugehört, als ich 
heute morgen zu den von Ihnen angeschnittenen 
Fragen Stellung genommen habe? 

Jansen (SPD): Ich habe im Zusammenhang mit 
dem, was Sie gesagt haben, auch keine Zwischen-
frage mit der Unterstellung verbunden, wie Sie das 
bei meinen Ausführungen getan haben, Herr Ron-
neburger. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich meine, es ist dringend erforderlich, daß wir 
nicht nur wählen lassen und Parlament praktizie-
ren, sondern endlich Wege finden, um Bürger von 
der kommunalen Ebene bis in die Größenordnung 
der Bundespolitik hinein echt zu beteiligen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Volksdemokratie! 
— Klein [München] [CDU/CSU]: System 

verändern!) 

Die Regierungsmehrheit wird im Falle eines 
Volksbefragungsgesetzes die Fragestellung nicht 
nur im Zusammenhang mit der Nachrüstung be-
stimmen, verfälschen und komplizieren, sondern 
sie wird auch bei jeder anderen Frage, die in diese 
Richtung läuft, versuchen, ihre Mehrheit auszuspie-
len, um Volksbefragungen dieser Art dann auch 
noch für ihre Interessen zu nutzen. Das wollen wir 
nicht. Die Möglichkeit einer Volksbefragung darf 
nach unserer Ansicht nicht unter taktischen Ge-
sichtspunkten ins Spiel gebracht werden. Sie hat 
nur dann einen Sinn und ist nur dann demokratisch 
legitimiert, wenn sie als Verfassungsverfahren 
nach einer grundsätzlichen Debatte im Deutschen 
Bundestag konsensfähig ist. Diese Situation haben 
wir nicht. Die Parteien der Regierungskoalition 
sind eingepanzert oder haben sich einpanzern las-
sen in eine rüstungspolitische Position der atoma-
ren Abschreckung und für neue amerikanische Mit-
telstreckenraketen. Sie sind der Meinung, daß sie 
damit die größere Weisheit gepachtet haben. Sie 
treten verschlossen — und ich sage: politisch arro-
gant — der Friedensbewegung und der Mehrheit 
der Bevölkerung in dieser Sache gegenüber. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Die Mehr

-

heit der Bevölkerung hat uns gewählt!) 

Wir Sozialdemokraten erklären unsere Bereit-
schaft zu einer grundsätzlichen Debatte über das 
Thema Volksbefragung und Volksbegehren. Aber 
wir wollen eine fundierte und keine taktisch orien-
tierte Debatte. Wir brauchen eine Debatte, die sich 
grundsätzlich und verfassungsrechtlich an Eckwer-
ten ausrichtet, 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Was sind 
Eckwerte?) 

eine Debatte, die z. B. festschreibt, daß keine 
Grund- und Menschenrechte zur Disposition ste-
hen; daß die Bereiche, die der Befragung unterlie-
gen, feststehen; daß für die Volksbefragung z. B. nur 
die Zustimmung eines Drittels des Bundestages 
und nicht der Mehrheit erforderlich ist; daß Volks-
begehren durch die Unterschriften eines bestimm-
ten Prozentsatzes der Bevölkerung stattfinden kön-
nen; daß z. B. ein unabhängiger Volksbeauftragter 
für dieses Verfahren zuständig ist, damit die Ergeb-
nisse solcher Befragungen im Interesse der Bürger 
auch im Bundestag vertreten werden können. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Arme 
SPD!) 

Wir wären bereit, in eine so geführte Debatte 
offen hineinzugehen. Aber ich habe den Eindruck, 
daß Sie nicht einmal im Ansatz dazu bereit sind. Sie 
wollen nicht einmal auf Grund der Erfahrungen, die 
wir mit der Verfassung gemacht haben, einen be-
stimmten Weg gehen. 

(Zuruf des Abg. Beckmann [FDP]) 

In der Bundestagsdebatte am 21. und 22. Novem-
ber 1983 wird es um mehr gehen als um die Frage 
der Volksbefragung und darum, welches Ergebnis 
sie gehabt haben könnte. In der Zukunft, d. h. in der 
Zeit nach der Nachrüstung — wenn Sie sie denn 
wollen —, müssen wir einen Weg beschreiten — das 
ist im Plenum deutlich geworden —, der klar auf- 
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Jansen 
zeigt, wie die Opposition in diesem Hause ihre alter-
native Politik praktiziert. Dieses wird heißen, daß 
wir im Falle einer Regierungsübernahme das Ab-
ziehen der Mittelstreckenraketen in den Mittel-
punkt der Diskussion zu stellen haben. 

(Zuruf des Abg. Klein [München] [CDU/ 
CSU]) 

Das gilt für die amerikanischen Raketen, wenn sie 
installiert sind, 

(Berger [CDU/CSU]: Machen Sie dann eine 
Koalition mit den GRÜNEN?) 

und das gilt im Endergebnis für das Angebot, das 
die Sowjetunion bereits jetzt gemacht hat, ihre Mit-
telstreckenraketen auf das zu reduzieren, was in 
Genf angeboten wurde. 

Wir wollen, daß KSZE-Abrüstungsverhandlun-
gen stattfinden, um die Zahl der atomaren Waffen 
in Europa insgesamt zu minimieren. Wir wollen die 
Durchsetzung einer alternativen, konsequent defen-
siven Verteidigungspolitik, und wir wollen versu-
chen, daß die NATO und der Warschauer Pakt be-
greifen, daß sie auch auflösbar sind, 

(Berger [CDU/CSU]: Das mußte mal gesagt 
werden! — Zuruf des Abg. Klein [Mün

-

chen] [CDU/CSU]) 

daß die Abrüstungsverhandlungen über alle Waf-
fenpotentiale in Europa erfolgen und wir den Weg 
gehen, daß die Stationierungstruppen der Sowjet-
union in Europa und die Stationierungstruppen der 
westlichen Bündnispartner Schritt für Schritt aus 
Europa herausgezogen werden. 

(Berger [CDU/CSU]: Das ist die zukünftige 
Sicherheitspolitik der SPD! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Atomwaffenfreie Zonen und der Versuch, eine wirk-
liche Friedenspolitik zu machen — das wird unsere 
Zielsetzung sein. 

Dieses ist die politische Perspektive, nicht der 
Streit um eine wirkungslose konsultative Volksbe-
fragung. Ich bitte deshalb um Verständnis, daß wir 
Politik machen wollen, um das, was Sie falsch prak-
tizieren, wieder in Ordnung zu bringen. Deshalb  

stimmen wir einem Ad-hoc-Volksbefragungsgesetz 
nicht zu. Wir werden die Grundsatzdebatte zur 
Volksbefragung führen, aber wir werden für die 
Mehrheit der Bürger dafür eintreten, daß der Feh-
ler, den Sie jetzt machen, hier neue Mittelstrecken-
raketen aufzustellen, beendet wird. Dafür werden 
wir in der Bundesrepublik um Regierungsmehrhei-
ten kämpfen. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Sie sprechen nicht für die 
Mehrheit der Bürger! Sprechen Sie sich 
diese Arroganz ab! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe deshalb die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Bericht der Bun-
desregierung auf Drucksache 10/216 und den Ge-
setzentwurf auf Drucksache 10/519 an die Aus-
schüsse zu überweisen. Die Überweisungsvor-
schläge des Ältestenrats ersehen Sie aus der Tages-
ordnung. Sie sind mit den Überweisungsvorschlä-
gen einverstanden? Kann ich das feststellen? — Es 
erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist so beschlos-
sen. 

Für den Entschließungsantrag der Fraktion der 
GRÜNEN auf Drucksache 10/594 ist Ausschußüber-
weisung beantragt worden, und zwar zur federfüh-
renden Beratung an den Verteidigungsausschuß 
und zur Mitberatung an den Auswärtigen Aus-
schuß, den Innenausschuß und den Rechtsaus-
schuß. Sind Sie mit diesen Überweisungen einver-
standen? — Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist 
ebenfalls so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Schluß unserer Tagesordnung. Ich berufe die näch-
ste Sitzung des Deutschen Bundestags auf Montag, 
den 21. November 1983, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche ein an-
genehmes Wochenende. 

(Schluß der Sitzung: 13.13 Uhr) 

Berichtigung 

33. Sitzung, Seite 2260 D, Zeile 4: Statt 1 600 ist 5 600 
zu lesen. 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Antretter 11. 11. 
Dr. Enders * 11. 11. 
Dr. Faltlhauser 11. 11. 
Gallus 11. 11. 
Gerstein 11. 11. 
Dr. Glotz 11. 11. 
Dr. Götz 11. 11. 
Grünbeck 11. 11. 
Haehser 11. 11. 
Handlos 11. 11. 
Frau Huber 11. 11. 
Ibrügger 11. 11. 
Immer (Altenkirchen) 11. 11. 
Jäger (Wangen) * 11. 11. 
Kastning 11. 11. 
Kiechle 11. 11. 
Dr. Kreile 11. 11. 
Dr. Lenz (Bergstraße) 11. 11. 
Liedtke 11. 11. 
Dr. h. c. Lorenz 11. 11. 
Frau Dr. Martiny-Glotz 11. 11. 
Matthöfer 11. 11. 
Dr. Mertens (Bottrop) 11. 11. 
Dr. Müller * 11. 11. 
Frau Odendahl 11. 11. 
Offergeld 11. 11. 
Petersen 11. 11. 
Regenspurger 11. 11. 
Reuschenbach 11. 11. 
Frau Roitzsch (Quickborn) 11. 11. 
Schmidt (Hamburg) 11. 11. 
Schröder (Hannover) 11. 11. 
Schröer (Mülheim) 11. 11. 
Schulze (Berlin) 11. 11. 
Dr. Solms 11. 11. 
Stockleben 11. 11. 
Dr. Stoltenberg 11. 11. 
Vogt (Düren) 11. 11. 
Frau Dr. Wex 11. 11. 
Wischnewski 11. 11. 
Frau Dr. Wisniewski 11. 11. 
Dr. Wittmann 11. 11. 
Zander 11. 11. 

für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 28. Oktober 1983 be-
schlossen, zum Gesetz zu dem Europäischen Übereinkommen vom 
10. Mai 1979 über den Schutz von Schlachttieren einen Antrag 
gemäß Artikel 77 Abs. 2 GG nicht zu stellen. 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung dem 
Haushaltsausschuß die nachstehende Vorlage überwiesen. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Überplanmäßige Ausgabe; 
hier: Kap. 23 02 Tit. 836 02 - Beteiligung der Bundesrepu-

blik Deutschland am Kapital der Internationalen Ent-
wicklungsorganisation (IDA) (Drucksache 10/565) 

Die in Drucksache 10/546 unter Nummer 16 aufgeführte EG-Vor-
lage 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über eine Ab-
gabe auf bestimmte Fette 

ist als Drucksache 10/550 verteilt. 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit Schreiben vom 
27. Oktober 1983 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden 
EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EGKS, EWG, EURATOM) des 
Rates zur Änderung der durch die Verordnung (EGKS, EWG, 
EURATOM) Nr. 371/82 und Nr. 372/82 vom 15. Februar 1982 
festgelegten Grundgehälter und zur Angleichung der in ver-
schiedenen Ländern der dienstlichen Verwendung geltenden 
Berichtigungskoeffizienten für die Dienst- und Versorgungs-
bezüge ab 1. 4. 1980 (Drucksache 10/358 Nr. 23) 

Vorlage der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
- Bericht 1982 der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften zur jährlichen Überprüfung des Besoldungsniveaus 
der Beamten und sonstigen Bediensteten 

Vorschlag für eine Verordnung (EURATOM, EGKS, EWG) 
des Rates zur Angleichung der Dienst- und Versorgungsbe-
züge der Beamten und sonstigen Bediensteten der Europäi-
schen Gemeinschaften sowie der Berichtigungskoeffizienten, 
die auf diese Dienst- und Versorgungsbezüge anwendbar 
sind (Drucksache 10/358 Nr. 27) 

Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) des Rates zur Ände-
rung der Berichtigungskoeffizienten, die in Italien auf die 
Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten und sonstigen 
Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften anwendbar 
sind (Drucksache 10/376 Nr. 85) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit Schrei-
ben vom 9. November 1983 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nach-
stehende EG-Vorlage zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag der Kommission an den Rat zur Festlegung des 
Schemas der allgemeinen Zollpräferenzen der Gemeinschaft 
für 1984 (Drucksache 10/376 Nr. 33) 

Die Vorsitzende des Ausschusses für Forschung und Technolo-
gie hat mit Schreiben vom 27. Oktober 1983 mitgeteilt, daß der Aus-
schuß die nachstehende EG-Vorlage zur Kenntnis genommen 
hat: 

Entwurf eines Beschlusses des Rates über den Abschluß des 
Kooperationsabkommens zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und dem Königreich Schweden betref-
fend ein europäisches Forschungs- und Entwicklungspro-
gramm auf dem Gebiet des Holzes als erneuerbarer Rohstoff 
(Drucksache 10/358 Nr. 103) 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Feldmann (FDP) (Druck-
sache 10/568 Fragen 5 und 6): 

Hält die Bundesregierung nach wie vor - entsprechend 
dem Beschluß des Gemeinsamen Ausschusses Bundeshaupt-
stadt Bonn - die im Parlaments- und Regierungsviertel (Ge-
lände an der Walter-Flex-Straße) als geistig-kulturelles Zen-
trum zu errichtende Kunsthalle für einen wichtigen Beitrag 
zu einem überzeugenden Hauptstadt-Konzept? 

Ist diese Planung nach Auffassung der Bundesregierung 
auf Grund weiterer Bauvorhaben (Haus der Deutschen Ge-
schichte, Mahnmal mit Aufmarschzone u. a.) gefährdet? 
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Zu Frage 5: 

Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auffas-
sung, daß auch in der Hauptstadt eines föderativ 
organisierten Staates etwas von dem zu sehen und 
zu spüren sein muß, was das Land geistig bewegt 
und hervorbringt. Nach der Überzeugung der Bun-
desregierung sollte daher der weitere Ausbau der 
Bundeshauptstadt Bonn auch Institutionen umf a-
sen, die das geistig-kulturelle Gesicht der Bundesre-
publik Deutschland verdeutlichen. Die Errichtung 
von Räumlichkeiten, die es ermöglichen, national 
wie international bedeutsame Ausstellungen aus 
dem Bereich von Kunst und Kultur, aber auch aus 
dem Bereich von Geschichte, Wissenschaft und 
Technik in der Bundeshauptstadt zu zeigen, ist un-
verändertes Ziel der Bundesregierung. 

Zu Frage 6: 

Die Antwort lautet nein. 

Endgültige Standortentscheidungen für das in 
der Regierungserklärung des Bundeskanzlers ange-
kündigte Vorhaben einer Sammlung zur Deutschen 
Geschichte seit 1945 in Bonn sowie für das seit lan-
gem geplante Ehrenmal liegen bisher nicht vor. Für 
diese Vorhaben wie für die Kunsthalle stehen ge-
eignete Grundstücke zur Verfügung. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hennig auf die Fragen 
des Abgeordneten Löffler (SPD) (Drucksache 
10/568 Fragen 29 und 30): 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu den Forde-
rungen verschiedener Verbände ein, mit dem Fahrrad in die 
DDR fahren zu dürfen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, diese Frage in Verhand-
lungen mit der Regierung der DDR zur Sprache zu brin-
gen? 

Zu Frage 29: 

Anfang der 70er Jahre, als die Regelungen des 
Berliner Reise- und Besucherverkehrs und des Ver-
kehrsvertrages getroffen wurden, kam dem Fahr-
rad als Verkehrsmittel noch keine so große Bedeu-
tung zu. Trotzdem ist, wenn auch leider erfolglos, 
versucht worden, den Fahrradverkehr in die Ver-
einbarungen einzubeziehen. Inzwischen ist das 
Fahrrad wieder zu einem modernen Verkehrsmittel 
geworden. Die Bundesregierung steht deshalb 
ebenso wie der Senat von Berlin allen Bemühungen 
positiv gegenüber, die bestehenden Regelungen mit 
der DDR weiterzuentwickeln und zu modernisie-
ren. 

Zu Frage 30: 

Die Bundesregierung wie der Senat von Berlin 
haben das Thema Fahrradverkehr wiederholt der 
DDR gegenüber zur Sprache gebracht, ohne auf po-
sitive Reaktionen zu treffen. Sie werden ihre Bemü-
hungen fortsetzen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Drucksache 
10/568 Frage 37): 

Welche Ergebnisse hat die Durchführbarkeitsstudie zur 
nachträglichen Schalldämpfung bei Kampfflugzeugen für 
den Übungseinsatz des Bundesministeriums der Verteidi-
gung erbracht, und welche Konsequenzen will die Bundesre-
gierung daraus ziehen? 

Die Studie wurde am Flugzeug Alpha Jet durch-
geführt. Sie bezog sich auf die Auskleidung des 
Lufteinlaufkanals mit schallabsorbierendem Mate-
rial. Das Ergebnis war eine Dämpfung des 
FAN-Lärms (Niederdruckverdichterlärms) von 
18-20 dB. 

Infolge des hohen Anteils von Strahl- und Turbi-
nenlärm, der von den Absorbersystemen nicht er-
faßt wird, wirkt sich die Minderung des FAN-Lärms 
auf den Gesamtlärm des Tiebwerks nur mit ca. 
2,5-3,5 dB aus. Diese Reduktion ist so gering, daß 
sie hörmäßig kaum wahrgenommen wird. 

Aus diesem Grunde und in Anbetracht einer Min-
derung der Triebwerksleistung um bis zu 1 % sowie 
der für diese Maßnahme aufzuwendenden Kosten 
in Höhe von ca. 40 000 DM pro Flugzeug (Alpha Jet-
Flotte 7 Millionen DM) ist eine Auskleidung der 
Lufteinläufe mit schallabsorbierendem Material 
nicht vertretbar. 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß im Ge-
gensatz zu Zivilflugzeugen bei Kampfflugzeugen 
Triebwerke mit hoher Leistungsdichte, d. h. sehr 
hoher Strahlaustrittsgeschwindigkeit erforderlich 
sind. Der Strahllärm wächst mit der 5. Potenz der 
Strahlgeschwindigkeit. Eine Reduzierung des 
Strahllärms ist daher physikalisch nicht möglich, 
da sie der Forderung nach hoher Leistungsdichte 
zuwiderläuft. 

Damit liegen die Möglichkeiten des Lärm-
schutzes ausschließlich auf der operationellen Sei-
te. Hier ist die Bundeswehr durch entsprechende 
Verfahren, die wiederholt aufgezeigt wurden, be-
müht, die Lärmbelästigung soweit wie möglich zu 
reduzieren. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Druck-
sache 10/568 Fragen 38 und 39): 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch die Anzahl der 
Versuchstiere bei Tierversuchen der Bundeswehr im Flug-
medizinischen Institut der Luftwaffe in Fürstenfeldbruck 
und im Schiffahrtmedizinischen Institut der Marine in Kiel-
Kronshagen ist, und wenn ja, welchen prozentualen Anteil 
stellen die Versuchstiere aus diesen Instituten bezogen auf 
die Gesamtzahl der Versuchstiere in der Bundesrepublik 
Deutschland von 1980 bis 1982? 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche Forschungser-
gebnisse die Tierversuche aus den o. a. Instituten ergeben 
haben, und wenn ja, auf welche Weise sind diese Ergebnisse 
in Lehre, Erlasse und Dienstvorschriften eingegangen? 
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1. Die Anzahl der im Flugmedizinischen Institut 
der Luftwaffe und im Schiffahrtsmedizinischen In-
stitut der Marine zu Tierversuchen herangezogenen 
Versuchstiere beträgt insgesamt 831 Tiere, davon 
282 Schnecken. 

Der prozentuale Anteil an den in der Bundesre-
publik Deutschland insgesamt verwendeten Ver-
suchstieren kann nicht ermittelt werden, da eine 
Gesamtzahl für alle Forschungseinrichtungen der 
Bundesrepublik Deutschland dem zuständigen 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten nicht vorliegt. 

2. Die Ergebnisse der Forschung in den genann-
ten Instituten tragen zur Verbesserung der Thera-
pie insbesondere bei Taucherunfällen und im Zu-
sammenhang mit Infektionen durch Gasbranderre-
ger bei. Sie haben bereits jetzt Niederschlag in Be-
handlungsrichtlinien bei Taucherunfällen in der 
Bundeswehr gefunden. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/568 Frage 43): 

Ist beabsichtigt, aus Gründen der Verkehrssicherheit im 
Winter Spikes-Reifen wieder zuzulassen, und wie begründet 
die Bundesregierung ihre Entscheidung? 

Es ist nicht beabsichtigt, Spikes-Reifen wieder 
zuzulassen. 

Alle bisher bekannten Spikes-Reifen wirken im-
mer noch so aggressiv, daß sie die Fahrbahndecken 
erheblich beschädigten. Die durch sie verursachten 
Reparaturkosten würden jährlich Hunderte von 
Millionen Deutsche Mark betragen, da die nach 
dem Auslaufen der Spikes-Zulassung im Interesse 
der Verkehrssicherheit geänderten Bauvorschriften 
zu Straßenbelägen geführt haben, die einer Bean-
spruchung durch Spikes geringeren Widerstand 
entgegensetzen als frühere Beläge. 

Diese Kosten wären nicht zu verantworten, zu-
mal Spikes das Unfallgeschehen in seiner Gesamt-
heit keineswegs positiv beeinflussen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 
10/568 Fragen 46 und 47): 

Ist die Deutsche Bundesbahn bereit, im Bahnbusverkehr 
in Einzelfällen Linienkonzessionen an das private Omnibus-
gewerbe zurückzugeben, wenn ja, aus welchen Gründen? 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn ihren Verkehrs-
besitz im Bahnbusverkehr ausbauen und verbessern will, 
wenn ja, ist damit eine weitere Reduzierung von Linienkon-
zessionen für das private Omnibusgewerbe vorgesehen? 

Zu Frage 46: 

Der Postreisedienst wird zur Zeit auf die Deut-
sche Bundesbahn übergeleitet. Ob und inwieweit es 
nach vollzogenem Aufbau aus verkehrlichen oder 
betriebswirtschaftlichen Gründen zweckmäßig ist, 
mit anderen Verkehrsträgern zu kooperieren  und 
in diesem Zusammenhang ggf. Linienkonzession 
abzugeben bedarf in jedem Fall einer Einzelprü-
fung der zuständigen Stellen (Deutsche Bundes-
bahn, Genehmigungsbehörden). 

Zu Frage 47: 

Die Deutsche Bundesbahn ist stets bemüht, ihr 
Leistungsangebot im Bahnbusverkehr zu verbes-
sern. Dies gilt insbesondere im Zuge der gegenwär-
tigen Überleitung des Postreisedienstes auf die 
Deutsche Bundesbahn. Dabei ist keine Reduzierung 
von Linienkonzessionen für das private Omnibus-
gewerbe vorgesehen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Fischer (Osthofen) (SPD) (Druck-
sache 10/568 Fragen 50 und 51): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach wie vor aus-
wanderungswillige Rumäniendeutsche über dubiose „Ver-
mittler" zur Zahlung erheblicher Geldbeträge angehalten 
werden, die in ihrer Höhe in etwa den seinerzeit erhobenen 
Rückerstattungssummen für Ausbildungskosten entspre-
chen, und was gedenkt die Bundesregierung im Zusammen-
hang mit den von Bundesaußenminister Genscher gegebe-
nen Zusagen gegen Mißbräuche in diesem Bereich zu tun? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß mittelständische 
Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland, die unbe-
glichene Forderungen an Rumänien haben, von „Vermitt-
lern" berichten, die erklären, für zehn oder auch mehr Pro-
zent der Forderungen in Devisen in der Lage zu sein, die 
rasche Überweisung der Schuld zu veranlassen, und was 
gedenkt die Bundesregierung gegen derartige Methoden zu 
unternehmen? 

Zu Frage 50: 

Das im Juli 1983 durch Medienberichte bekannt-
gewordene Schmiergeldunwesen wurde im August 
von Bundesminister Genscher bei seinem Besuch 
in Rumänien nachdrücklich angesprochen. Er er-
suchte die rumänische Regierung, die entsprechen-
den Praktiken im Interesse guter bilateraler Bezie-
hungen zu unterbinden. Gleichzeitig und später 
wurden „Geldkassierer" benannt. Die rumänische 
Seite teilte inzwischen mit, daß man den Hinweisen 
nachgegangen sei; es habe Verhaftungen und Ver-
urteilungen gegeben. 

Schmiergelder in Höhe von DM 5 000,— bis 
10 000,— pro Person wurden und werden in der Re-
gel von Verwandten im Bundesgebiet an „Vermitt-
ler" in Rumänien oder im Bundesgebiet in der An-
nahme gezahlt, hierdurch Ausreisegenehmigungen 
früher zu erhalten. Die Bundesregierung meint, daß 
es — schon aus Gründen der Solidarität — Aufgabe 
jedes einzelnen sein sollte, derartige Machenschaf-
ten zu unterbinden, indem man nicht zahlt. 
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Die Landsmannschaften der Banater Schwaben 
aus Rumänien und der Siebenbürger Sachsen tei-
len diese Meinung und veröffentlichen seit Juli ent-
sprechende Aufrufe in ihren Zeitungen. 

Ausreisewilligen wird empfohlen, sich bei der Ab-
lehnung von Zahlungen auf die „getroffene Verein-
barung" zu berufen, auf die in dem „Gemeinsamen 
Kommuniqué" beider Außenminister hingewiesen 
wird, das am 3. Juni 1983 in der deutschsprachigen 
rumänischen Zeitung „Neuer Weg" veröffentlicht 
wurde. Diese Vereinbarung beinhaltet u. a. die Zusi-
cherung, daß die rumänische Seite von Auswande-
rern deutscher Volkszugehörigkeit weitere Zahlun-
gen nicht fordern wird. Bekanntwerdende „Geld-
kassierer" wird das Auswärtige Amt weiterhin dem 
rumänischen Außenministerium benennen, „Ver-
mittler" im Bundesgebiet den inneren Behörden, 
damit in jedem Einzelfall geprüft werden kann, ob 
ein strafbarer Tatbestand erfüllt wurde. 

Zu Frage 51: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß mittelstän-
dische deutsche Exportfirmen zur Eintreibung fälli-
ger Außenstände in Rumänien in Einzelfällen die 
Dienste von Inkassovermittlern in Anspruch neh-
men, die ihnen gegen Zahlung einer Provision (10 % 
oder mehr der Forderung) die rasche Begleichung 
ihrer Forderung in Aussicht stellen. Der Grund für 
dieses Vorgehen liegt in der noch immer schleppen-
den Bezahlung unverbürgter Forderungen in Ru-
mänien, deren Regelung nicht Gegenstand der in-
zwischen erfolgten Umschuldungsvereinbarungen 
der beiden Regierungen über staatlich verbürgte 
Forderungen sein konnte. Die Gesamtsumme die-
ser Zahlungsrückstände betrug Anfang September 
1983 rd. 21 Millionen DM. Die rumänische Seite 
bemüht sich seither, diesen Rückstand insbeson-
dere bei Forderungen im Werte von unter 50 000 
Dollar abzubauen, bei darüber hinausgehenden Be-
trägen aber ist der Eingang nach wie vor unbefrie-
digend. In derartigen Fällen versuchen die rumäni-
schen Schuldner häufig, individuelle Umschul-
dungsvereinbarungen analog den Regierungsab-
kommen zu erreichen. Angesichts dieser Lage su-
chen einige deutsche Gläubigerfirmen in der Ein-
schaltung von Inkassovermittlern einen letzten 
Ausweg, um kurzfristig zu ihrem Geld zu kommen. 

Als Vermittler dieser Art ist insbesondere eine 
Firma mit Sitz in Panama hervorgetreten, die ein 
Büro in Bukarest unterhält. Sie läßt sich in der 
Regel die Forderung gegen 6-Monats-Wechsel ab-
treten. Die Abwicklung ist, da die Wechsel von west-
lichen Banken nicht bestätigt werden, nicht ohne 
finanzielle Risiken. Andererseits wird von einer 
Reihe erfolgreicher Transaktionen dieser Art be-
richtet. Im übrigen kaufen auch deutsche Handels-
häuser im Wege üblicher Factoring-Geschäfte For-
derungen dieser Art auf bzw. gleichen sie durch 
Dreiecksgeschäfte aus. 

Die Bundesregierung verfolgt die geschilderte 
Entwicklung aufmerksam. Sie ist fortlaufend be-
müht, die rumänische Seite zur beschleunigten Be-
gleichung auch der unverbürgten Schulden zu be-
wegen. Sie wird dieses Thema bei der Anfang De-

zember d. J. anstehenden Sitzung der Gemischten 
Wirtschaftskommission in Bukarest erneut an-
schneiden und dabei auch die Praxis der Inkasso

-

Vermittler ansprechen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/568 Frage 52): 

Wird die Bundesregierung die bevorstehende europaweite 
Kampagne „Rettet Sacharow" unterstützen, und wenn ja, an 
welche konkreten Maßnahmen denkt die Bundesregierung 
dabei? 

Die Bundesregierung setzt sich bei sämtlichen 
Treffen mit der sowjetischen Führung, aber auch 
im Rahmen schriftlicher Kontakte, für das Akade-
miemitglied Sacharow ein. Während des Besuches 
im Juli 1983 in Moskau hat Bundeskanzler Kohl 
den Fall Sacharow gegenüber Generalsekretär An-
dropow angesprochen. Zuletzt ist Bundesminister 
Genscher bei den Gesprächen in Wien gegenüber 
Außenminister Gromyko für Sacharow eingetreten. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß dies 
für sie der zweckmäßige Einsatz für die berechtig-
ten Anliegen Sacharows ist. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Schreiner (SPD) (Drucksache 10/568 
Frage 53): 

Inwieweit sieht die Bundesregierung Parallelen der Inva-
sion Grenadas durch die USA und die Afghanistans durch 
die UdSSR hinsichtlich der Vorgehensweise und der Recht-
fertigung für die Verletzung des Völkerrechts, und steht zu 
befürchten, daß sich die Bundesregierung für einen Boykott 
der Olympischen Spiele 1984 in Los Angeles einsetzt? 

Der Unterschied zwischen Afghanistan und Gre-
nada ist offensichtlich. In Afghanistan ist die So-
wjetunion vier Jahre nach ihrem Einmarsch nicht 
bereit, ihre Truppen zurückzuziehen und das 
Selbstbestimmungsrecht des afghanischen Volkes 
wiederherzustellen. Der Widerstand des Volkes ge-
gen die sowjetischen Truppen und das von Moskau 
eingesetzte Regime dauert bis heute unvermindert 
an, Vier Millionen Flüchtlinge sind ein Beweis für 
die Ablehnung der sowjetischen Herrschaft durch 
das afghanische Volk. 

Zu Grenada haben die USA verbindlich erklärt, 
daß das Volk der Insel in Kürze Gelegenheit erhal-
ten wird, in freier Selbstbestimmung über seine Zu-
kunft zu entscheiden, und daß die amerikanischen 
Truppen so bald wie möglich abgezogen werden. 

Ihre Befürchtungen über einen Boykott der 
Olympischen Spiele 1984 in Los Angeles durch uns 
sind unbegründet. 
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Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
10/568 Fragen 67 und 68): 

Ist der Begriff „Verkleinerung Deutschlands", wie er in den 
deutsch-amerikanischen Schulbuchempfehlungen gebraucht 
wird, und der mit „territorial losses" übersetzt worden ist, 
eine zutreffende Wiedergabe des Rechtsstandpunktes der 
Bundesrepublik Deutschland, und wie erklärt sich der Wider-
spruch zu den Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richtes? 

Wird die Bundesregierung als Mitglied des Kuratoriums 
des Georg-Eckert-Institutes für internationale Schulbuchfor-
schung dafür Sorge tragen können, daß nicht nur durch 
einen deutsch-sprachigen Hinweis auf den Deutschlandver-
trag und das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 
31. Juli 1973 die zweisprachig veröffentlichten deutschameri-
kanischen Schulbuchempfehlungen erläutert werden, son-
dern daß die falsche Darstellung „Anerkennung der West-
grenze Polens durch die Bundesrepublik Deutschland" so-
wohl im deutschen Text als auch in der englischen Überset-
zung zurückgenommen und die eindeutige Rechtsposition in 
den Text eingearbeitet wird? 

Zu Frage 67: 

Die Haltung der Bundesregierung ergibt sich aus 
Artikel 7 des Deutschlandvertrages, wonach die 
endgültige Festlegung der Grenzen Deutschlands 
bis zu einer frei vereinbarten friedensvertraglichen 
Regelung für ganz Deutschland aufgeschoben wer-
den muß. 

Im Zusammenhang mit Ihrer Frage darf ich dar-
auf hinweisen, daß der deutsche Herausgeber der 
gemeinsamen deutsch-amerikanischen Schulbuch

-

empfehlungen, der Direktor des Georg-Eckert-Insti-
tuts, in seinem Nachwort zur 3. Auflage der Emp-
fehlungen zur Verdeutlichung der rechtspolitischen 
Situation genau auf diesen Wortlaut des Deutsch-
landvertrages hingewiesen hat. 

Zu Frage 68: 

Wie die Bundesregierung zu Ihrer Frage Nr. 79 
zur Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
26./27. Oktober 1983 schon festgestellt hat, ist nach 
Mitteilung des Georg-Eckert-Instituts die amerika-
nische Seite gebeten worden, bei der von ihr vorge-
nommenen Veröffentlichung des Empfehlungstex-
tes in den USA ein gleichartiges Nachwort aufzu-
nehmen. Das Ergebnis dieser Bemühungen bleibt 
abzuwarten. 

Die Bundesregierung geht im übrigen davon aus, 
daß der von Ihnen genannte Wortlaut „Anerken-
nung der Westgrenze Polens durch die Bundesrepu-
blik Deutschland" nicht als Empfehlungstext von 
den deutschen und amerikanischen Wissenschaft-
lern zu verstehen ist, sondern daß es sich dabei um 
eine Problemstellung handelt, die mit den Schülern 
im Unterricht erörtert werden soll. 

Die Bundesregierung möchte in diesem Zusam-
memhang nochmals darauf hinweisen, daß die von 
amerikanischen und deutschen Wissenschaftlern 
gemeinsam erarbeiteten Texte für den Schulge-
brauch selbstverständlich in der ausschließlichen 
Verantwortung der Wissenschaftler stehen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Pfuhl (SPD) (Drucksache 10/568 
Fragen 69 und 70): 

Ist dem Bundesinnenministerium bekannt, daß Bundesbe-
amten, die als Schiedsmänner, Schöffen und Geschworene 
ehrenamtlich tätig sind, Sonderurlaub für Einführungs- und 
Fortbildungslehrgänge nicht als förderungswürdig aner-
kannt und deshalb nicht genehmigt wird? 

Ist die Bundesregierung deshalb bereit, diese ungleiche 
Behandlung gegenüber anderen Beamten abzuschaffen? 

Zu Frage 69: 

Nach der seit 1965 geltenden Verordnung über 
Sonderurlaub für Bundesbeamte und Richter im 
Bundesdienst wird Sonderurlaub unter Fortzahlung 
der Besoldung für die Ausübung einer ehrenamtli-
chen Tätigkeit oder eines öffentlichen Ehrenamtes 
gewährt. Öffentliche Ehrenämter in diesem Sinne 
üben unter anderem Schiedsmänner und ehrenamt-
liche Richter aus. Für die Teilnahme dieser Amtsin-
haber an Einführungs- und Fortbildungslehrgängen 
sieht die Sonderurlaubsverordnung jedoch keinen 
bezahlten Urlaub vor, ihnen kann daher nur unbe-
zahlter Urlaub gewährt werden. Die Praxis in den 
Ländern ist, soweit sich dies in der kurzen Zeit fest-
stellen ließ, uneinheitlich. 

Zu Frage 70: 
Wenn auch die Teilnahme an Einführungs- und 

Fortbildungslehrgängen für Schiedsmänner und 
ehrenamtliche Richter nützlich ist, besteht doch 
keine Notwendigkeit, ihnen dafür bezahlten Urlaub 
zu gewähren, unbezahlter Urlaub genügt für diesen 
Zweck. Wie alle Bürger erhalten auch Beamte, 
wenn sie an Einführungs- und Fortbildungslehrgän-
gen für ehrenamtliche Richter teilnehmen, nach § 8 
Buchst. a des Gesetzes über die Entschädigung der 
ehrenamtlichen Richter eine Verdienstausfallent-
schädigung. Nach den Schiedsmannsordnungen 
und Schiedsmannsgesetzen der Länder sollen die 
Gemeinden Schiedsmännern während der Teil-
nahme an Schiedsmannsseminaren den Verdienst-
ausfall erstatten. Ich halte ein solches Ergebnis, das 
die Beamten so stellt wie alle anderen Bürger, für 
sachgerecht. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) (Drucksache 
10/568 Frage 71): 

Wird die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Be-
grenzung der Nebentätigkeiten von Beamten vorlegen, und 
wann ist gegebenenfalls damit zu rechnen? 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollten die 
Genehmigungstatbestände bei Nebentätigkeiten 
der Angehörigen des öffentlichen Dienstes sachbe-
zogen eingeengt werden. Die Überlegungen zur 
Neueinbringung einer entsprechenden gesetzlichen 
Regelung durch eine Parlamentsinitiative sind 
noch nicht abgeschlossen. Sollten diese Bemühun- 
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gen ohne Erfolg bleiben, wird die Bundesregierung 
selbst einen Gesetzentwurf vorlegen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Gilges (SPD) (Drucksache 10/568 
Fragen 72 und 73): 

In welchen Städten sind dem Verfassungsschutz neonazi-
stische Gruppierungen bekannt, die in der Öffentlichkeit als 
Fan-Clubs von Fußballvereinen der Bundesliga auftreten? 

In wie vielen Fällen ermitteln Staatsanwaltschaften gegen 
Mitglieder rechtsradikaler Fußball-Fan-Clubs? 

Neonazistische Gruppierungen, die in der Öffent-
lichkeit als Fanclubs von Fußballvereinen auftre-
ten, sind den Sicherheitsbehörden nicht bekannt. 

Nach den vorliegenden Erkenntnissen sind aller-
dings seit etwa Herbst 1982 zunehmend Kontakte 
zwischen rechtsextremistischen, insbesondere neo-
nazistischen Organisationen und verschiedenen 
Fußballfanclubs sowie namentlich nicht erfaßbaren 
Fangruppen festzustellen, die durch teilweise la-
tente Gewaltbereitschaft, eine aggressive Haltung 
gegenüber Ausländern sowie ein provokantes, wenn 
auch überwiegend nicht politisch motiviertes Ver-
wenden von NS-Kennzeichen und -parolen auffal-
len. Diese rechtsextremistischen Gruppen versu-
chen über Verbindungsleute Fanclubs und -grup-
pen, die an sich nicht als rechtsextremistisch einzu-
stufen sind, für spektakuläre Aktionen, insbeson-
dere für die Auseinandersetzung mit politischen 
Gegnern zu gewinnen. Bei ihren Einflußnahmever-
suchen hatten diese Rechtsextremisten wiederholt 
Erfolg. 

Nach den Erkenntnissen der Sicherheitsbehör-
den konnte eine rechtsextremistische Beeinflus-
sung der vorerwähnten Art in folgenden Städten 
festgestellt werden: Berlin, Bremen, Dortmund, 
Frankfurt/Main, Hamburg, Hannover, Kaiserslau-
tern, Koblenz, München, Nürnberg, Stuttgart und 
Wattenscheid. 

Meist konzentrierten sie sich auf die in den Fan-
clubs aktiven sog. Skinheads. 

Zu Ihrer Frage nach der Zahl der staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungsverfahren und der Art der 
Straftatbestände hat mir der BMJ folgende Antwort 
übermittelt: 

Bei den Landesjustizverwaltungen sind bzw. wa-
ren insgesamt etwa 150 Verfahren gegen ein oder 
mehrere Einzelpersonen wegen Ausschreitungen 
im Zusammenhang mit Fußballspielen anhängig. 
Diese haben im wesentlichen folgende Straftaten 
zum Gegenstand: Verwenden von Kennzeichen ver-
fassungswidriger Organisationen, Körperverlet-
zungsdelikte, Volksverhetzung, Landfriedensbruch 
und Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte. 

Eine Aufschlüsselung der Verfahren nach Taten 
mit rechtsextremistischem Charakter einerseits so-
wie mit unpolitischem Charakter andererseits ist  

nicht stets zuverlässig möglich. Das gleiche gilt ins-
besondere auch für die Frage, inwieweit die Taten 
von Angehörigen rechtsextremistischer Vereinigun-
gen begangen wurden bzw. auf deren Einfluß zu-
rückzuführen sind. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Schemken (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/568 Fragen 75 und 76): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Landesteilen von 
Nordrhein-Westfalen Briefe mit fingiertem Kopf „Bundesbe-
auftragter für Zivilversorgung im Verteidigungsfall" an Bun-
desbürger verteilt wurden mit folgenden Formulierungen 
(auszugsweise): „Es muß bedauerlicherweise festgestellt wer-
den, daß der Bau von Zivilschutzeinrichtungen in der Ver-
gangenheit sehr vernachlässigt wurde ... In Anbetracht die-
ser Lage ist es oberstes Gebot, tumultartige Auseinanderset-
zungen vor eventuell überfüllten Bunkern zu vermeiden, die 
im Falle einer bewaffneten Auseinandersetzung entstehen 
könnten. Nach § 128, Abs. 3 BZG in der Fassung vom 23. Juli 
1969 werden die Mitglieder eines jeden Haushalts hiermit 
gebeten, diejenige Person zu benennen, die Anrecht auf 
Inanspruchnahme einer Schutzeinrichtung haben soll"? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um gegen diese 
Aktion vorzugehen, damit der erheblichen Unruhe in der 
Bevölkerung begegnet werden kann, und die örtlichen Ver-
waltungen entsprechende Hinweise erhalten? 

Zu Frage 75: 

Ja. Der Bundesregierung liegen Meldungen vor, 
wonach Schreiben dieser Art mit vorgetäuschtem 
amtlichen Charakter im Monat Oktober 1983 in 
mehreren Städten des Landes Nordrhein-Westfalen 
aufgetaucht sind. 

Zu Frage 76: 

Den Behörden vor Ort ist bekannt, daß es sich 
hierbei um gezielte Störaktionen handelt. Sie haben 
die Bevölkerung darüber aufgeklärt. Seitens der Po-
lizeibehörden sind Ermittlungsverfahren eingelei-
tet worden. Es wird sorgfältig zu beobachten sein, 
ob sich solche Vorfälle wiederholen. 

Die Bundesregierung bewertet diese Aktion als 
Teil einer Kampagne, die im Zusammenhang mit 
der gegenwärtigen Diskussion um die Sicherheits-
politik gewollt auf die Verunsicherung der Bevölke-
rung abzielt. 

Die Bundesregierung sieht in dieser Handlungs-
weise einen Anschlag auf die demokratischen und 
fairen Grundregeln des Zusammenlebens der Bür-
ger in unserem Gemeinwesen und verurteilt sie 
aufs schärfste. Die Bundesregierung hat in dem 
jetzt herausgegebenen Weißbuch zur Verteidi-
gungspolitik klar zum Ausdruck gebracht, daß mili-
tärische wie auch Maßnahmen der zivilen Verteidi-
gung untrennbare Elemente der Gesamtverteidi-
gung und für eine glaubwürdige und wirksame Ver-
teidigungsfähigkeit unseres Landes unabdingbar 
sind. Sie wird diese Position gegenüber den Bür-
gern künftig weiterhin mit allem Nachdruck ver-
deutlichen. 
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Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Becker (Nienberge) (SPD) 
(Drucksache 10/568 Frage 77 und 78): 

Hat die Bundesregierung eine Studie über linksextremisti-
sche Bestrebungen in der Deutschen Jugendpresse erstellen 
lassen (s. Deutschland-Magazin 7/83, S. 27)? 

Kann die Bundesregierung Auskunft über die Funktion 
des interministeriellen „Gesprächskreises Personalfachleu-
te" geben, und welche Erfahrungen konnten für die Bundes-
regierung bisher nutzbar gemacht werden (s. Spiegel Nr. 43, 
S. 14)? 

Zu Frage 77: 
Nein. 

Zu Frage 78: 
Der Bundesregierung ist ein solcher Gesprächs-

kreis nicht bekannt. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Krizsan (GRÜNE) (Drucksache 
10/568 Frage 79): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß jeder Deut-
sche — und damit gemäß Artikel 116 GG auch die Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik — ein Einspruchsrecht 
gegen Atomkraftwerke und Wiederaufarbeitungsanlagen 
hat, und welche Absprachen gibt es zwischen der Bundesre-
gierung und der Regierung der DDR wegen der bei Dragahn 
geplanten Wiederaufarbeitungsanlage? 

Für die Einwendungsbefugnis im atomrechtli-
chen Genehmigungsverfahren nach der Atomrecht-
lichen Verfahrensverordnung ist die Eigenschaft 
als Deutscher nicht entscheidend. 

Für diese Befugnis kommt es, wie auch sonst im 
Verwaltungsverfahren, vielmehr darauf an, daß 
eine Beeinträchtigung von Belangen geltend ge-
macht wird, die im räumlichen Geltungsbereich der 
Atomrechtlichen Verfahrensverordnung gelegen 
sind. 

Das bedeutet: Bürger der DDR sind nur dann ein-
wendungsbefugt, wenn sie im Geltungsbereich der 
Atomrechtlichen Verfahrensverordnung gelegene 
Belange geltend machen können. 

Absprachen mit der DDR über Stellungnahmen 
von Bürgern der einen Seite zu kerntechnischen 
Vorhaben im Gebiet der anderen Seite gibt es we-
gen der bei Dragahn beantragten Wiederaufarbei-
tungsanlage nicht. 




	34. Sitzung
	Bonn, Freitag, den 11. November 1983
	Inhalt
	Redetext
	Anlagen zum Stenographischen Bericht

	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4
	Anlage 5
	Anlage 6
	Anlage 7
	Anlage 8
	Anlage 9
	Anlage 10
	Anlage 11
	Anlage 12
	Anlage 13
	Anlage 14
	Anlage 15
	Anlage 16
	Anlage 17
	Anlage 18




